
Klammer für Europa
BANKENUNION I Risiko-Geldhäuser können abgewickelt werden. Linke: Bürger müssen zahlen

I
m November dieses Jahres wird die
europäische Einigung einen weite-
ren großen Schritt voran kommen.
Dann beginnt die Bankenunion
mit einer gemeinsamen Aufsicht
über die 128 wichtigsten Geldhäu-

ser in der EU, die einen Anteil von 85 Pro-
zent an der gesamten Bankenbilanzsumme
haben. „Die Finanz- und Bankenkrise hat
uns mit ihrer unglaublichen Dynamik ge-
zeigt, dass die grenzüberschreitenden Ban-
ken mit nationaler Aufsicht nicht mehr
hinreichend zu beaufsichtigen sind“, sagte
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
am vergangenen Donnerstag im Bundestag
anlässlich der ersten Lesung von vier Ge-
setzentwürfen zur Schaffung der Banken-
union. Die Entwürfe (Inhalt siehe unten)
wurden an die Ausschüsse zur weiteren Be-
ratung überwiesen. Besonders heftige Kritik
erntete Schäuble allerdings von der Links-
fraktion, die ihm vorwarf, dass entgegen
seinen Versprechungen weiter Steuergeld
zur Rettung von Banken eingesetzt werde.

Überwindung der Krise Schäuble nannte
einen weiteren Grund für die Bankenuni-
on. Es sei notwendig, „das Risiko auf dem
Gebiet des Finanzsektors von der Reduzie-
rung der Staatsverschuldung zu trennen.
Diese Verbindung hat sich ja in den zu-
rückliegenden Jahren der Euro-Krise als ein
besonders erschwerendes Element bei der
Überwindung der Krise und der Rückge-
winnung des Vertrauens in unsere europäi-
sche Währung erwiesen.“ Der Finanzminis-
ter sagte, die Aufsicht habe nur bei der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) angesiedelt
werden können, weil andernfalls mit ei-
nem neuen europäischen Vertrag eine neue
Institution hätte geschaffen werden müs-
sen. Die Übertragung von geldpolitischer
Verantwortung und Bankenaufsicht auf ei-
ne Institution sei „nicht unproblematisch“,
und deshalb sei eine strikte Trennung ganz
wichtig, um den möglichen Anschein eines
Interessenkonflikts zu vermeiden. Vor die-
sem Hintergrund sei er über die von der
EZB begonnene Debatte über den etwaigen
Ankauf von Verbriefungsprodukten „nicht
besonders glücklich“. Schäuble zeigte sich
aber überzeugt, dass deutsche Banken kei-
ne Probleme mit dem von der EZB begon-
nenen Stresstest haben werden.
Der Finanzminister begrüßte die für den
Fall von Bankenkrisen jetzt geplante Betei-
ligung von Eigentümern und Anleihegläu-
bigern sowie die Schaffung des Banken-
fonds, in den die Banken selbst einzahlen
müssen: „Der Sinn des Ganzen ist, dass die
Steuerzahler nicht mehr das Risiko tragen,
sondern die Banken selber.“ Die deutsche
Einlagensicherung der Sparkassen und

Raiffeisenbanken werde nicht vergemein-
schaftet, versicherte Schäuble. Die Mög-
lichkeit einer direkten Bankenrekapitalisie-
rung aus dem europäischen Rettungssys-
tem „bleibt allerdings nachrangig“.
Daran zweifelte die Linksfraktion. Deren
Rednerin Sahra Wagenknecht erinnerte an
die Versprechen von Schäu-
ble und der Bundesregie-
rung, „dass Steuerzahler
nie wieder für waghalsige
Geschäfte von Bankstern
bluten müssen“. Und es sei
„hoch und heilig“ verspro-
chen worden, dass es aus
dem europäischen Ret-
tungsschirm ESM kein
Geld direkt für Banken ge-
ben werde. Entweder habe
Schäuble gelogen oder sei-
ne Versprechen nicht hal-
ten können. Denn jetzt
würden Gesetze beraten, durch die Banken
direkt den ESM anzapfen könnten. Banker
könnten also auch in Zukunft ihren finan-
ziellen Giftmüll auf den Schultern der All-
gemeinheit abladen. „Da muss man sich
nicht wundern, dass immer mehr Men-
schen jeden Glauben an die Demokratie

verloren haben“, beklagte Wagenknecht.
Die Linken-Abgeordnete kritisierte, dass
die von Schäuble genannte Haftungskaska-
de ausgesetzt werden könne. Mit den Rege-
lungen der Bankenunion würden alle eu-
ropäischen Steuerzahler gemeinsam „für
den Irrsinn der europäischen Finanzmafia“

haften.
Wagenknechte Rede stieß
auf drastische Kritik der Ko-
alition. So bezeichnete
Carsten Schneider (SPD)
die Äußerungen als „puren
Rückfall in den Populismus
eines Nationalstaates“.
Fernab der wissenschaftli-
chen und ökonomischen
Debatte habe Wagenknecht
eine Rede gehalten, die
auch ein Funktionär der
AfD hätte halten können,
sagte Schneider. Der SPD-

Politiker begrüßte die jetzt geplante klare
Haftungsreihenfolge und erinnerte daran,
dass bei der Verstaatlichung der deutschen
Bank „Hypo Real Estate“, die in der Fi-
nanzkrise vor dem Zusammenbruch stand,
die Aktionäre hätten entschädigt werden
müssen, „weil wir keine gesetzliche Grund-

lage für die Abwicklung von Banken hat-
ten. Das war ein Fehler.“ Dieser Fehler wer-
de jetzt beseitigt. Auch von der CDU/CSU
kam scharfe Kritik: Diese Rede hätte viel
Beifall beim Kongress der europäischen
Rechtspopulisten gefunden, kritisierte der
stellvertretende Unions-Fraktionschef
Ralph Brinkhaus (CDU), der Wagen-
knechts Vorwurf der Untätigkeit zurück-
wies. Das deutsche Bankenrestrukturie-
rungsgesetz sei die Blaupause für die anste-
hende europäische Regelung gewesen: „Wir
haben damit Maßstäbe gesetzt.“
Für die Grünen erklärte Gerhard Schick die
grundsätzliche Zustimmung zur Banken-
union. Das Prinzip, Bankenprobleme mit
Steuergeld zu lösen, müsse endlich der Ver-
gangenheit angehören, forderte Schick, der
Schäuble und der Bundesregierung aber
vorwarf, sich zu lange gegen eine europäi-
sche Lösung gewehrt und erst auf den
Druck anderer Länder nachgegeben zu ha-
ben. Die Regierung habe sich antieuropä-
isch verhalten, „und das belastet uns bis
heute“. Dass es eine Regelung gebe, wo-
nach man bei einer Gefahr für die Finanz-
märkte „doch wieder retten kann“, be-
zeichnete Schick als „sehr gefährliche Lü-
cke“. Hans-Jürgen Leersch T

KOPF DER WOCHE

Ein Baron für
Europas Banken
Jonathan Hill Die Nominierung des britischen Barons
zum neuen EU-Kommissar für die Bankenregulierung
und Bankenunion gilt als überraschendste Entschei-

dung von Präsident
Jean-Claude Juncker
bei der Kommissions-
besetzung. Denn gera-
de aus London kommt
stets die schärfste Kri-
tik an Regeln für die
Kreditinstitute und da
vor allem aus der Kon-
servativen Partei, die
Jonathan Hill zuletzt
im britischen Ober-
haus anführte. Zuvor

war der 54-jährige Historiker Bildungs-Unterstaatsse-
kretär und Beamter sowie in diversen PR-Firmen tätig.
Die Betrauung Hills mit einem Schlüsselressort wird
als Versuch von Kommissionspräsident Juncker gewer-
tet, auf den britischen Premier David Cameron zuzu-
gehen und London wieder mehr an die EU zu binden.
Noch aber ist Jonathan Hill nicht durch. Das Europa-
parlament muss ihn noch bestätigen. Am
1. Oktober ist der Brite vor dem federführenden Aus-
schuss für Wirtschaft undWährung geladen. kru T
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Die Bande, die Europa zusammenhalten, werden durch die Bankenunion erheblich gestärkt. Neue Finanzkrisen sollen schon im Keim
erstickt werden können.
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EDITORIAL

Deich gegen
Pleitenflut

VON JÖRG BIALLAS

Es ist still geworden um die Euro-Krise. Längst
beherrschen andere Wirtschaftsnachrichten die
Medien. Während in der Öffentlichkeit die Mo-
nate dauernde Empörung über angeblich sinn-
los verpulvertes Steuergeld für Rettungsschir-
me verpufft ist, schmiedet die Politik weiter an
Schutzmaßnahmen in Form der Europäischen
Bankenunion.
Das Ziel ist, unter dem Dach der Europäischen
Zentralbank (EZB) eine gemeinsame Aufsicht
zu etablieren. Marode Banken sollen fortan
nicht mehr mit Steuergeldern gerettet werden
müssen, um unkontrolliert ausufernde Finanz-
krisen zu verhindern. Als die gemeinsame
Währung zu kollabieren drohte, ist für die Ret-
tung auf Staatskosten die unvorstellbare Sum-
me von 100 Milliarden Euro ausgegeben wor-
den. Demnächst soll das Schicksal maroder
Banken von demjenigen klammer Nationen
getrennt werden. Über die neue Haftungsge-
meinschaft müssen die Geldinstitute sich dann
selbst um ihre Schieflage kümmern; statt des
Staates haften vorrangig die Aktionäre und
Gläubiger.
Das klingt nachvollziehbar. Und ist doch,
ebenso nachvollziehbar, nicht in allen Punk-
ten unumstritten. So kollidiert eine Banken-
union mit der bisherigen EU-Finanzpolitik, die
jedes Mitglied über die Maastricht-Kriterien
zu Haushaltsdisziplin verpflichtet. Dieser auf
eigener Verantwortung beruhende Grundsatz
passt nicht recht zum integrativen Charakter
einer internationalen Bankenunion. Daran än-
dert auch der Umstand wenig, dass die Maas-
tricht-Kriterien von den Mitgliedsstaaten min-
destens großzügig interpretiert wurden und
werden. Kritiker befürchten, der Schritt von ei-
ner Banken- zu einer Fiskalunion in Europa sei
absehbar. Sie halten dies für einen unzulässi-
gen Eingriff in die nationalstaatliche Souverä-
nität und warnen, dass dann erneut finanziell
potente Länder schwache Partner sponsern
müssten.
Fragen wie diese haben den Bundestag in der
vergangenen Woche gewiss nicht zum letzten
Mal beschäftigt. Wenn die zentralisierte Auf-
sicht über rund 130 große Banken der Eurozo-
ne in nur wenigen Wochen ihre Arbeit auf-
nimmt, ist ein Deich errichtet, der Europa vor
einer zweiten Flut von Pleitestaaten schützen
soll. Wie bei jedem Deich wird es auch bei
diesem nicht damit getan sein, ihn aufzu-
schütten. Er braucht Pflege und muss ständig
ausgebessert werden.

»Steuerzahler
sollen nicht
mehr das

Risko tragen,
sondern
Banken.«

Wolfgang Schäuble (CDU)

ZAHL DER WOCHE

128
Banken und Bankengruppen aus den Staa-
ten der Euro-Zone stellen sich derzeit dem
Banken-Stresstest durch die EZB. Darunter
sind 24 deutsche Geldhäuser. Der Test dient
dazu, die Belastbarkeit der großen Kreditin-
stitute bei extremen Ereignissen wie Kon-
junktureinbrüchen zu überprüfen.

ZITAT DER WOCHE

»Steuerzahler
haften für
Europas
Finanzmafia.«
Sahra Wagenknecht, stellvertretende Vorsit-
zende der Linksfraktion, im Deutschen Bun-
destag zur geplanten europäischen Banken-
union.
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Die deutsche Haftung bleibt unverändert
BANKENUNION II Vier Gesetze regeln die Abwicklung von Kreditinstituten mit Problemen. Auch ESM darf eingreifen

Mit vier Gesetzentwürfen
(18/2575, 18/2576, 18/2577,
18/2580) sollen die europäi-
schen Vereinbarungen zur

Bankenunion umgesetzt und andererseits
die bisher schon in Deutschland aufgrund
der Erfahrungen in der Finanzkrise getrof-
fenen Regelungen an die europäischen
Vorgaben angepasst werden. Außerdem
geht es bei dem Maßnahmenpaket um die
Einführung eines neuen Instruments für
den europäischen Rettungsschirm ESM,
der in Zukunft auch zur direkten Banken-
rekapitalisierung eingesetzt werden soll.
Ziel ist, dass bei Bankenkrisen die Steuer-
zahler nicht mehr sofort belastet werden,
wie zum Beispiel bei der Rettung der
Münchner „Hypo Real Estate“(HRE).

Systemrelevanz Ein wichtiges Instrument
der Bankenunion ist die Möglichkeit der
Abwicklung auch großer systemrelevanter
Finanzinstitute, ohne dass die Finanzstabi-
lität gefährdet wird. Kreditinstitute haben
Sanierungspläne zur Vorbereitung auf den
Krisenfall zu erstellen. Mit dem Sanie-
rungsplan soll die Widerstandsfähigkeit ei-
nes Instituts oder einer Finanzgruppe in

Krisensituationen gestärkt werden. In dem
Plan sollen Handlungsoptionen beschrie-
ben werden, die die Geschäftsleitung er-
greifen will, um die wirtschaftliche Lage zu
stabilisieren und die Überlebensfähigkeit
des Instituts zu sichern, „ohne dass es auf
aus Steuergeldern finanzierte Stabilisie-
rungsmaßnahmen angewiesen ist“. Die Ab-
wicklungsbehörde soll eine Bewertung der

Abwicklungsfähigkeit der Institute vorneh-
men.
Mit dem Gesetzentwurf soll der Staat im
Fall einer Bestandsgefährdung eines Insti-
tuts eine geordnete Abwicklung betreiben
können und dabei die Finanzstabilität
wahren sowie öffentliche Mittel und ge-
deckte Einlagen der Kunden schützen. „Zu
den Befugnissen der Abwicklungsbehörde

gehören insbesondere die Instrumente der
Gläubigerbeteiligung, der Unternehmens-
veräußerung, der Übertragung auf ein Brü-
ckeninstitut und der Übertragung auf eine
Vermögensverwaltungsgesellschaft“, erklärt
die Bundesregierung. Die bisher in natio-
naler Regie geführten nationalen Abwick-
lungsfonds für in Schieflage geratene Ban-
ken sollen auf den einheitlichen europäi-
schen Abwicklungsfonds übertragen wer-
den. Die Bundesregierung betont, es gelte
weiterhin ein Vorrang der indirekten vor
der direkten Bankenrekapitalisierung. Hil-
fen des permanenten Rettungsschirms ESM
sollen nur unter Auflagen gewährt werden
können und sind auf 60 Milliarden Euro
begrenzt. Zur Haftung Deutschlands heißt
es: „Das Ausmaß der Haftung Deutschlands
wird durch die Einrichtung des neuen In-
struments der direkten Rekapitalisierung
von Finanzinstituten nicht geändert.“ hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Hier residierte mal ein Dax-Konzern: Blick auf den ehemaligen Sitz der untergegange-
nen HRE-Bank in München, die im Zuge der Finanzkrise verstaatlicht werden musste.
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Weinender Dritter
CONTRA Nie wieder sollen Steuerzahler für Banken

aufkommen, die sich verspekuliert ha-
ben. Der politische Anspruch ist unbe-
stritten nach der Finanzkrise. Mit der

Bankenunion bemüht sich die Europäische Union,
Konsequenzen zu ziehen. Sie baut eine Schutz-
wand für die Steuerzahler auf, allerdings eine mit
ziemlich vielen Löchern.
An den Prinzipien, die Europas Finanzminister ver-
künden, ist nichts auszusetzen. Kernstück der
Neuordnung ist die Haftungskaskade. Als erstes
trifft es bei Bankpleiten künftig die Aktionäre und
erst am Ende die Steuerzahler – das ist die Ab-
sicht. So müssen die Banken einen Abwicklungs-
fonds selbst auffüllen. Mit 55 Milliarden Euro ist
der Eigenbetrag der Branche aber viel zu klein, um
Sicherheit zu schaffen. „Klar unterdimensioniert“
sei diese Summe, urteilt zu Recht die Monopol-
kommission. Besonders heikel wird es in der lan-
gen Übergangszeit, bis die 55 Milliarden Euro voll-
ständig eingezahlt sind. Was ist, wenn vor 2024
eine italienische Großbank kippt? Auf die Einzah-
lungen der Banken aus andern Ländern könnte
das Institut nicht zurückgreifen. Verhindert hat Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU), dass in
der Übergangszeit ausländische Konkurrenten mit
den Beiträgen der deutschen Institute stabilisiert
werden können. Die hiesigen Banken sind also ge-
schützt, nicht aber die Steuerzahler. Sie könnten
über ihren Anteil am europäischen Rettungsfonds
ESM doch wieder in Haftung genommen werden.
Auch entscheiden am Ende bei großen Abwicklun-
gen die EU-Finanzminister – das lässt Kungeleien
zwischen Regierungen befürchten, deren Rech-
nung der Steuerzahler als weinender Dritte zahlt.
Die Bankenunion ist gut gemeint. Bankenrettun-
gen auf Staatskosten verhindert sie nicht.

Mehr zum Thema der Woche auf Seite 1 bis 3
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Markus Sievers
»Berliner Zeitung«
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Die Finanzexpertin: Antje Tillmann

Antje Tillmann gibt sich energisch. „Wir wollen die Steuerzah-
ler aus der Bankenrettung heraushalten“, sagt die finanzpoli-
tische Sprecherin der Unions-Bundestagsfraktion. Sie wehrt
Kritiker der entstehenden europäischen Bankenunion ab, die

befürchten, nach den kriselnden Euro-Staaten müssten die Bürger
hierzulande auch noch für hochverschuldete Kreditinstitute südlicher
Länder aufkommen. Tillmann erläutert dazu die vereinbarte „Haf-
tungskaskade“, die in den nun im Bundestag eingebrachten Gesetzen
zur europäischen Bankenunion verankert ist. „Zuerst die Eigentümer,
dann die Gläubiger, dann der Bankenfonds, dann der permanente Ret-
tungsschirm ESM und dann nur im Ausnahmefall der Steuerzahler.“
Hätte es diese Regeln schon beim Eintritt der Bankenkrise vor Jahren
gegeben, hätten Steuerzahler nur für ein einziges Geldhaus aus Irland
geradestehen müssen, sagt die Erfurter CDU-Abgeordnete. Durch die
mehrstufigen Prüfverfahren bis hin zum Stresstest der EZB würden die
Risiken, dass Großbanken demnächst notleidend würden, deutlich re-
duziert.
Sind die 55 Milliarden Euro, in die Europas Banken für den Rettungs-
fonds der Bankenunion einzahlen müssen, nicht zu gering angesichts
der Volumina, die heute in der Finanzwelt bewegt werden? Tillmann
sagt, der Fonds stehe erst an dritter Stelle der „Haftungskaskade“ und
das Gros der Risiken werde durch die Eigentümer abgedeckt. „Man
darf die Banken nicht überfordern“, mahnt sie. Wenn alles funktionie-
re, könne die Einlagesumme eines Tages erhöht werden. Auch auf die
soliden deutschen Sparkassen und Genossenschaftsbanken werde ein-
gegangen, weil Risiko und Größe von Kreditinstituten beim Fonds be-

rücksichtigt würden. Scharf widerspricht die 50-Jährige in ihrem Bun-
destags-Büro Forderungen aus der Commerzbank, die im Zuge der
künftigen Bankenunion die von den Krisenstaaten propagierte Idee
der Eurobonds nun wieder aufgewärmt hat. „Es darf keine Gemein-
schaftshaftung für schlechtes Wirtschaften anderer Staaten geben.“
Die gebürtige Düsseldorferin wurde schon mit 14 politisch aktiv, als
sie an ihrem katholischen Gymnasium eine Schülerunions-Gruppe
gründete, um gegen geplante Zuschusskürzungen zu protestieren. Sie

studierte Finanzwissenschaften und startete 1986 als Finanzbeamtin
in Nordrhein-Westfalen. Eigentlich sollte die Diplom-Finanzwirtin das
Steuerbüro ihres Vaters übernehmen, aber dann kam die deutsche Ein-
heit und Tillmann wechselte 1991 nach Brandenburg und 1993 nach
Thüringen. Dort arbeitete sie zunächst im Finanzministerium, danach
in den Finanzämtern Weimar und Erfurt. Seit 1998 ist sie auch geprüf-
te Steuerberaterin. Das Beherrschen spröder Finanzzahlen ist Antje Till-

mann von Berufs wegen auf den Leib geschneidert. Damit hat sie sich
auch in der Unions-Fraktion, der sie seit 2002 angehört, einen Namen
gemacht. Zunächst im Haushaltsausschuss, seit 2005 im Finanzaus-
schuss und seit Anfang 2014 als finanzpolitische Fraktionssprecherin.
„Mrs. Schuldenbremse“ wurde die hartnäckige Kämpferin für das Spa-
ren in der Union genannt, als sie als Unions-Berichterstatterin in der
zweiten Föderalismuskommission erfolgreich für die Einführung der
staatlichen Schuldenbremse stritt. „Generationengerechtigkeit“ hat
sie sich auf die Fahnen geschrieben.
Vielleicht ist die CDU-Frau auch deshalb eher zurückhaltend beim The-
ma Steuersenkung – trotz der Rekordeinnahmen des Staats. Sie ist
stolz, dass der Bund nach 40 Jahren erstmals die „Schwarze Null“ er-
reicht hat. Das sei ein „riesiger Schritt, da muss man weitermachen“,
sagt sie. „Wenn es mittelfristig die Chance gibt, den Bürger zu entlas-
ten, sollte man dies machen“, sagt Tillmann und verweist auf die an-
gestrebte Reform bei der Kalten Progression.
Erfurt und das Land Thüringen sind für die Rheinländerin längst zur
neuen Heimat geworden, auch weil der Menschenschlag dort so ähn-
lich sei, sagt sie. Bei den vergangenen Wahlen 2009 und 2013 hat die
Mutter einer Tochter sogar den Wahlkreis Erfurt-Weimar-Weimarer
Land II direkt für die Union gewonnen und dabei dort den SPD-Etatex-
perten Carsten Schneider ausgestochen. Welche politischen Ziele hat
Antje Tillmann noch? „Als finanzpolitische Fraktionssprecherin kann
ich wichtige Themen wie die Bankenunion oder den Kampf gegen
Steuerhinterziehung aktiv mitgestalten“, sagt sie. „Das finde ich aus-
gesprochen spannend.“ Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Wir wollen die
Steuerzahler

aus der
Bankenrettung
heraushalten.«

Hierzulande verbreitet sich allmäh-
lich das Gefühl, die Krise sei überstan-
den. Ist dieses Gefühl trügerisch?
Ich glaube ja. Was die Staatenfinanzierung
angeht, weil etwa für Frankreich und Italien
immer noch große Zinsrisiken bei der Refi-
nanzierung auf den Kapitalmärkten lauern.
Und es ist auch trügerisch, weil nach wie
vor in den Bankbilanzen Restposten existie-
ren, die durchaus zu Schieflagen führen
können. Insofern wird man jetzt erst mal
abwarten müssen, was die Stresstests erge-
ben und ob da eine gewisse Entwarnung zu
sehen ist oder nicht.

Die europäische Bankenunion soll ver-
gleichbare Krisen künftig verhindern.
Kann sie das?
Ich bin der Ansicht, dass die Bankenunion
ein Fortschritt ist. Die Zuständigkeit der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) für die gro-
ßen Banken, die ja ein Marktvolumen von
85 Prozent abbilden, wird für koordinierte-
re Abläufe sorgen, als das bisher der Fall
war. Ob das schon pünktlich zum 4. No-
vember passieren wird, an dem die EZB of-
fiziell übernehmen will, wage ich zu be-
zweifeln. Trotz allem kann ich zumindest
aus deutscher Sicht sagen, dass die BaFin,
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht, gute Vorarbeit für die Übergabe an
die EZB geleistet hat. Daher ist zu erwarten,
dass ein bisschen mehr Stabilität heraus-
kommt.

Entscheidend aus Sicht der Bundesre-
gierung ist, dass künftig nicht mehr der
Steuerzahler, sondern vorrangig die Fi-
nanzinstitute selbst für ihre Probleme
aufkommen müssen.
Erst mal ist der Anspruch völlig richtig. Man
hat eine Haftungskaskade aufgebaut, die
zunächst die Banken und ihre Eigentümer
in die Pflicht nimmt und dann bestimmte
Gläubigerpositionen mit heranzieht. Das
soll bis zu acht Prozent der Bilanzsumme
ausmachen und wäre sicherlich schon eine
erhebliche Entlastung. Dazu kommt für
Notfälle der Bankenabwicklungsfonds. Ob
das aber bei einer systemischen Krise, also
nicht nur der Krise einer einzelnen Bank,
reichen wird, wage ich zu bezweifeln.
Das Grundproblem ist: Die Banken sind
nach wie vor viel zu groß, und die Politik
hat nicht den Anspruch umsetzen können,
sie kleiner zu machen. Daher bleiben die
Risiken sehr groß. Im übrigen machen die
indirekten Kosten einer Finanzkrise – Steu-
erausfälle, Konjunkturprogramme, Kurzar-
beitergeld – meist ein Vielfaches der Kosten
für die Bankenrettung aus. Und keiner kann
sagen, wie unter dem Regime der Schulden-
bremse in der Bundesrepublik und dem Re-
gime des Fiskalpaktes europaweit über-
haupt Krisenbewältigungen künftig laufen
sollen. Dürfen dafür Kredite aufgenommen
werden und wie lange? Antizyklische Poli-
tik soll zwar möglich sein, aber spätestens
im zweiten Jahr oder bei stagnativer Ent-
wicklung ist das völlig offen. Und solange
an dem Dogma festgehalten wird: keine
Steuererhöhung für Besserverdienende, so-
lange ist der öffentliche Spielraum dann
mehr als knapp.

Sie haben den 2010 beschlossenen
deutschen Bankenrettungsfonds heftig kri-
tisiert. Warum?
Weil das vorgesehene Volumen nicht er-
reichbar ist. Der Fonds ist so konstruiert,
dass er gewinnabhängig ist. Große Banken
haben die auf sie entfallenden Abgaben
nicht bezahlt, weil die Gewinne dafür nicht
ausreichend waren. Anschließend wurde
den Banken die Zahlung sogar gestundet.
Die Commerzbank hat bisher so gut wie
nichts gezahlt, obwohl sie eine Riesen-Kri-
senverursacherbank gewesen ist. Jetzt ist viel
zu wenig im Fonds.

Und wird es mit dem neuen europäi-
schen Bankenabwicklungsfonds besser?

Dieses Problem wird bei der europäischen
Lösung dadurch versucht aufzufangen, dass
man den Sparkassensektor und den Genos-
senschaftssektor in viel größerem Umfang
als bisher in Deutschland mit in die Pflicht
nimmt. Das ist aber aus unserer Sicht völlig
systemwidrig, weil Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken nicht Krisenverursacher
waren und auch nicht sein werden. Keine
von ihnen ist so groß, und zudem haben sie
ihre eigenen solidarischen Sicherungssyste-
me. Sie müssen also in diesen Fonds ein-
zahlen, ohne je davon zu profitieren. Des-

wegen muss die Bundesregierung in den
Verhandlungen mit der EU-Kommission
viel stärker als bisher dafür sorgen, dass das
spezifische deutsche Bankenwesen mit sehr
vielen kleinen Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken nicht geopfert wird zuguns-
ten von Großbanken, französischen, italie-
nischen, spanischen, die entlastet werden,
weil der Fonds von den kleinen deutschen
aufgefüllt wird.

In Vorbereitung auf die Bankenunion
laufen derzeit die Stresstests. Dabei sind

die Probleme der portugiesischen Banko
Espirito Santo ans Licht gekommen.
Das zeigt, dass man die Probleme jetzt in
der Tat angeht und auch versucht, Lösungen
zu finden. Wir werden möglicherweise erle-
ben, dass auch eine deutsche Bank ein Pro-
blemfall wird. Aus unserer Sicht ist es aller-
dings unsinnig, das Gesamtergebnis des
Stresstests den Banken erst 48 Stunden vor
der Veröffentlichung zur Verfügung zu stel-
len. Das wird am Freitag sein, und am Mon-
tag ist der Markt wieder auf. Das heißt, dass
an einem Wochenende Lösungen zu finden
sein müssen. Das kann schon im Einzelfall
zu Verwerfungen führen. Niemand kann ein
Interesse haben, dass einzelne Banken dann
nicht ausreichend Zeit haben, um vernünf-
tig zu handeln, sei es über die Kapitalmärk-
te, sei es, wenn sie öffentlich-rechtlich sind,
mit ihren jeweiligen Landesregierungen.

Bisher hat der Europäische Stabilitäts-
mechanismus ESM Staaten geholfen, die
durch die Bankenrettung in Finanznöte
geraten sind. Das hat dann die Staatsver-
schuldung hochgetrieben. Künftig soll der
ESM unter Umständen direkt zur Rekapi-
talisierung von Banken beitragen kön-
nen. Ein Fortschritt?
Nein. Ich bin mir auch nicht sicher, ob es
überhaupt möglich und vernünftig ist, vom
ESM direkt Geld in die Banken hineinzuste-
cken. Wir haben immer gefordert: Wenn
Staaten öffentliches Geld in Banken ste-
cken, muss das natürlich mit Einflussnah-
me verbunden sein, mit Mandaten in Auf-
sichtsräten und anderem. Und das können
nur die Nationalstaaten. Ich kann mir über-
haupt nicht vorstellen, dass ein ESM Eigen-
tümerrechte gegenüber einer Bank ausübt
oder dass das sinnvoll sein kann. Insofern
sollte der ESM Gelder immer nur über die
Staaten zur Verfügung stellen, die dann
wirklich auch Einfluss nehmen und bitte
dafür sorgen müssen, dass diese Banken we-
sentlich kleiner werden oder, wenn notwen-
dig, auch geregelt abgewickelt werden.

Eine Gruppe von Professoren klagt vor
dem Bundesverfassungsgericht gegen die
Bankenunion, weil diese der Europäi-
schen Zentralbank mehr Macht gebe, als
die EU-Verträge erlaubten. Wie beurteilen
Sie dies?
Die ganze Konstruktion ist ein Problem.
Fangen wir mal damit an, dass natürlich
durch die Zuständigkeit der EZB die Maß-
nahmen auf die Eurozone beschränkt sind.
Wir waren mit dem Finanzausschuss in
London und haben von den britischen Kol-
legen gehört: Macht das mal mit der Ban-
kenunion, wunderbar, aber ohne uns! Das
ist schon ein Problem, wenn der größte Fi-
nanzplatz, London, nicht mit dabei ist. Das
zweite ist, dass die EZB natürlich in Interes-
senkollisionen kommt als Institution, die
hoheitlich für Geldpolitik zuständig ist und
gleichzeitig Aufsicht sein soll. Man hat eben
ganz schnell eine Lösung gesucht, um ge-
nau das von Ihnen angesprochene ESM-
Problem anzugehen. Die Bundeskanzlerin
hat darauf gedrängt, dass es sehr schnell zu
dieser Bankenunion kam. Man hätte lieber
eine andere Institution gründen sollen, als
auf die EZB zurückzugreifen.

Das Gespräch führte Peter Stützle.

Axel Troost sitzt seit 2005 im
Deutschen Bundestag und ist seither

finanzpolitischer Sprecher der Fraktion
Die Linke. Der 1954 geborene

Diplom-Volkswirt ist auch Sprecher
der Landesgruppe Sachsen

in der Fraktion.

©
ax

el
-tr

oo
st

.d
e

©
ax

el
-tr

oo
st

.d
e

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Vorteile
für die
Großen«
AXEL TROOST Der Finanzexperte
der Linksfraktion sieht durch
die Bankenunion Nachteile für
die soliden deutschen Sparkassen

GASTKOMMENTARE
SCHÜTZT DIE BANKENUNION DEN STEUERZAHLER?

Richtung stimmt
PRO Mit der Bankenunion hat Europa eine

schnelle und wirkungsvolle Antwort
auf die Euro-Krise gegeben. Dieser
große Integrationsschritt war überfäl-

lig – gerade im Interesse der Steuerzahler.
Man kann streiten, ob ausgerechnet die Europäi-
sche Zentralbank die Aufsicht über die Großban-
ken übernehmen sollte. Doch wichtig ist zunächst,
dass es nun eine gemeinsame Kontrolle gibt. Im
vernetzten Finanzsystem machen Probleme einer
Bank nicht an Grenzen halt – erst recht nicht im
gemeinsamen Währungsraum. Daher muss die
Aufsicht im europäischen Interesse handeln, damit
Bankenprobleme nicht aus nationalem Kalkül
ignoriert werden, bis sie unkontrollierbar sind.
Kommt es zu einer Schieflage, steht künftig ein
EU-Abwicklungsfonds zur Verfügung, gefüllt von
den Finanzinstituten. Damit sinkt für die Steuer-
zahler das Risiko, einspringen zu müssen. Gerade
in Deutschland wird bemängelt, dass mit dem EU-
Fonds eine Vergemeinschaftung von Bankrisiken
einhergeht. Das stimmt. Offenbar haben die Kriti-
ker aber schon die Schieflage einiger Finanzinsti-
tute in Deutschland vergessen. Es ist kein Natur-
gesetz, dass die deutschen Banken in den Fonds
nur einzahlen, während andere Nutznießer sind.
Noch wichtiger: Mit der Bankenunion wird eine
neue Haftungskaskade eingeführt. Künftig müssen
zuerst Anteilseigner und Gläubiger der Banken für
eine Rettung oder Abwicklung zahlen. Das nimmt
auch den direkten Bankenhilfen aus dem Euro-
Rettungsfonds ESM ihren Schrecken. Die Hürden
für dessen Nutzung sind so hoch, dass sie ein
theoretischer Fall bleiben wird.
Unterm Strich bleibt: Dank der Bankenunion muss
der Steuerzahler künftig bei Hilfen für Finanzinsti-
tute als Letzter einspringen – nicht mehr als Erster.

Jan Hildebrand
»Handelsblatt«
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Nach der Krise? Vor der Krise?
BANKENUNION Durch eine europäische Aufsicht über die Geldhäuser sollen Steuerzahler nicht mehr so schnell haften

D
ie Debatte im Bundestag
dauerte nicht mehr als 100
Minuten. Doch am Ende
stand ein tiefer Einschnitt
in das deutsche und euro-
päische Finanzsystem.

Rund sechs Jahre nach der spektakulären
Pleite der Lehman Brothers und dem Beginn
der europäischen Staatsschuldenkrise haben
die deutschen Parlamentarier durch die Ver-
abschiedung von vier so genannten Umset-
zungsgesetzen die geplante europäische Ban-
kenunion implementiert. Mit ihr soll eine
kontrollierte Rettung von maroden Geldhäu-
sern möglich werden, ohne dass künftig Staa-
ten damit zugleich an den Rand des Bank-
rotts geraten. Während die Befürworter dies
als einen Durchbruch zu einer stabileren in-
stitutionellen Finanz-Architektur der Euro-
Zone feiern, befürchten viele Kritiker, dass
damit durch die Hintertür doch eine europa-
weite Haftung der Sparer und Steuerzahler
für überschuldete Banken und Staaten festge-
schrieben wird.

Besserer Schutz Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) verspricht sich von der Ban-
kenunion jedoch in erster Linie einen besse-
ren Schutz der Steuerzahler vor den finan-
ziellen Folgen künftiger Bankenkrisen. Die
Gesetze haben dabei das Ziel, einerseits die
europäischen Vereinbarungen zur Banken-
union umzusetzen und andererseits die bis-
her schon in Deutschland aufgrund der Er-
fahrungen in der Finanzkrise getroffenen Re-
gelungen an die europäischen Vorgaben an-
zupassen. So folgt dem Gesetzesvorhaben
auch ein gravierender und für die Finanz-
marktbranche weitreichender verwaltungs-
technischer Umbau: Zunächst wird die „Bun-
desanstalt für Finanzmarktstabilität“ (FMSA)
die nationale Abwicklungsbehörde werden.
Dabei sollen die bisher auf verschiedene Stel-
len verteilten Abwicklungsbefugnisse dort
zentralisiert werden. In einem zweiten Schritt
soll die FMSA dann in die „Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht“ (BaFin) als so
genannte „Anstalt in der Anstalt“ überführt
werden. „Hierdurch sollen Synergien mit der
bestehenden Allfinanzaufsicht gehoben und
mögliche Reibungsverluste vermieden wer-
den“, heißt es in dem Gesetzesentwurf. Am
Ende wird dann die EZB die Banken in der
Euro-Zone beaufsichtigen. Aufgabe der neu-
en Aufsicht ist es, darauf zu achten, dass die
wichtigsten, grenzüberschreitend arbeitenden
Geldhäuser Europas nach einheitlichen Stan-
dards kontrolliert werden. Die kleineren Ban-
ken sollen dagegen auch in Zukunft durch
die nationalen Behörden überwacht werden.

Start im November Dabei ist die parlamen-
tarische Verabschiedung zeitlich genauestens
und engstens getaktet, denn bereits Anfang
November soll die gemeinsame Bankenauf-
sicht unter dem Dach der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) ihre Arbeit aufnehmen und
insgesamt 120 Banken in der Euro-Zone, da-
runter 21 deutsche Institute, beaufsichtigen.
Zuvor wird ein so genannter Stresstest zeigen,
ob die Bilanzen der größten Banken einem
simulierten Crash standhalten, versteckte Ver-
luste offengelegt und ausgleichen. Alle Ban-
ken werden dabei künftig mehr Eigenkapital

vorhalten müssen. Im November will dann
die neue Chefin der EZB-Bankenaufsicht, Da-
niele Nouy, die Ergebnisse veröffentlichen.
Bekommen Geldinstitute dann künftig er-
neut Probleme, werden sie – so ist vor allem
nach dem Banksendesaster in Zypern geplant
– nach einem einheitlichen Verfahren saniert
oder abgewickelt. Fallen Verluste an, sollen
in erster Linie die Eigentümer und Gläubiger
der Bank durch ein so genanntes „Bail-in“
haften. Kleinanleger sollen dabei durch Ein-
lagensicherungsfonds geschützt werden. Die
zweite Verteidigungslinie bildet ein Fonds,
der von den Banken in der Euro-Zone schritt-
weise bis Anfang 2024 über Abgaben der
Geldhäuser mit rund 55 Milliarden Euro ge-
füllt werden soll. Er kann allerdings erst an-
gezapft werden, nachdem Eigentümer und
Gläubiger der Bank Verluste in Höhe von
mindestens acht Prozent der Bilanzsumme
absorbiert haben. Wenn er genutzt wird, darf
der Fonds höchstens Mittel in Höhe von fünf
Prozent der Bilanzsumme bereitstellen. Diese
Reihenfolge der Haftung – zuerst Eigentümer
und Gläubiger, dann der Abwicklungsfonds
der Banken – wird als „Haftungskaskade“ be-
zeichnet. „Wir lassen damit Haftung und Ver-
antwortlichkeit dort angesiedelt, wo auch die
Zuständigkeit für die Entscheidungen ist“,
betonte Schäuble. „So wollen wir das Risiko,
dass wieder die Steuerzahler wie in der Fi-
nanzkrise in die Haftung eintreten müssen,
ausschließen.“ Am Ende der Haftungskaska-
de steht dann allerdings doch der Euro-Ret-
tungsfonds ESM und mit ihm der Steuerzah-
ler. Dabei war der ESM eigentlich nur zur Sta-

bilisierung von finanziell angeschlagenen
Euro-Staaten gedacht. Nun soll er – als „ulti-
ma ratio“ sozusagen – auch bei einer direk-
ten Rekapitalisierung von Banken helfen. Das
soll aber in der Regel mit einer finanziellen
Beteiligung des Landes verbunden werden, in
dem die notleidende Bank sitzt. Die Hilfen
sind auf 60 Milliarden beschränkt. Die Haf-
tungsregeln sollen insgesamt europaweit ab
2016 gelten, in Deutschland aber schon von
2015 an.

Alarmglocken Spätestens
aber, wenn die einzelnen
Nationalstaaten zur Rettung
maroder Banken aufgerufen
wären, schrillen bei Kritikern
der geplanten Bankenunion
alle Alarmglocken. Denn
Europas Bankenwelt ist auch
heute noch lange nicht vor
weiteren bösen Überra-
schungen gefeit. Ganz im
Gegenteil. Erst vor wenigen
Wochen drohte die portugie-
sische „Banco Espirito San-
to“ (BES) in eine finanzielle Schieflage zu ge-
raten. Wir erinnern uns: Mitten im Sommer-
loch sorgten Pleitegerüchte um die BES und
Rioforte – beide Geldhäuser sind Teil des
weitverzweigten portugiesischen Familien-
konglomerates „Espirito International“ – für
helle Aufregung an den Finanzmärkten. In
ganz Europa rauschten die Bankaktien in den
Keller, gleichzeitig schossen die Risikoprä-
mien auf südeuropäische Staatsanleihen in

die Höhe. Portugals Ministerpräsident Pedro
Passos Coelho sah sich gezwungen zu versi-
chern, dass die BES genügend Kapital habe,
um ihren Verpflichtungen nachzukommen.
Ein Vorgang, der viele Beobachter fatal an die
längst überwunden geglaubte Banken-Krise
erinnerte, in der nationale Aufseher selbst
dann noch schützend ihre Hände über hei-
mische Kreditinstitute hielten, als diese
längst vor der Pleite standen.
Und Portugal ist kein Einzelfall: Nach dem

jüngsten Bankenmonitor des
Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) in Köln leiden
vor allem die Geldhäuser in
Zypern und Griechenland
unter problembeladenen
Krediten, danach folgen Ita-
lien und Spanien. Auch in
Österreich schockte die Erste
Group, das älteste Kreditin-
stitut des Landes, Anfang Juli
die Märkte mit 2,4 Milliar-
den Euro Abschreibungen
für 2014. Finanzkreise rech-
nen damit, dass europaweit

30 von 128 getesteten europäischen Banken
die Hürde im Stresstest reißen könnten. Kon-
kret heißt das: Im Krisenszenario hätten sie
nicht ausreichend Eigenkapital und der Steu-
erzahler müsste „aushelfen“.
Ein Szenario, das sich auch in Deutschland
ereignen könnte. Geht es nach Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU) und der
Chefin der Bundesfinanzaufsicht (BaFin), El-
ke König, werden zwar alle deutsche Banken

den Stresstest problemlos überstehen. Doch
ist das wirklich so? Wackelkandidaten sind
vor allem einige Landesbanken. Besonders
gefährdet ist die skandalumwitterte HSH
Nordbank. Die gemeinsame Landesbank von
Hamburg und Schleswig-Holstein ist welt-
weit die Nummer eins im Schiffsgeschäft, das
zur Zeit in einer tiefen Krise steckt, und darü-
ber hinaus stark in Schieflage wegen Fehlin-
vestments vor der Finanzkrise. Dass das Insti-
tut überhaupt noch existiert, verdankt es al-
lein den Steuerzahlern der beiden Bundes-
länder, die das Institut mit rund zehn Milliar-
den Ausfallgarantie stützen. Die sollen der ei-
gentlich maroden Landesbank jetzt durch
den Stresstest helfen. Doch noch ist fraglich,
ob die EZB die Garantie der Steuerzahler to-
leriert. Ist dies nicht der Fall, wird es eng. Um
nicht das gleiche Schicksal zu erleiden wie
die NRW-Landesbank WestLB, die auf Drän-
gen der EU-Kommission abgewickelt wurde,
könnte sich die Kieler Skandalbank nur noch
in eine Fusion mit der niedersächsischen
Nord/LB retten. Doch auch die sitzt auf ei-
nem großen, heute ungeliebten Polster aus
Schiffsbeteiligungen.

Problem Schiffe Und dann ist da noch die
Frankfurter Commerzbank, eigentlich ein
Privatinstitut, aber nach der Finanzkrise im-
mer noch mit 17 Prozent in der Hand des
deutschen Staates. Auch sie muss milliarden-
schwere Altlasten aus der Staats-, Schiffs- und
Immobilienfinanzierung loswerden und
schleppt viele andere Risiken mit sich herum.
Mit dem Verkauf von Portfolios in Spanien

und Portugal hat sie bereits viele Altlasten
abgeworfen. Aber ob es für den Stresstest
reicht?
Ja, sagen die Banken zuversichtlich, denn es
gibt ja noch Mario Draghi. Europas obersten
Banker. Er hat versprochen, den europäi-
schen Bankensektor und damit Euro-Land
mit allen Mitteln der Geldpolitik vor einer
neuen Bankenkrise zu retten. Anfang Juli die-
sen Jahres kündigte die EZB deshalb ein bis
zu vierjähriges Kreditprogramm in Höhe von
insgesamt einer Billion Euro für Europas
Banken an. Ab September – nicht zufällig
kurz vor dem Bilanzcheck und Stresstest –
konnten sie sehr günstig Refinanzierungsge-
schäfte – der Zinssatz liegt bei 0,25 Prozent –
von der Notenbank erhalten, um weiter zu
bestehen. „Die Euro-Zone läuft Gefahr, Zom-
bie-Banken zu züchten, welche die Volkswirt-
schaften der Krisenländer im Erholungspro-
zess lähmen“, warnen deshalb die Ökono-
men vom „Institut der deutschen Wirtschaft“
in Köln. Die nächste Krise, so lautet ihre
Warnung, droht dann spätestens in vier Jah-
ren. Dann müssen die Banken das von der
Zentralbank geliehene Geld wieder zurück-
zahlen. Christoph Birnbaum T

Der Autor ist Wirtschaftsjournalist in Bonn.

Ab November die „Wacht am Main“: Gebäude der Europäischen Zentralbank in der Bankenstadt Frankfurt
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Schiffsfinanzierungen belasten wegen Überkapazitäten viele Banken.
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Vor allem die
Banken in

Zypern und
Griechenland
leiden unter

faulen
Krediten.
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Soldaten im Dauerstress
WEHRBERICHT Hohe Belastung durch viele Einsätze

Die Opposition hält der Bundesregierung
mangelnde Fürsorge für die Soldaten vor.
So seien für die in Mali stationierten Trup-
penangehörigen trotz Malariagefahr Mos-
kitonetze erst mit Verspätung geliefert wor-
den, monierte Christine Buchholz von der
Linksfraktion am vergangenen Donnerstag
bei der abschließenden Debatte über den
Jahresbericht 2013 (18/300) des Wehrbe-
auftragten. An Zynismus grenze der Um-
gang mit einsatzbedingten psychischen Er-
krankungen in der Truppe. So wolle Minis-
terin Ursula von der Leyen (CDU) auch
psychisch vorbelastete Soldaten in Aus-
landseinsätze schicken.
Die Grünen-Abgeordnete Doris Wagner
führte viele Missstände in der Bundeswehr
auf den Personalmangel zurück. Manche
Soldaten heuerten außerdem im Urlaub
bei privaten Sicherheitsfirmen an, um ihr
Gehalt aufzubessern. „Das darf doch nicht
wahr sein“, befand Wagner und empfahl
der Ministerin, über eine Erhöhung der
Stellenzulage nachzudenken.
Heidtrud Henn (SPD) setzt derweil auf das
von der Regierung geplante Attraktivitäts-
programm für die Streitkräfte, damit die
Zahl der Eingaben beim Wehrbeauftragten
zurückgeht. Man müsse darüber reden, was
die Bundeswehr leisten könne und solle.
Der CSU-Abgeordnete Reinhard Brandl

stellte klar: „Eine gute Ausrüstung ist auch
eine sicherheitspolitische Notwendigkeit.“
Er erinnerte an die vielen Krisenherde auf
der Erde und daran, dass die Bundeswehr
schon reduziert worden sei. Brandl wertete
die Soldaten als „hervorragende Botschaf-
ter unseres Landes“, auch im Ausland.
Seine CDU-Fraktionskollegin Anita Schäfer
betonte ebenfalls, das Parlament könne die
Soldaten nicht ohne verlässliche Ausrüs-
tung in Einsätze schicken. Und ohne einen
attraktiven Dienst „können wir sie nicht in
der Truppe halten“, fügte sie hinzu. Es sei
daher wichtig, die Soldaten weniger häufig
auf andere Dienststellen zu versetzen.
Der Wehrbeauftragte Hellmut Königshaus
(FDP) selbst beklagte, die Bundeswehr sei
nicht im Bestzustand. Das gelte sowohl für
die militärischen Großgeräte als auch für
die bauliche Infrastruktur. Er verwies auf
Technikpannen und Ausrüstungsdefizite
sowie auf die extrem hohe Einsatzbelas-
tung von Frauen und Männern mit Schlüs-
selqualifikationen. So seien viele Soldaten
mehr als 250 Tage pro Jahr einsatzbedingt
unterwegs. Das sei „langfristig unzumut-
bar“.
Im vergangenen Jahr hatten sich 5.095 Sol-
daten mit Beschwerden an den Wehrbeauf-
tragten gewandt. Das war die höchste Zahl
seit Gründung der Bundeswehr. vom T

Edathy-Ausschuss vor schwieriger Rechtsabwägung
ANHÖRUNG Sachverständige sehen komplizierte Abgrenzungsfragen bei Fällen von Kinderpornografie

Der Untersuchungsausschuss des Bundes-
tages zur Aufklärung der Affäre Edathy
steht nach Ansicht von Strafrechtsexperten
vor einer rechtlich ausgesprochen schwieri-
gen Materie. Die Strafrechtsprofessoren
Jörg Eisele aus Tübingen und Joachim Ren-
zikowski von der Universität Halle-Witten-
berg waren sich bei einer Anhörung des
Ausschusses in der vergangenen Woche im
Bundestag einig, dass die Abgrenzung von
strafbaren zu nicht strafbaren Kinderfotos
und -filmen sehr schwierig ist. „Wenn es
für uns Rechtswissenschaftler schon schwer
ist, eine sichere Grenze zu ziehen, dann
erst recht für Laien“, kommentierte Eisele
das juristische Gestrüpp auf diesem Feld.

Zweideutige Rechtslage Dem ehemali-
gen SPD-Abgeordneten Sebastian Edathy
wird der Besitz kinderpornografischer Bil-
der vorgeworfen. Wegen möglicher Unre-
gelmäßigkeiten während der Ermittlungen
gegen ihn hatte der Bundestag kurz vor der
Sommerpause einen Untersuchungsaus-

schuss eingesetzt. Bevor das Gremium nun
am 9. Oktober mit der Zeugenvernehmung
beginnt, hörte sich der Ausschuss vier
Sachverständige an. Dabei ging es zum ei-
nen um die Rechtslage im Bereich der Kin-
derpornografie, zum anderen um die
rechtlichen Grundlagen und organisatori-
schen Bedingungen der Ermittlungsbehör-
den. Auf Fragen von Abgeordneten, ob

und wenn ja welche Präzisierung des Straf-
tatbestands hier wesentlich weiterhelfen
könne, gingen die Meinungen der Gutach-
ter auseinander. Und ob es im Fall Edathy
gerechtfertigt war, aufgrund des Besitzes
nicht strafbarer Bilder anzunehmen, er be-
sitze vermutlich auch strafbare, und des-
halb eine Durchsuchung anzuordnen, lässt
sich auch nach der Expertenanhörung

nicht eindeutig beantworten. Zu den Streit-
punkten in der Affäre gehört, dass der Chef
des Bundeskriminalamtes, Jörg Ziercke,
den damaligen Innenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) über die Ermittlungen ge-
gen Edathy informierte. Der Bochumer Kri-
minologe Thomas Feltes sieht darin keinen
Grund zur Beanstandung. Sein Kollege Ralf
Poscher, Staatswissenschaftler in Freiburg,
teilte diese Einschätzung zwar. Den Erlass
des Bundesinnenministers, aufgrund des-
sen Ziercke den Minister informiert hatte,
hielt Poscher aber für rechtswidrig. Da eine
solche Meldung in Persönlichkeitsrechte
Betroffener eingreife, sei als Grundlage ein
Gesetz oder mindestens eine vom Bundes-
rat gebilligte Rechtsverordnung der Bun-
desregierung erforderlich.
Auf die Vorwürfe gegen Friedrich, der In-
formationen weitergegeben hatte, gingen
die Gutachter kaum ein. Ein Ermittlungs-
verfahren gegen den CSU-Politiker wurde
wegen geringer Schuld eingestellt. An dem
Telefonat, in dem sich der damalige Parla-
mentarische Geschäftsführer und heutige
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Thomas Op-
permann, bei Ziercke nach Edathy erkun-
digte, hatten die Gutachter, soweit sie sich
überhaupt dazu äußerten, nichts auszuset-
zen. Wo sich Edathy derzeit aufhält, ist
nicht bekannt. Peter Stützle TDie Anhörung der juristischen Sachverständigen im Untersuchungsausschuss
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

UN-Abkommen
ratifiziert
KORRUPTION Einstimmig hat der Bundes-
tag am vergangenen Donnerstag den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zum
Übereinkommen der Vereinten Nationen
vom 31. Oktober 2003 gegen Korruption
(18/2138, 18/2643) angenommen. Das
Übereinkommen sieht vor, dass die Beste-
chung und Bestechlichkeit von Amtsträ-
gern strafbar ist. Durch das Anfang Sep-
tember in Kraft getretene Gesetz zur Erwei-
terung des Straftatbestandes der Abgeord-
netenbestechung (18/476, 18/607) wurde
das deutsche Recht an die Erfordernisse des
Übereinkommens angepasst.
Christian Lange (SPD), Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister der
Justiz und für Verbraucherschutz, erklärte,
die Verhinderung und Bekämpfung von
Korruption gehöre zu den zentralen staatli-
chen Aufgaben. Frank Tempel (Die Linke)
sagte, es sei eine „absolute Notwendigkeit“,
dass Deutschland das Abkommen ratifizie-
re. Er kritisierte allerdings, dass dies erst so
spät geschehen sei. Für Ansgar Heveling
(CDU) ist neben den Gesetzen viel ent-
scheidender, dass in Deutschland ein ge-
sellschaftliches Klima der Transparenz
herrsche, das dazu beitrage, korruptes Ver-
halten ans Licht zu bringen.
Hans-Christian Ströbele (Grüne) forderte
gleichwohl weitere Anstrengungen gegen
Korruption. Notwendig sei beispielsweise
ein Korruptionsregister, mehr Transparenz
bei der Parteienfinanzierung sowie Straf-
freiheit für sogenannte Whistleblower im
öffentlichen Dienst. Einvernehmlich er-
klärte der Bundestag auch den Gesetzent-
wurf der Grünen (18/478) zum gleichen
UN-Übereinkommen für erledigt. jbb T
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Wer kinderpornografische Bilder macht oder verbreitet, soll nach dem Willen der Bundesregierung künftig härter bestraft werden. Zudem werden die Verjährungsfristen für sexuellen Missbrauch verlängert.
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Mehr Schutz für Kinder
JUSTIZ Koalition will Sexualstrafrecht verschärfen und damit EU-Übereinkommen ratifizieren

A
uch wenn sein Name kaum
fiel, so überschattete die Af-
färe um den zurückgetrete-
nen ehemaligen SPD-Bun-
destagsabgeordneten Sebas-
tian Edathy doch die Debat-

te zum Sexualstrafrecht am Donnerstag
vergangene Woche im Plenum des Bundes-
tages. Die Abgeordneten debattierten näm-
lich in erster Lesung einen Gesetzentwurf
der Bundesregierung (18/2601), der zahl-
reiche Veränderungen und Verschärfungen
des Sexualstrafrechts vorsieht, gerade was
Nacktbilder von Kindern anbelangt.
Mit dem Gesetzentwurf setzt die Bundesre-
gierung allerdings hauptsächlich Vorgaben
der Konvention des Europarates zum
Schutz von Kindern gegen sexuelle Aus-
beutung und sexuellen Missbrauch sowie
des Übereinkommens zur Verhütung und
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen in
nationales Recht um. Ebenso wird damit
die EU-Richtlinie zur Bekämpfung des se-
xuellen Missbrauchs und der Kinderporno-
grafie aus dem Jahr 2012 in das deutsche
Rechtssystem übertragen.

Schutzlücken schließen Bundesjustizmi-
nister Heiko Maas (SPD) wies in der De-
batte darauf hin, dass mit dem Gesetzent-
wurf viele Schutzlücken im Strafrecht ge-
schlossen würden. So sei es nun im Falle
des Missbrauchs eines Schülers oder einer
Schülerin durch einen Lehrer nicht mehr

wichtig, ob es sich um den Klassenlehrer
handelt oder nicht. „Niemand soll seine
Vertrauensstellung ungestraft missbrau-
chen können“, sagte Maas. Zudem erhalten
Opfer von Missbrauchsfällen mehr Zeit,
die Taten anzuzeigen: Die Verjährungsfris-
ten der Taten werden bis zum 30. Lebens-
jahr des Opfers verlängert, in besonders
schweren Fällen auch bis zum 50. Lebens-
jahr. Dass eine solche Än-
derung notwendig sei, hät-
ten Vorfälle wie an der
Odenwaldschule gezeigt,
an der Schüler jahrelang
von Lehrern missbraucht
worden waren.
Maas kündigte weiterhin
schärfe Regelungen und
Strafen für das Herstellen,
Verbreiten und den Besitz
von Bildern nackter Kinder
an. So verbiete das Gesetz,
Bilder von „teilweise unbe-
kleideten Kindern und Ju-
gendlichen in unnatürlich geschlechtsbe-
tonter Körperhaltung“ zu publizieren.
Ebenso soll strafbar sein, wer unbefugt
nackte Kinder fotografiert oder diese Bilder
verbreitet.
Befürchtungen, mit den verschärften Re-
geln würden auch Eltern, die harmlose
Aufnahmen ihrer Kinder beim Nacktbaden
oder am Strand machten, kriminalisiert,
wies der Minister zurück. Das sei schon

deshalb nicht so, da Eltern nicht unbefugt
handelten.
Auf das Thema Prävention ging die Linke-
Abgeordnete Halina Wawzyniak ein. So
sollten Täter, die ihre Strafe verbüßt haben,
einen Rechtsanspruch auf Therapie und
umfassende Hilfe erhalten. Außerdem sei
das Gesetz an vielen Stellen unklar und
nicht genau genug formuliert, kritisierte

Wawzyniak. Das schaffe
Rechtsunsicherheit anstatt
-sicherheit. So solle auch
bestraft werden, wer „unbe-
wusst“ im Internet auf kin-
derpornografisches Materi-
al zugreife. Wie solle das
kontrolliert werden? Sie
vermute, dass sich über das
Gesetz Befürworter der an-
lasslosen Vorratsdatenspei-
cherung ein Hintertürchen
offen gelassen hätten.

Drei Säulen Für Thomas
Strobl (CDU) steht der Kampf gegen Kin-
desmissbrauch auf drei Säulen. Säule eins
sei die Prävention, und da sei es gelungen,
die Förderung des Projekts „Kein Täter wer-
den“ zu sichern. Dank des Gesetzes wür-
den nun in Säule zwei, dem lückenlosen
Strafrecht, einige Schutzlücken geschlos-
sen. Beispielsweise könne jetzt mit bis zu
drei Jahren Haft bestraft werden, wer kin-
derpornografische Bilder horte. Auch der

Säule drei, der effektiven Strafverfolgung,
sei durch einheitliche Regelungen und
Definitionen geholfen. Insgesamt sei das
Gesetz „ein gutes Paket, um den Opfern zu
helfen und darauf kommt es an“.
Katja Keul von den Grünen begrüßte es,
dass die Anbahnung eines sexuellen Kon-
takts zu Minderjährigen über das Internet,
das sogenannte „grooming“, strafbar wer-
den soll. Allerdings sieht auch Keul viele
Unklarheiten in dem Gesetz. So werde
auch der einvernehmliche Austausch von
Nacktbildern unter Jugendlichen illegal.
Besonders störe sie, dass sich künftig straf-
bar mache, wer Bilder mache, die dazu tau-
gen, „dem Ansehen von Personen erheb-
lich zu schaden“. Mit dieser Formulierung
werde das Gesetz dem rechtlichen Maßstab

nicht gerecht, sagte Keul. Johannes Fechner
(SPD) wies darauf hin, dass die Bundesre-
gierung mit dem Gesetz der EU-Richtlinie
zum besseren Schutz von Kindern vor se-
xueller Gewalt nachkomme. „Wir dürfen
in diesem Bereich keine Strafbarkeitslü-
cken erlauben“, sagte er. Es sei gut, dass der
Straftatbestand des sexuellen Missbrauchs
auch um Stiefeltern oder neue Lebenspart-
ner erweitert werde. Freilich müsse die Po-
lizei aber auch in die Lage versetzt werden,
die neuen Straftatbestände zu verfolgen.
Mit debattiert wurde außerdem ein Antrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(18/2619) für mehr Schutz und Hilfen für
Kinder, der zusammen mit dem Gesetzent-
wurf an die federführenden Ausschüsse
überwiesen wurde. Julian Burgert T

> STICHWORT
Weitere geplante Verschärfungen im Sexualstrafrecht

> Ausland Wer sich als Deutscher im Ausland des sexuellen Missbrauchs schuldig macht, soll
besser verfolgt werden können, unabhängig davon, ob auch das Opfer deutscher Staatsbür-
ger ist oder nicht.

> Mobbing Das Gesetz beinhaltet auch die effektivere Verfolgung von „Cybermobbing“, al-
so Schikanen über das Internet.

> Videos Strafbar wird, wer kinder- und jugendpornografische Darbietungen veranstaltet
oder besucht, beispielsweise über Live-Streams im Internet.

»Das Gesetz
ist ein gutes

Paket, um den
Opfern von

Missbrauch zu
helfen.«

Thomas Strobl (CDU)

Befragungen
per Internet
INNERES Der Bundestag hat vergangene
Woche den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung „zur Änderung des Mikrozensusge-
setzes 2005 und des Bevölkerungsstatistik-
gesetzes“ (18/2141) zur weiteren Beratung
an die Ausschüsse überwiesen. Wie die Re-
gierung in der Vorlage erläutert, werden
der Mikrozensus und die durch eine EU-
Verordnung vorgeschriebenen Stichpro-
benerhebungen über Arbeitskräfte gemein-
sam vorgenommen. Eine bevorstehende
Änderung dieser Verordnung sehe „insbe-
sondere eine mehrmalige Befragung dersel-
ben Person innerhalb eines Jahres vor.“ Zu-
dem sollten Erhebungen vermehrt elektro-
nisch durchgeführt werden, beispielsweise
per Internet. Auch bei anderen Haushalts-
erhebungen der EU seien umfangreiche
Änderungen und weiter gehende Anforde-
rungen absehbar. Daher sei beabsichtigt,
„diesen Anforderungen mit einer übergrei-
fenden Reform der Haushaltserhebungen
zu begegnen“. Ziel sei die Schaffung eines
Gesamtsystems, in das unter anderem der
Mikrozensus, die „europäische Arbeitskräf-
teerhebung“ sowie die Gemeinschaftserhe-
bungen über Einkommen und Lebensbe-
dingungen und über die private Nutzung
von Informationstechnologien integriert
werden sollen.
Zur geplanten Änderung das Anfang 2014
in Kraft getretenen Bevölkerungsstatistikge-
setzes schreibt die Regierung, es habe sich
bei der Vorbereitung seiner Umsetzung he-
rausgestellt, „dass weitere Hilfsmerkmale
erforderlich sind, um die Qualität der Sta-
tistik insbesondere im Hinblick auf die
Einwohnerzahl und deren Fortschreibung
zu sichern und zu verbessern“. stoT



»Es gelingt Ortner, 
den unfassbaren 
Dämon Freisler zur 
funktionierenden 
Todesinstanz in der 
realen Welt des Schreckens 
zurückzuverwandeln.«
DER SPIEGEL
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Kritik an Pflegereform
ANHÖRUNG Änderungen am Gesetzentwurf gefordert

Der Entwurf für das Pflegestärkungsgesetz
muss nach Ansicht von Gesundheitsexper-
ten an einigen wichtigen Stellen nachge-
bessert werden. Bei einer Anhörung ver-
gangene Woche im Bundestag wiesen die
geladenen Fachleute darauf hin, dass unge-
achtet der vorgesehenen Beitragssatzanhe-
bung um 0,5 Prozentpunkte in dieser
Wahlperiode das Projekt finanziell wohl
nicht hinreichend abgesichert sei. So werde
viel Geld gebraucht, um die zusätzlichen
Pflegekräfte angemessen zu bezahlen und
eine regelmäßige und ausreichende Dyna-
misierung der Pflegeleistungen einzupla-
nen. Der für 2015 vorgesehene Inflations-
ausgleich in Höhe von vier Prozent werde
den tatsächlichen Kaufkraftverlust kaum
ausgleichen können. Mit dem Pflegevor-
sorgefonds zugunsten der geburtenstarken
Jahrgänge werde überdies mit viel Geld we-
nig Wirkung erzielt. Verbandsvertreter mo-
nierten außerdem, dass ein verbindlicher
Zeitplan zur Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs, mit dem Versor-
gungsansprüche definiert werden, nicht
vorgesehen sei.
Das Pflegereformgesetz der Bundesregie-
rung (18/1798) sieht ab 2015 Leistungsver-
besserungen für Pflegebedürftige, Angehö-
rige und Pflegekräfte vor. Rund sechs Milli-
arden Euro mehr pro Jahr sollen in das
System fließen, um die steigende Zahl von

Pflegebedürftigen, darunter viele Demenz-
kranke, künftig versorgen zu können. Be-
sonders heftig fiel die Expertenkritik am
Vorsorgefonds aus, der ab 2015 mit 0,1
Beitragssatzpunkten (pro Jahr rund 1,2
Milliarden Euro) 20 Jahre lang aufgebaut
werden soll. Der Wirtschaftsforscher Eckart
Bomsdorf von der Universität Köln rechne-
te vor, dass die Beitragssatzentlastung mit
wenig mehr als 0,1 Prozentpunkten margi-
nal wäre. Er schlug vor, die Rücklage mit
0,25 Beitragssatzpunkten anzusparen und
betonte: ,,Das Ziel ist richtig, aber der Weg
ist schmal.“ Ein Vertreter der Gewerkschaft
ver.di regte an, mit dem Geld könnten pro
Jahr rund 70.000 Ausbildungsplätze in der
Altenpflege finanziert werden. Die Arbeit-
geber (BDA) befürchten, das Geld könnte
leicht zweckentfremdet werden und forder-
ten, den Fonds auf Dauer anzulegen.
Der Gesundheitsökonom Heinz Rothgang
von der Universität Bremen erinnerte wie
die Sozialverbände daran, dass die Versi-
cherten einen großen Teil der stationären
Pflegekosten selbst tragen müssen. Der So-
zialverband Deutschland sprach sich daher
für eine solidarische Pflege-Bürgerversiche-
rung aus. Die staatlich geförderte private
Pflege-Zusatzversicherung (Pflege-Bahr)
kann nach Einschätzung mehrerer Exper-
ten die bestehende Versorgungslücke nicht
schließen. Claus Peter Kosfeld T

Die »Debatte danach«
NOTFALLVERHÜTUNG SPD-Fraktion will weiter beraten

Der parlamentarische Dauerstreit über die
„Pille danach“ geht in leicht variierter Ge-
fechtslage weiter. Die Unionsfraktion lehnt
eine Freigabe der Notfallverhütung mit
dem Wirkstoff Levonorgestrel (LNG) wei-
ter ab, die SPD-Fraktion machte nach Mo-
naten der Erörterung überraschend noch
Beratungsbedarf geltend, und Die Linke
legte einen alten Antrag (18/1617) neu auf
(18/2630), der vergangene Woche nach
teils hitziger Debatte in den Gesundheits-
ausschuss überwiesen wurde, wo die Bera-
tung nun von vorne beginnt.
Gesundheitsexpertinnen der Opposition
warfen der SPD vor, im „Koalitionsgefäng-
nis“ zu stecken und nur deshalb nicht auch
für die Freigabe des Hormonmittels aus
der Rezeptpflicht zu votieren. Die Linke-
Abgeordnete Cornelia Möhring sagte, es
gehe um das Selbstbestimmungsrecht der
Frauen, die nicht länger bevormundet wer-
den dürften. Der SPD warf Möhring eine
unerträgliche „Verhinderungstaktik“ vor.
Auch die Grünen-Abgeordnete Kordula
Schulz-Asche ging den Koalitionspartner
der Union scharf an und monierte, die
SPD sei gefangen in der Koalitionsdiszip-
lin. „Sie will zwar, aber sie kann nicht.“ Es
sei auch ein „Trauerspiel“ zu sehen, wie die
Union bei diesem Thema gegen die Mehr-
heit des Bundestages, des Bundesrates und
gegen die Vernunft agiere. Die Union ver-
weigere den Frauen den direkten, schnel-
len Weg zur Notfallverhütung, was mögli-

cherweise mit Pharmainteressen zu tun ha-
be, mutmaßte Schulz-Asche in Anspielung
auf eine anstehende Entscheidung auf eu-
ropäischer Ebene zur Freigabe des Alterna-
tivwirkstoffs Ulipristalacetat.
Die SPD-Abgeordneten Mechthild Rawert
und Hilde Mattheis räumten ein, dass aus
medizinischer Sicht nichts gegen eine Frei-
gabe von LNG spreche. Rawert stellte aber
klar: „Wir sind keine Freigänger aus dem
Koalitionsgefängnis, wir sind frei gewählte
Abgeordnete.“ Die SPD habe noch Bera-
tungsbedarf, auch weil es um Kostenfragen
gehe. Mattheis sagte, die Zeit sollte ausge-
schöpft werden, um zu überzeugen. Die
CSU-Abgeordnete Emmi Zeulner erinnerte
daran, dass in der Expertenanhörung zum
Thema einige Argumente dafür genannt
worden seien, an der Rezeptpflicht festzu-
halten. So gebe es eine gefährliche Unwis-
senheit über die Wirkung der Notfallverhü-
tung. Der Arzt müsse „die zentrale Bera-
tungsfigur“ bleiben. Karin Maag (CDU) ar-
gumentierte, die Versorgung der Frauen in
solchen Notlagen sei jederzeit gewährleis-
tet. Es gebe wenig Gründe, von dem funk-
tionierenden System abzuweichen. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Anzeige

F
ür Bundesfamilienministerin
Manuela Schwesig (SPD) ist es
ein „neues Kapitel in einer mo-
dernen Familienpolitik“, für
die Opposition allenfalls „ein
erster Schritt in die richtige

Richtung“. Am vergangenen Freitag debat-
tierte der Bundestag in erster Lesung über
den von Schwesig vorgelegten Gesetzent-
wurf zur Einführung des sogenannten „El-
terngeld Plus“ mit Partnerschaftsbonus
(18/2583), mit dem die Ministerin jene El-
ternpaare unterstützen will, die sich part-
nerschaftlich um die Betreuung ihrer Kin-
der kümmern, zugleich aber früher ins Be-
rufsleben zurückkehren wollen. Aufgabe
einer modernen Familienpolitik sei es
nicht, Eltern Vorschriften zu machen, son-
dern sie zu unterstützen, wenn sie partner-
schaftlich Verantwortung für die Familie
übernehmen, sagte Schwesig. Zudem liege
es auch im Interesse der Arbeitgeber, wenn
gut ausgebildete Frauen früher in das Be-
rufsleben zurückkehren.

Teilzeitbeschäftigung Im Kern sieht der
Gesetzentwurf vor, dass das Elterngeld Plus
bei Aufnahme einer Teilzeitbeschäftigung
doppelt so lange bezogen werden kann
wie das bisherige, Elterngeld. Dies ist zwar
auch jetzt schon möglich, allerdings wird
der Lohn aus der Teilzeitbeschäftigung auf
das Elterngeld angerechnet. Mit der Verlän-
gerung der Bezugsdauer soll dies nun aus-
geglichen werden. Zusätzlich soll sich über
einen Partnerschaftsbonus die Bezugsdauer
um weitere vier Monate verlängern, wenn
die Eltern einer Beschäftigung mit 25 bis
30 Wochenstunden nachgehen. Elterngeld,
Elterngeld Plus und Partnerschaftsbonus
sollen außerdem kombiniert werden kön-
nen. Insgesamt kann das Elterngeld Plus
somit maximal 28 Monate lang bezogen
werden. Beim herkömmlichen Elterngeld
liegt die maximale Bezugsdauer bei 14 Mo-
naten.
Auch die Elternzeit soll nach dem Willen
von Ministerin Schwesig flexibler gestaltet
werden. So sollen Eltern wie bisher bis
zum dritten Geburtstag des Kindes eine
unbezahlte Auszeit aus dem Berufsleben
nehmen können. Zukünftig soll zwischen
dem dritten und achten Geburtstag des
Kindes eine Auszeit von 24 Monaten in bis
zu drei Abschnitten ermöglicht werden.

Benachteiligungen Die Linksfraktion und
Bündnis 90/Die Grünen nahmen die Ge-
setzesinitiative Schwesigs prinzipiell posi-
tiv auf. Dadurch würden auch alte Forde-
rungen der Opposition erfüllt. Trotzdem
müsse der Entwurf an mehreren Stellen
nachgebessert werden. So monierten Diana
Golze, kinder- und jugendpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, und die familien-
politische Sprecherin der Grünen, Katja
Dörner, übereinstimmend, dass das Ar-
beitslosengeld II auch weiterhin mit dem
Elterngeld verrechnet werde. Faktisch kä-
men ALG-II-Bezieher somit nicht in den
Genuss der familienpolitischen Leistung.
„Dies ist eine riesige Ungerechtigkeit“,
schimpfte Dörner. Und Golze attestierte
der Regierung, dass dies „kein Konzept zur
Bekämpfung der Familienarmut“ sei. Be-
nachteiligt würden auch Alleinerziehende.
So kämen Alleinerziehende mit gemeinsa-
men Sorgerecht für die Kinder nicht in den
Genuss der Partnermonate.

Diana Golze bemängelte zudem, dass die
bislang gezahlten Zuschläge auf das Eltern-
geld bei Mehrlingsgeburten künftig gestri-
chen werden sollen. Der Anspruch auf El-
terngeld gelte nur noch pro Geburt, nicht
mehr pro Kind. Dies aber stehe im Wider-
spruch zu einem Urteil des Bundessozial-
gerichts.

Zeitliche Spielräume Auch aus den Rei-
hen der SPD-Fraktion wurde der Ruf nach
Nachbesserungen am Gesetzentwurf laut.
So sprach sich deren stellvertretende Vor-
sitzende, Carola Reimann, ebenfalls für
Verbesserungen für alleinerziehende Eltern
aus. Reimann lobte die Initiative als ersten
von drei gesetzlichen Schritten, um Famili-
en, vor allem Frauen, mehr zeitlichen

Spielraum zu verschaffen. Ein weiterer Ge-
setzentwurf von Ministerin Schwesig zur
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Pfle-
ge von Familienangehörigen werde folgen,
und im kommenden Jahr werde Arbeitsmi-
nisterin Andrea Nahles (SPD) ein gesetz-
lich verankertes Rückkehrrecht in eine
Vollzeitbeschäftigung nach Arbeitsunter-
brechungen anstreben. „Mütter zurück an
den Herd, junge Frauen zurück an die
Schnabeltasse – das kann ja wohl nicht die
Lösung der Probleme bei Kinderbetreuung
und Pflege älterer Angehöriger sein“, sagte
Reimann.
Für die Unionsfraktion begrüßte die Fami-
lienpolitikerin Nadine Schön (CDU) die
Einführung des Elterngeld Plus als Weiter-
entwicklung einer „Erfolgsgeschichte“ und

Umsetzung eines Wahlversprechens. Dies
zeige, dass „sich die Familien in Deutsch-
land auf die Union verlassen können“. Das
Elterngeld sei auf deren Bedürfnisse zuge-
schnitten. Die im Bundeshaushalt einge-
planten 5,4 Milliarden Euro seien „gut an-
gelegt“. Familien bekämen mit dem Eltern-
geld im ersten Jahr nach einer Geburt ei-
nen „Schonraum“, würden finanziell abge-
sichert und bekämen die Möglichkeit für
ein partnerschaftliches Leben.
Die 31-jährige Parlamentarierin nutzte ihre
Rede, um sich vom Plenum in den Mutter-
schutz zu verabschieden und mahnte, dass
die Tätigkeit von Abgeordneten nicht sehr
familienfreundlich sei. „Vielleicht sollten
wir auch mal vor der eigenen Haustür keh-
ren.“ Alexander Weinlein T

Eltern sollen sich nach dem Willen von Familienpolitikern vermehrt partnerschaftlich um ihren Nachwuchs kümmern können.
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Schonräume
FAMILIE Bundestag begrüßt Elterngeld Plus von Ministerin
Schwesig. Die Opposition fordert aber Nachbesserungen



D
ie Freizügigkeit in der
EU ist eine der wichtigs-
ten Errungenschaften
des europäischen Eini-
gungsprozesses und ei-
ner der sichtbarsten Vor-

züge Europas für die Bürgerinnen und Bür-
ger.“ So steht es im Vorblatt des Regie-
rungsentwurfes „zur Änderung des Freizü-
gigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschrif-
ten“ (18/2581), und so ähnlich bekräftigte
es auch Bundesinnenminister Thomas de
Maizière (CDU) vergangene Woche in der
ersten Lesung des Gesetzentwurfes im Bun-
destag. Festgeschrieben ist das Recht auf
Freizügigkeit in Artikel 21 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen
Union. Danach haben Staatsangehörige ei-
nes EU-Landes das Recht, in jeden Mit-
gliedsstaat der Union einzureisen und sich
dort aufzuhalten.

Steigende Belastung Mit ihrer Gesetzes-
initiative verfolgt die Bundesregierung „das
Ziel, Fälle von Rechtsmissbrauch oder Be-
trug im Zusammenhang mit dem Freizü-
gigkeitsrecht, im Bereich von Schwarzar-
beit und illegaler Beschäftigung sowie bei
der Inanspruchnahme von Kindergeld zu
verhindern und konsequent zu ahnden“.
Zugleich sollen die Kommunen „wegen
der besonderen Herausforderungen, die
sich aus dem verstärkten Zuzug aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten ergeben“, entlastet
werden. Man dürfe nicht darüber hinweg-
sehen, dass „vor Ort mit einem wachsen-
den Zuzug aus bestimmten EU-Mitglieds-
staaten Probleme verbunden sind“, mahn-
te de Maizière in der Debatte. Diese Städte
berichteten über eine Verschärfung sozialer
Probleme und über eine steigende Belas-

tung ihrer Systeme der kommunalen Da-
seinsvorsorge, fügte der Ressortchef hinzu.
Um diese Kommunen zu entlasten, soll
nach seinen Worten die Bundesbeteiligung
an den Kosten der Unterkunft und Hei-
zung für Hartz-IV-Empfänger aufgestockt
und bei Kindern und Jugendlichen aus
EU-Staaten ohne geklärten Krankenversi-
cherungsschutz die Impfkosten übernom-
men werden. Im Freizügigkeitsrecht sollten
befristete Wiedereinreisesperren im Falle
eines Rechtsmissbrauchs oder Betrugs er-
möglicht, das Aufenthaltsrecht zur Arbeits-
suche auf sechs Monate befristet und die
Erschleichung von Aufenthaltsbescheini-
gungen durch falsche Angaben unter Strafe
gestellt werden. Um Missbrauch beim Kin-
dergeld zu unterbinden, solle dessen Zah-
lung „von der eindeutigen Identifikation
von Antragstellern und Kindern durch An-
gabe der steuerlichen Identifikationsnum-
mer abhängig sein“. Zur Bekämpfung von
Scheinselbstständigkeit und Schwarzarbeit
solle ferner „die Zusammenarbeit mit der
Finanzkontrolle Schwarzarbeit intensi-
viert“ werden.

Klare Ablehnung Bei der Opposition stie-
ßen insbesondere die Änderungen beim
Freizügigkeitsrecht auf Ablehnung. „Belas-
sen Sie es bei der Hilfe für die Kommunen!
(...) Verzichten Sie auf Verschärfungen des
Freizügigkeitsrechts!“, sagte für Die Linke
ihre Abgeordnete Ulla Jelpke. Ähnlich äu-
ßerte sich der Grünen-Parlamentarier Vol-
ker Beck: „Streichen Sie aus Ihrem Gesetz-
entwurf den Teil betreffend die
EU-Freizügigkeit“, forderte er. Über die
Kindergeldregelung und Hilfen für die
Kommunen könne dagegen mit den Grü-
nen jederzeit geredet werden.

Jelpke warf insbesondere der Unionsfrakti-
on vor, seit mehr als einem Jahr „über den
angeblichen Sozialhilfemissbrauch der Zu-
wanderer aus Osteuropa“ zu reden und
„Vorurteile gegen Menschen aus Osteuro-
pa, insbesondere gegen Roma“, zu schü-
ren. Dabei seien von 267.000 Rumänen,
die in der Bundesrepublik lebten, laut Poli-
zeilicher Kriminalstatistik „ganze 91 ver-
dächtig – verdächtig, nicht verurteilt –, So-
zialleistungsbetrug begangen zu haben“.
Auch sei die Arbeitslosenquote in Deutsch-
land unter Bulgaren und Rumänen niedri-
ger als unter den übrigen EU-Ausländern.
„Zuwanderer aus Osteuropa kommen
nicht hierher, um Sozialleistungen zu be-
ziehen; sie kommen hierher, um zu arbei-
ten“, sagte Jelpke.

Beck argumentierte, die Regierung wolle
„das Erschleichen der Freizügigkeit mit
Wiedereinreisesperren belegen und so So-
zialbetrug bekämpfen“. Die EU-Freizügig-
keitsrichtlinie besage jedoch, dass eine
„Entscheidung, die die Freizügigkeit von
Unionsbürgern beschränkt und nicht aus
Gründen der öffentlichen Ordnung, Si-
cherheit und Gesundheit erlassen wird,
(...) nicht mit einem Einreiseverbot des
Aufnahmemitgliedstaats einhergehen“ dür-
fe. „Ihre Regelung ist also von vorne bis
hinten EU-rechtswidrig“, fügte Beck hinzu.
Zugleich kritisierte er, die Entlastung der
Kommunen um 25 Millionen Euro im Jahr
sei „bei weitem nicht ausreichend“.
Der SPD-Abgeordnete Lars Castellucci be-
tonte, dass Deutschland eine „gesteuerte
und vernünftige Zuwanderung“ brauche.
Er verteidigte, „dass eine Frist von sechs
Monaten eingeführt wird, die für EU-Bür-
ger gilt, die zur Arbeitssuche einreisen“.
Der Europäische Gerichtshof räume die
Möglichkeit einer Befristung ausdrücklich
ein. Auch sei vorgesehen, „dass jemand,
der sich ernsthaft um Arbeit bemüht, wei-
ter hierbleiben kann“. Zugleich nannte
Castellucci es „klug“, Vorkehrungen zu
treffen, „dass wir Kindergeld wirklich nur
an diejenigen zahlen, die auch kindergeld-
berechtigt sind“.
Die CSU-Parlamentarierin Andrea Lind-
holz sagte, die Freizügigkeit verursache
auch Probleme. Binnen Jahresfrist sei „die
Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten aus Rumänien und Bulgarien in ei-
nigen deutschen Kommunen um 40 Pro-
zent, 80 Prozent, ja sogar um 147 Prozent
gestiegen“. Vor allem in strukturschwachen
Regionen und Großstädten führe das zu
Problemen. Helmut Stoltenberg T

Für Bürger anderer EU-Staaten will Schwarz-Rot das Aufenthaltsrecht zur Arbeitssuche in Deutschland künftig auf sechs Monate befristen.
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Befristet
freizügig
EU Die Bundesregierung will beim
Aufenthaltsrecht von Unionsbürgern
in Deutschland Begrenzungen fest-
schreiben. Bei der Opposition stößt
das Vorhaben auf scharfe Kritik
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Der Streit hat begonnen
BRANDENBURG Woidke setzt wieder auf Rot-Rot

In Brandenburg deutet sich nach der Land-
tagswahl vom 14. September erneut eine
Koalition des Wahlsiegers SPD (31,9 Pro-
zent) mit der Linken (18,6 Prozent) an.
Beide Fraktionen regieren bereits seit 2009
das Land und haben sich am vergangenen
Samstag (nach Redaktionsschluss, Anm. d.
Red.) zu ihrem ersten Sondierungsgespräch
getroffen. Für Dienstag ist ein weiteres Tref-
fen geplant. Wenn es nach der SPD und ih-
rem Regierungschef Dietmar Woidke geht,
sollen die Verhandlungen bis zum 11. Ok-
tober beendet sein. Bereits am 8. Oktober
soll der neu gewählte Landtag zu seiner
konstituierenden Sitzung zusammenkom-
men. Anfang November könnte, verläuft
alles nach Plan, der alte und neue Minis-
terpräsident Woidke vereidigt werden.
Dabei konnte sich auch die CDU (23 Pro-
zent) Anfang vergangener Woche Hoffnun-
gen auf eine Regierungsbeteiligung ma-
chen, denn die SPD hatte diese zuerst zu
Sondierungsgesprächen eingeladen. Ein
solches Bündnis hätte mit sieben Stimmen
eine deutlichere Mehrheit gehabt als eine
rot-rote Koalition mit drei Stimmen Mehr-

heit. Doch es kam anders. Und nachdem
die Gespräche zwischen SPD und CDU am
23. September schon nach dem zweiten
Treffen gescheitert waren, schoben sich
beide Parteien gegenseitig die Verantwor-
tung dafür zu. Im Zentrum des Streits
stand die Frage, ob CDU-Landeschef Mi-
chael Schierack bereit gewesen wäre, einen
Ministerposten zu übernehmen. Während
Woidke die Absage an die CDU mit Schie-
racks angeblicher Weigerung einer solchen
Postenübernahme begründete, behauptete
der CDU-Politiker, es sei in den Gesprä-
chen gar nicht um Personalien gegangen.
Freuen kann sich nun Die Linke, obwohl
sie mit 8,6 Prozent deutliche Verluste bei
der Wahl hinnehmen musste.
Streit gab es auch bei der erstmals in den
Landtag eingezogenen AfD (12,2 Prozent).
So verzichte der Abgeordnete Stefan Hein
auf sein Mandat, wie Fraktionschef Alexan-
der Gauland am vergangenen Donnerstag
mitteilte. Hintergrund sind Vorwürfe über
die Weitergabe von Interna über die Ver-
gangenheit anderer Abgeordneter an die
Öffentlichkeit. che T

> STICHWORT
> Bundesrat Der Regierungsentwurf zur

Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU
bedarf neben einer Mehrheit im Bundes-
tag auch der Zustimmung des Bundesra-
tes, wofür Schwarz-Rot derzeit auf die
Stimmen von mindestens einem Land
mit Regierungsbeteiligung der Grünen
oder Linken angewiesen ist.

> Asyl Zuletzt hatte der Bundesrat Mitte
September dem schwarz-roten Gesetz
zur Einstufung von Bosnien-Herzegowi-
na, Mazedonien und Serbien als asyl-
rechtlich sichere Herkunftsländer mit
den Stimmen des grün-geführten Baden-
Württemberg zugestimmt. Damit wer-
den Asylverfahren von Antragstellern
aus diesen Ländern beschleunigt.

Knappe Mehrheiten
THÜRINGEN Sondierungsgespräche bis Mitte Oktober

Nach der Landtagswahl in Thüringen am
14. September ist die Koalitionsfrage zwar
nach wie vor offen. Dennoch fielen in der
vergangenen Woche wichtige Personalent-
scheidungen in den zwei größten Fraktio-
nen des neuen Landtags in Erfurt: Am 24.
September bestätigte die CDU-Fraktion ih-
ren bisherigen Vorsitzenden Mike Mohring
in diesem Amt. Er wurde einstimmig von
den 34 Abgeordneten gewählt und ist bis-
her der einzige in der CDU-Führungsriege,
der sein Amt sicher hat. Die übrige Frakti-
onsspitze soll noch vor der Konstituierung
des Landtags bis Mitte bis Oktober be-
stimmt werden.
Am vergangenen Freitag entschieden sich
dann auch die 28 Abgeordneten der Lin-
ken für Kontinuität – zunächst. Fraktions-
chef bleibt Bodo Ramelow, der die Linken
auch als Spitzenkandidat in den Wahl-
kampf geführt hatte. Vor dieser Personalie
steht jedoch ein größeres Fragezeichen,
denn sollte es zu einer Rot-Rot-Grünen
Landesregierung unter Führung der Linken
kommen, würde Ramelow Ministerpräsi-
dent werden. In dem Fall werde die Frakti-
onsführung neu gewählt, hieß es aus der
Linken.

Ob es soweit kommt, ist derzeit noch un-
klar. Denn aus der Wahl ging die CDU un-
ter Ministerpräsidentin Christine Lieber-
knecht als stärkste Kraft hervor. Sie erhielt
33, 5 Prozent der Stimmen und favorisiert
eine Neuauflage der Koalition mit der
SPD, die 12,4 Prozent der Stimmen erhielt.
Zusammen besitzen beide Fraktionen je-
doch nur eine Mehrheit von einer Stimme.
Zwar haben die Grünen Schwarz-Grün be-
reits eine Absage erteilt, doch die CDU hält
die Option einer schwarz-rot-grünen Koali-
tion mit stabilerer Mehrheit weiter für
möglich. Am Dienstag treffen sich jedoch
zunächst CDU und SPD zu ihrer dritten
Sondierungsrunde.
Die Linke, mit 28,2 Prozent zweitstärkste
Kraft im Land, hält derweil an ihrem Ziel
fest, ein Bündnis mit SPD und Grünen, die
auf 5,7 Prozent der Stimmen kamen, zu
schmieden. Allerdings besäße auch das nur
eine denkbar knappe Mehrheit von einer
Stimme. Erste Sondierungsgespräche ver-
liefen auch Sicht der Beteiligten positiv,
auch, weil die Linke auf die beiden ande-
ren Fraktionen zugegangen war und sich
zu einer klaren Anerkennung von DDR-
Unrecht bekannt hatte. che T

Klare Mehrheiten
SACHSEN CDU und SPD wollen neue Regierung bilden

Rund vier Wochen nach der Landtagswahl
in Sachsen sind die Weichen für ein Regie-
rungsbündnis von CDU und SPD gestellt.
Bis zum 8. November sollen die Koaliti-
onsverhandlungen abgeschlossen sein,
Mitte November wird die neue Regierung
voraussichtlich stehen. Das machten der
CDU-Vorsitzende, Ministerpräsident Sta-
nislaw Tillich und SPD-Chef Martin Dulig
vergangene Woche zu Beginn der Verhand-
lungen deutlich. „Die erste Runde ist so ge-
laufen, wie ich es erwartet habe, nämlich
mit einem guten Miteinander für das
Land“, sagte Tillich. Die CDU hatte auch
Sondierungsgespräche mit den Grünen ge-
führt, die ein Bündnis aber ablehnten.
CDU und SPD, die schon von 2004 bis
2009 im Freistaat regiert hatten, verständi-
gen sich auf die Arbeitsweise und bespra-
chen Themen vor. Dulig sagte: „Das wer-
den spannende Wochen, harte Wochen,
aber wir wollen es miteinander zum Gelin-
gen bringen.“ Der zwölfköpfigen Koaliti-
onsrunde gehören jeweils sechs Vertreter
beider Seiten an. Die künftigen Bündnis-
partner haben sich darauf verständigt, sie-

ben Themenkomplexe in Arbeitsgruppen
zu beraten. Die Ergebnisse werden dann
der großen Koalitionsrunde vorgelegt. Ihr
nächstes Treffen ist bereits für diese Woche
vorgesehen.
Die CDU hatte die Wahl am 31. August mit
39,4 Prozent der Stimmen klar gewonnen
und stellt künftig 59 der 126 Sitze im
Sächsischen Landtag. Die SPD war mit ei-
nem Anteil von 12,4 Prozent aus der Wahl
hervorgegangen und entsendet 18 Abge-
ordnete in das Parlament. Zusammen
kommen beide Partner somit auf 77 Man-
date, eine klare Mehrheit. Zweitstärkste
Fraktion ist Die Linke mit 27 Sitzen, ge-
folgt von der Alternative für Deutschland
(AfD), die 14 Abgeordnete entsendet und
erstmals im Landtag vertreten ist. Die Grü-
nen-Fraktion stellt acht Parlamentarier in
dem fünf-Parteien-Parlament, in dem die
FDP als bisheriger Koalitionspartner der
CDU und auch die NPD nicht mehr vertre-
ten sind.
An diesem Montag kommt der Landtag in
Dresden zu seiner konstituierenden Sit-
zung zusammen. pk/dpa T

Linke und Grüne klagen in Karlsruhe
NSU-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Die Opposition will eine Ladung Edward Snowdens nach Berlin mit Hilfe des Bundesverfassungsgerichts durchsetzen

Die Opposition macht ernst. Vergangene
Woche reichten die Links- und die Grünen-
Fraktion Organklage beim Bundesverfas-
sungsgericht ein. Und zwar sowohl gegen
die Bundesregierung als auch gegen den
NSA-Untersuchungsausschuss als Teil des
Bundestages. Hintergrund dessen: Die Re-
gierung und die Koalitionsmehrheit im
Untersuchungsausschuss verweigern sich
aus Sicht der Opposition der Ladung des
Whistleblowers Edward Snowden zur Zeu-
genbefragung nach Deutschland. Aus einer
Stellungnahme der Regierung gehe hervor,

dass sich diese nicht verpflichtet sehe, dem
Ausschuss im Falle Snowden zu helfen,
sagte die Prozessbevollmächtigte der Op-
position, Astrid Wallrabenstein, vergange-
nen Freitag vor Journalisten. „Diese Unter-
lassung ist der Anknüpfungspunkt unserer
Klage“, betonte sie. Der Untersuchungsaus-
schuss wiederum verschleppe mit der
Mehrheit von Union und SPD die Beweis-
erhebung, indem verfassungsmäßig be-
rechtigte Anträge der Opposition zur La-
dung Snowdens nach Deutschland abge-
lehnt würden und gleichzeitig beantragt
werde, den Zeugen an seinem derzeitigen
Aufenthaltsort Moskau zu befragen, ob-
wohl der Whistleblower dies mehrfach
schon abgelehnt hatte.
Die Argumentationslast in dem Fall liege
bei der Regierung, sagte die Juristin: „Wir
gehen davon aus, dass die Bundesregierung

mit ihrem Verweis auf eine Belastung der
deutsch-amerikanischen Beziehungen
nicht durchdringen wird“,
Das Verfassungsgericht müsse klarstellen,
ob das Parlament seine Kontrollfunktion
ausüben könne oder „ob die Geheimdiens-
te und die Bundesregierung die Aufklärung
kontrollieren“, sagte die Obfrau der Links-
fraktion im Ausschuss, Martina Renner. Ihr
Fraktionskollege André Hahn sagte, man
sei zu der Klage regelrecht genötigt worden
und wolle ein Zeichen setzen. Grwünen-
Obmann Konstantin von Notz nannte eine
Vernehmung Snowdens in Moskau „völlig
abwegig“. Den Vorwurf, Oppositionsabge-
ordnete wollten sich mittels der Klage pro-
filieren, wies er zurück. Gerade als zahlen-
mäßig so kleine Opposition hätte man
sich eine derartig zeitaufwendige Arbeit
gerne erspart. Hans-Christian Ströbele

(Grüne) ergänzte, mit der Klage verbinde
sich die Hoffnung, „dass das Bundesverfas-
sungsgericht uns hilft, unserer Aufklä-
rungspflicht im Interesse der deutschen Be-
völkerung nachzukommen“.
Wie schwierig sich diese Aufklärung gestal-
tet, zeigte auch die Ausschusssitzung in der
vergangenen Woche. Dabei äußerten Ver-
treter aller Fraktionen Kritik an der nach
ihrer Sicht zu engen Aussagegenehmigung
des als Zeugen geladenen Leiters des BND-
Standorts Bad Aibling. Insbesondere Ver-
treter der Opposition kritisierten, dass
selbst zu bekannten Sachverhalten, zu de-
nen sich Bundesregierung beziehungsweise
Bundesnachrichtendienst bereits öffentlich
geäußert hätten, offenbar die Genehmi-
gung des Zeugen nicht ausreiche, um sich
dazu öffentlich zu äußern. Man solle sich
„nicht dümmer machen als wir sind“, sagte

Renner. Das sei „kein Zustand für einen
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss“, kritisierte Notz. Unzufrieden zeig-
te sich auch die Koalition. Roderich Kiese-
wetter (CDU) meinte, die Genehmigung

enthalte „unnötige Einschränkungen“.
Christian Flisek (SPD) monierte, dass der
Zeuge selbst auf Nachfragen zu Grundzü-
gen der technischen Einrichtungen keine
Aussage machen wollte. hau/scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Plakat vor dem Bundestag in der vergangenen Woche
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Kitas wie hier in Wismar (Mecklenburg-Vorpommern) können von den zusätzlichen Geldern des Bundes profitieren.
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Heizkosten sind Kostentreiber
WIRTSCHAFT Koalition lehnt Grünen-Antrag zur Verbesserung der Energieffizienz ab

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie
hat Vorstöße der Opposition zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz zurückgewiesen.
In seiner Sitzung in der vergangenen Wo-
che lehnte der Ausschuss zwei Anträge der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/575,
18/1619) ab. CDU/CSU- und SPD-Frakti-
on stimmten gegen die Anträge, die Oppo-
sitionsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen
und die Linksfraktion waren dafür. Die
Grünen hatten der Bundesregierung in der
Debatte im Ausschuss vorgeworfen, zu we-
nig für Energieeffizienz zu tun. Dabei wür-
den etwa Privathaushalte durch Heizkos-
ten für ihre Wohnungen stärker belastet als
durch die Kosten für Strom.

Quartiersanierung Daher forderte die
Fraktion „eine konsistente Strategie für die
sozialverträgliche Sanierung des Gebäude-
bestandes und der Quartiere mit dem Ziel
eines klimaneutralen Gebäudebestands bis
2050“. Entwickelt werden solle außerdem
eine klimaneutrale Wärmeversorgung. Die
Bundesregierung solle dazu die KfW-För-
derprogramme zur Gebäudesanierung wie-
der in den Bundeshaushalt überführen
und auf zwei Milliarden Euro jährlich er-
höhen. Außerdem sollen ein neuer Ener-
giesparfonds mit einem Volumen von drei
Milliarden Euro jährlich aufgelegt, die

Energieberatung verbessert und die Kom-
munen bei der energetischen Quartiersa-
nierung unterstützt werden.
Im zweiten Antrag verlangte die Fraktion
von der Bundesregierung umgehend die
Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Umset-
zung der EU-Energieeffizienzrichtlinie. Der
Gesetzentwurf soll als Zielsetzung mindes-
tens die Verdopplung der Energieprodukti-
vität zwischen 1990 und 2020 vorsehen.
Der Energieverbrauch in Deutschland soll

bis zum Jahr 2020 um mindestens 20 Pro-
zent gegenüber 2008 reduziert werden. Da-
zu werden von der Fraktion verschiedene
Maßnahmen einschließlich der Einrich-
tung eines neuen Energieeinsparfonds mit
einem Finanzvolumen von drei Milliarden
Euro vorgeschlagen.
„Die zügige Umsetzung der EU-Energieeffi-
zienzrichtlinie in Form zusätzlicher Ener-
gieeffizienzmaßnahmen ist dringend erfor-
derlich, um die Klimaschutzziele zu errei-
chen. Schon jetzt drohen die nationalen
und europäischen Energiesparziele verfehlt
zu werden“, argumentiert die Fraktion.
Die Union wies den Vorstoß zurück und
sprach sich für marktwirtschaftliche Lösun-
gen statt Zwangsmaßnahmen aus. Ähnlich
argumentierte die SPD-Fraktion, die aller-
dings auch auf einige Übereinstimmungen
mit den Anträgen hinwies. Die Linksfrakti-
on unterstützte die Anträge und bezeichne-
te Energieeffizienz als „den ungehobenen
Schatz der Energiewende“. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperGebäudedämmung wird immer wichtiger.
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AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Wieder weniger Verkehrstote
VERKEHR Die Anzahl der Verkehrstoten war
2013 so niedrig wie nie. Dies geht aus dem
Bericht über Maßnahmen auf dem Gebiet der
Unfallverhütung im Straßenverkehr 2012 und
2013 (Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr
2012/2013) hervor, den die Bundesregierung
als Unterrichtung (18/2420) vorgelegt hat.
Dem Bericht zufolge verunglückten im vergan-
genen Jahr 3.339 Menschen tödlich und damit
261 weniger als 2012. Insgesamt sei seit 1991
die Zahl der Toten im deutschen Straßenver-
kehr kontinuierlich um 70 Prozent und seit
2001 um 52 Prozent gefallen. Die einzige Aus-
nahme stelle das Jahr 2011 dar, in dem ein
einmaliger Anstieg der Unfallzahlen auf 4.009
tödlich verunglückte Personen zu verzeichnen
war.
Weiter heißt es in der Unterrichtung, dass bei
Unfällen mit Personenschaden im Jahr 2013
insgesamt 64.057 Menschen schwer und
310.085 leicht verletzt wurden. Im Vergleich
zu 2011 sei das ein Rückgang um fünf Pro-
zent. Zwei von drei Unfällen mit Personen-
schaden hätten sich innerhalb von Ortschaf-
ten, ein Viertel der Unfälle auf Landstraßen er-
eignet. Auf Autobahnen kamen 2013 laut Be-
richt mit 428 tödlich Verunglückten zehn Pro-
zent mehr ums Leben als 2012. Gegenüber
2011 sei dies ein Rückgang der Getöteten um
5,5 Prozent.

Das Risiko, im Straßenverkehr ums Leben zu
kommen ist laut Unterrichtung – gemessen an
der zugrunde liegenden Fahrleistung – im Ver-
gleich zum Jahr 1991 um 77 Prozent gesun-
ken. „Die am stärksten gefährdete Altersgrup-
pe sind junge Männer im Alter zwischen
18 und 24 Jahren“, heißt es im Bericht weiter.
Auch bei den Frauen sei diese Altersgruppe
stärker gefährdet als andere.
Die häufigsten Ursachen für Alleinunfälle seien
mit jeweils 48 Prozent eine „nicht angepasste
Geschwindigkeit“ und Fehler beim Führer des
Fahrzeugs. Wie aus der Unterrichtung weiter
hervorgeht, folgen darauf „Alkoholeinfluss“
mit 13 Prozent, „falsche Straßenbenutzung“
mit sechs Prozent und „sonstige Verkehrstüch-
tigkeit“ mit ebenfalls sechs Prozent. Im Ge-
gensatz dazu seien bei Unfällen mit mehreren
Beteiligten vorrangig „Abbiegen, Wenden“
mit 23 Prozent, „Vorfahrt, Vorrang“ mit
22 Prozent und „Abstand“ mit 19 Prozent die
Hauptursachen für den Unfall, heißt es im Un-
fallverhütungsbericht.
In den beiden Jahren sind laut Unterrichtung
hohe Quoten im Sicherheitsverhalten der Ver-
kehrsteilnehmer beobachtet worden. So haben
sich rund 97 Prozent der Verkehrsteilnehmer
angeschnallt und etwa 97 Prozent der Erwach-
senen im Pkw-Fond trugen im Jahr 2013 einen
Sicherheitsgurt. Laura Lindner T

Klotzen für den Nachwuchs
HAUSHALT Koalition stellt zusätzliche Mittel zum Ausbau der Betreuung bereit. Position enttäuscht

D
iesen einen gezielten
Seitenhieb wollte sich
Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU)
dann doch gönnen: Mit
Fetischismus habe das

Streben nach einem ausgeglichenen Haus-
halt nichts zu tun, wolle er mal „ganz
freundlich, aber klar“ herausstellen: „Ich
habe nicht erkannt, dass grundgesetzliche
Regelungen als Fetischismus bezeichnet
werden sollen.“
Das war seine Reaktion auf
die jüngste Haushaltswo-
che im Bundestag. Und
vorbeugend war der Hin-
weis gewiss auch gedacht.
Schäuble machte am Frei-
tag vergangener Woche
den Auftakt zu einer De-
batte, in der es um fette
Milliarden-Beträge ging,
die der Bund zu einem Pa-
ket für Länder und Kom-
munen zwecks Ausbaus
der Kinderbetreuung
schnüren will. Doch für die Opposition,
das war für den Finanzminister nicht
schwer zu erahnen, blieb es ein zu mickri-
ges Päckchen.
Mit dem Vorstoß der Koalition befasste
sich der Bundestag erstmals, bevor darü-
ber nun die Ausschüsse weiter beraten.
Schäuble befand: Mit dem Vorhaben erwei-
se sich die Bundesregierung als „verlässli-
cher Partner für Länder und Kommunen“.

Schäuble nahm indes alle staatlichen Ebe-
nen in die Pflicht zu „zukunftsfördernden
Investitionen“. Und merkte an: „Der Bund
muss auch handlungsfähig bleiben.“ Die
Kommunen „attraktiv, lebendig und le-
benswert“ zu halten, sei auch eine Aufgabe
der Länder, die zudem allein für den Aus-
gleich zwischen den Gemeinden verant-
wortlich seien.
Familienministerin Manuela Schwesig
(SPD) pries das Maßnahmenbündel: „Wir

wursteln nicht herum, wir
klotzen.“ Sie sprach von ei-
nem „doppelten Gewinn“.
Die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie werde weiter
verbessert. Gleiches gelte
für die Bildungschancen
der Kinder: „Jetzt ist wich-
tig, dass die Euros schnell
vor Ort ankommen.“ Sie
unterstrich, dass bei allem
Blick auf die Quantität die
Qualität nicht auf der Stre-
cke bleibe – von gesundem
Essen bis gezielter Sprach-

förderung.
Damit hob sie ab auf kritische Äußerungen
der Abgeordneten Diana Golze von der
Linksfraktion. Deren Befund: Ob Betreu-
ungsschlüssel, ob Ausbildung und Entloh-
nung des Personals: „Von Qualität steht in
diesem Gesetzentwurf nichts.“ Dabei sei
gerade in dem Bereich „der Handlungsbe-
darf groß“. Golze machte sich stark für eine
Sachverständigenkommission, die erarbei-

ten soll, wie die Qualität in der Kinderbe-
treuung verbessert werden kann. Sie setzte
sich für „gesetzlich verbriefte Mindeststan-
dards“ ein: „Wir brauchen den großen
Wurf.“ Es genüge nicht allein der Rechtsan-
spruch auf einen Platz. Er müsse auch für
die Ausstattung gelten.

Grüne enttäuscht Sven-Christian Kindler
(Grüne) sah in dem Gesetzentwurf eine
„herbe Enttäuschung für die Kommunen“.
Die angepeilten zusätzli-
chen Milliarden für die
Kinderbetreuung blieben
unter der Summe, die die
schwarz-gelbe Regierung
durch Steuerentlastungen
den Kommunen genom-
men habe. Zudem verschie-
be die Koalition den Be-
ginn der Maßnahmen nach
hinten – gemessen am Ko-
alitionsvertrag, was „Wort-
bruch“ sei. Die Kommunen
hätten allen Grund zu kla-
gen. So stiegen die ohnehin
hohen Sozialkosten weiter an – mehr, als
der Bund an Entlastung biete.
Für Eckhardt Rehberg (CDU) ist es allemal
noch „das Wichtigste, meinen Enkelkin-
dern keine Neuverschuldung zu überge-
ben“. Stärker sprudelnde Steuerquellen?
Ihn stört, wie er sagte, dass „so getan wird,
als ob nur der Bund Steuermehreinnah-
men hat“. Und er betonte: „In der Gesamt-
heit geht es den Ländern und Kommunen

deutlich besser als dem Bund.“ Dank „in-
novativer und kompetenter Haushaltspoli-
tik“ werde im nächsten Jahr die „schwarz-
rote Null“ erreicht – wobei der Bund die
Kommunen schon massiv entlastet habe.
Für ihn sei es eine „spannende Frage“, ob
denn das Geld, von dem in dem Gesetz-
entwurf die Rede ist, „wirklich bei den
Kommunen ankommt“.
Bettina Hagedorn (SPD) erklärte: „Wir re-
den hier über richtig viel Geld.“ Die Debat-

te bedeute „einen guten
Tag für die Familien und
die frühkindliche Bildung“.
Schwarz-Rot werde dem
Koalitionsvertrag gerecht,
in dem die kommunale
Entlastung in den Mittel-
punkt gestellt worden sei.
„Die wichtigste Ressource
sind die Köpfe unserer Kin-
der“, meinte sie: „Bildung
fängt schon in Kita und
Krippe an.“ Sie blickte zu-
rück auf einen „Kraftakt in
den letzten zehn Jahren“.

Rot-Grün habe 2004 den Startschuss zum
Ausbau der Krippenplätze gegeben. Ergeb-
nis sei eine Steigerung von 60.000 auf fast
800.000 Plätze. Dazu habe der Bund sehr
wohl seinen Beitrag geleistet.
In der Debatte beleuchtete das Parlament
den „Entwurf eines Gesetzes zur weiteren
Entlastung von Ländern und Kommunen
ab 2015 und zum quantitativen und quali-
tativen Ausbau der Kinderbetreuung“

(18/2586). In der Aussprache ging es auch
um einen Antrag der Linksfraktion zum
schnelleren Ausbau der Kinderbetreuung
und einer Qualitätsverbesserung
(18/2605).
Die Regierung hat vor, die Kommunen in
den Jahren 2015 bis 2017 jährlich um eine
Milliarde Euro zu entlasten. Dies soll zur
Hälfte dadurch erreicht werden, dass der
Bundesanteil an den Kosten der Unter-
kunft und Heizung (Sozialgesetzbuch)
steigt. Die andere Hälfte soll in einem hö-
heren Gemeindeanteil an der Umsatzsteu-
er zulasten des Bundes bestehen.
Überdies will die Bundesregierung, so sieht
es der Gesetzentwurf vor, einen Teil der
vorgesehenen Entlastung von insgesamt
sechs Milliarden Euro im Zusammenhang
mit den Herausforderungen bei der Finan-
zierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen
und Hochschulen bereit stellen. Das beste-
hende Sondervermögen „Kinderbetreu-
ungsausbau“ soll deshalb um 550 Millio-
nen Euro aufgestockt werden.
Da das Sondervermögen im Mai dieses Jah-
res nicht abgeflossene Mittel in Höhe von
450 Mil-lionen Euro aufgewiesen habe, ste-
he somit eine Milliarde Euro zur Verfü-
gung, heißt es in dem Gesetzentwurf. Da-
rin ist außerdem davon die Rede, dass zur
weiteren Beteiligung des Bundes an den
Betriebskosten der Kinderbetreuung der
Länderanteil an der Umsatzsteuer zu Las-
ten des Bundes in den Jahren 2017 und
2018 um je 100 Millionen Euro erhöht
werden soll. Franz Ludwig Averdunk T

»Verlässlicher
Partner
für die
Länder
und die

Kommunen.«
Wolfgang Schäuble (CDU)

»Von Qualität
steht in
diesem

Gesetzentwurf
aber

nichts.«
Diana Golze (Linke)

KURZ NOTIERT

Grüne: Unternehmen sollen
Gewinne nicht mehr verlagern
International tätige Unternehmen sollen
ihre Steuerzahlungen, Gewinne, Umsät-
ze, Beschäftigtenzahlen und Kapitalbe-
stände nach Ländern aufschlüsseln und
veröffentlichen. Die Regierung soll einen
entsprechenden Gesetzentwurf vorle-
gen, verlangt die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen in einem Antrag (18/2617),
der am Donnerstag vom Bundestag an
die Ausschüsse überwiesen wurde. Un-
ternehmen sollten ihre Steuern dort be-
zahlen, wo die tatsächliche Wertschöp-
fung stattfindet, verlangt die Fraktion.
Die Praxis sehe jedoch anders aus: Gro-
ße, grenzüberschreitend tätige Unter-
nehmen könnten ihre Steuerzahlungen
durch Gewinnverlagerungen stark redu-
zieren. Unter Bezugnahme auf eine für
das Europäische Parlament erstellte Stu-
die schreibt die Fraktion, dass Deutsch-
land durch Steuerhinterziehung und
Steuervermeidung 150 Milliarden Euro
entgehen würden. hle T

Vorstoß für besseren
Tierschutz in Deutschland

Das Tierwohl in Deutschland soll verbes-
sert werden. Das fordert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(18/2616), der am Donnerstag vom Bun-
destag an die zuständigen Ausschüsse
überwiesen wurde. Die Grünen verlan-
gen unter anderem, dass die maximale
Dauer von Tiertransporten auf vier Stun-
den begrenzt und die landwirtschaftliche
Produktionsweise an die Bedürfnisse der
Tiere angepasst wird. Darüber hinaus
sollen Qualzuchten und illegaler Welpen-
handel geahndet sowie die Haltung von
Wildtieren in Zirkussen artgerechter wer-
den. Zudem wird gefordert, Tierversuche
einzudämmen. hle T

Regierung soll aus der
Kohleförderung aussteigen
Die Bundesregierung soll vollständig aus
der internationalen Finanzierung von
Kohlekraftwerken aussteigen. Dies for-
dert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einem Antrag (18/2623). der am Don-
nerstag vom Bundestag an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Außerdem
soll die internationale Zusammenarbeit
im Energiesektor voll auf die Nutzung er-
neuerbarer Energien und die Förderung
der Energieeffizienz ausgerichtet wer-
den. Wie die Abgeordneten schreiben,
habe die staatliche KfW Bankengruppe
habe zwischen 2006 und 2013 mit
3,3 Milliarden Euro Kohlekraftwerke und
Kohleinfrastruktur finanziert. . hle T

Kündigung des Atomvertrages
mit Brasilien verlangt
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ver-
langt die Kündigung des bilateralen
Atomabkommens mit Brasilien. Im Ge-
genzug solle dem südamerikanischen
Land beim Ausbau erneuerbarer Ener-
gien geholfen werden, heißt es einem
Antrag (18/2610), der vom Bundestag
am Donnerstag an die Ausschüsse über-
wiesen wurde. Außerdem soll die Bun-
desregierung die Regierung des südame-
rikanischen Landes auffordern, den
Atomwaffensperrvertrag zu unterzeich-
nen und keine atomar betriebenen
U-Boote zu beschaffen. hle T
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Chancen und Risiken
FREIHANDELSABKOMMEN Opposition beklagt mangelnde Informationen

K
aum ein Vorhaben wird in
der deutschen Öffentlich-
keit so heftig diskutiert wie
das geplante europäisch-
amerikanische Freihandels-
abkommen TTIP (Transat-

lantic Trade and Investment Partnership).
Gegner befürchten sinkende Standards bei
Lebensmitteln, einschneidende Verände-
rungen im Kulturbereich und kritisieren
die Schaffung von internationalen Schieds-
gerichten, so dass Streitfälle nicht mehr vor
nationalen Gerichten ausgetragen werden
können. Befürworter unterstreichen dage-
gen die Chancen der größten Freihandels-
zone der Erde.

Keine Veränderungen So war es auch am
Donnerstag, 25. September 2014, in einer
96-minütigen Debatte des Bundestages, bei
der es um die Antworten
der Bundesregierung (18/
2100) auf eine Große An-
frage der Fraktion Die Lin-
ke (18/432) ging. Die Re-
gierung verweist darin auf
Angaben der EU-Kommis-
sion, die wiederholt klarge-
stellt habe, „dass die stren-
gen europäischen Rechts-
vorschriften für die Zulas-
sung und Kennzeichnung
gentechnisch veränderter
Organismen beibehalten
werden. Auch wird es Ge-
flügelimporte nur von US-Betrieben geben,
die den europäischen Vorschriften entspre-
chen. Hormone bei der Mast in der Tier-
haltung bleiben in der Europäischen Uni-
on weiterhin verboten, sodass auch kein
hormonbehandeltes Fleisch aus den USA
in die Europäische Union eingeführt
wird.“
Die Bundesregierung erklärt in diesem Zu-
sammenhang unter Berufung auf das Ver-
handlungsmandat, dass es durch das Ab-
kommen zu keinem Abbau des Schutzni-
veaus in den Bereichen Gesundheit, Sicher-
heit, Verbraucherschutz, Arbeit und Um-
welt sowie kulturelle Vielfalt kommen wer-
de. „Aus TTIP werden sich keine Nachteile
für Verbraucher ergeben“, heißt es. Auch in
der EU stehe eine Absenkung des Verbrau-
cherschutzniveaus nicht zur Diskussion.

Für den stellvertretenden Vorsitzenden der
Fraktion Die Linke, Klaus Ernst, sind trotz
den Antworten der Regierung auf die 125
Fragen seiner Fraktion viele Sachverhalte
noch ungeklärt. Dies gelte sowohl für den
Stand der Verhandlungen als auch für Ein-
zelfragen. „Wir wollen Klarheit“, betonte
er. Für Transparenz jedenfalls stehe diese
Regierung nicht. Es sei „unglaublich“, dass
die Öffentlichkeit darüber im Unklaren ge-
lassen werde, ob zum Beispiel ein Schutz
für Investoren im Vertrag mit den Amerika-
nern geplant sei oder nicht. Auch sei noch
offen, ob der Deutsche Bundestag dem Ver-
trag zustimmen müsse oder nicht.
Der Bundesminister für Wirtschaft und
Energie, Sigmar Gabriel (SPD), betonte,
dass der Fragenkatalog der Linksfraktion
nach „bestem Wissen und Gewissen“ be-
antwortet worden sei. Er müsse jedoch fest-

stellen, dass die Antworten
offensichtlich die Fragestel-
ler nicht interessieren wür-
den. Deshalb frage er sich,
ob überhaupt ein Interesse
an der Sache gebe oder ob
es nur eine „reine Showver-
anstaltung“ sei. Die Links-
fraktion sei offensichtlich
an gar keinem Abkommen
mit den USA interessiert.
Der Minister wies demge-
genüber auf die Chancen
eines solchen Abkommens
hin. So hätte zum Beispiel

die mittelständische deutsche Wirtschaft
eine Chance, auf dem amerikanischen
Markt Fuß zu fassen. Insgesamt seien die
Jobs von Millionen von Menschen von ei-
nem solchen Freihandelsabkommen ab-
hängig. Gabriel wies auch den Vorwurf der
Intransparenz zurück. So informiere die
EU regelmäßig über die Verhandlungen.
Aus deutscher Sicht betonte er, dass der In-
vestitionsschutz in der derzeitigen Form
abgelehnt werde. „Wir wollen Freihandel –
aber nicht um jeden Preis“, sagte er. Des-
halb müsse verhandelt.

Kritik an Intransparenz Demgegenüber
kritisierte auch der Vorsitzende der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen, Anton Hofrei-
ter, die Intransparenz bei den Verhandlun-
gen. „Die EU-Kommission scheut offen-

sichtlich eine öffentliche Debatte“, sagte er.
Die vorgesehenen Schiedsverfahren stän-
den zu Recht in der Kritik. Deshalb müsse
die Regierung sich klar festlegen, ob die
Klagemöglichkeiten im Verfahren enthal-
ten seien oder nicht. Diese Klagemöglich-
keiten würden im Endeffekt nur den Groß-
konzernen nützen. Deshalb lehne sie der
Mittelstand auch ab. Seine Fraktion würde
auf jeden Fall einen Vertrag ablehnen, der
Risiken für Verbraucher und Umwelt bein-
halte.

Standards erhalten Wolfgang Tiefensee,
wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-
Fraktion, betonte, dass alles dafür getan
werden müsse, dass die deutschen Stan-
dards zum Beispiel bei den Nahrungsmit-
teln nicht gesenkt würden. Auch er setzte
sich dafür ein, dass es keine Schiedsverfah-
ren geben soll.
„Die Menschen profitieren
von einem solchen Ab-
kommen“, sagte Peter Tau-
ber (CDU). „Wir wollen
mit Amerika darüber re-
den, welche Standards wir
weltweit durchsetzen wol-
len“. Ein solches Abkom-
men biete viele Chancen.
Entscheidend sei jedoch,
was drinstehe. Deshalb
müsse sich die Regierung
dafür einsetzen, dass Han-
delshemmnisse abgebaut
würden und dass die deutschen Standards
zum Beispiel im Verbraucher- und Um-
weltschutz nicht preisgegeben würden.
Er wies darauf hin, dass in der EU durch
ein solches Abkommen rund eine Million
neue Arbeitsplätze geschaffen werden
könnten. In Deutschland werde mit
200.000 Arbeitsplätzen gerechnet. Unter
Berufung auf eine im Auftrag der EU-Kom-
mission erstellte Studie heißt es bei der Re-
gierung dazu, durch die transatlantische
Handels- und Investitionspartnerschaft
könne es zu einem EU-weiten Wohlfahrts-
zuwachs von rund 120 Milliarden Euro be-
ziehungsweise 0,5 Prozent im Verhältnis
zum EU-weiten Bruttoinlandsprodukt
kommen. Dies entspreche einem Zuwachs
für das Jahreseinkommen in Höhe von
545 Euro für eine vierköpfige Familie.

In der Debatte ging es auch um zwei Anträ-
ge der Fraktion Die Linke „Freihandelsab-
kommen zwischen der EU und Kanada
CETA zurückweisen“ (18/2604). Darin for-
derte die Fraktion, die Bundesregierung
solle das europäische Freihandelsabkom-
men mit Kanada (CETA), dessen Text be-
reits ausformuliert ist, vor der Paraphie-
rung sowohl in den EU-Gremien als auch
öffentlich als nicht annehmbar zurückwei-
sen, und im europäischen Rat solle sie sich
für eine Ablehnung des Verhandlungser-
gebnisses der EU-Kommission einsetzen.
Außerdem soll die Bundesregierung der
EU-Kommission und den anderen Mit-
gliedsländern der EU mitteilen, dass
Deutschland weder bei CETA noch beim
Freihandelsabkommen mit den USA Inves-
tor-Staat-Schiedsverfahren akzeptieren
wird. Im zweiten Antrag „Keine Klageprivi-

legien für Konzerne – CE-
TA-Vertragsentwurf ableh-
nen“ (18/2620) fordert die
Fraktion, die Bundesregie-
rung soll sich unverzüglich
dafür einsetzen, dass der
Mechanismus zur außerge-
richtlichen Investor-Staat-
Schiedsgrichtsbarkeit auf
dem geplanten Freihan-
delsabkommen der Euro-
päischen Union mit Kana-
da („Comprehensive Eco-
nomic and Trade Agree-
ment“ – CETA) entfernt

wird. Nach Ansicht der Fraktion handelt es
sich bei dem außergerichtlichen Investor-
Staat-Schiedsmechanismus „um ein zwi-
schen funktionierenden Rechtsstaaten un-
nötiges Instrument“. Unternehmen hätten
sowohl in der EU wie in Kanada die Mög-
lichkeit, gegen die Verletzung von berech-
tigten Interessen vor den nationalen Ge-
richten zu klagen.

Anträge abgelehnt Beide Anträge lehnte
der Bundestag in namentlicher Abstim-
mung mit großer Mehrheit ab. Dies galt
auch für die Beratung der Beschlussemp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses zu dem
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen „Für fairen Handel ohne Klageprivile-
gien für Konzerne“ (18/1458,18/2646).

Hans-Jürgen Leersch/Michael Klein T

»Diese
Regierung

steht
jedenfalls
nicht für

Transparenz.«
Klaus Ernst, Die Linke

»Die
Menschen
profitieren
von einem

solchen
Abkommen.«

Peter Tauber, CDU
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Atommüll
sorgt für Streit
BERLIN Der umstrittene, mögliche Export
von Atommüll aus dem Reaktor in Jülich
in die USA hat auch in der vierten Sitzung
der Kommission Lagerung hoch radioakti-
ver Abfallstoffe (Endlager-Kommission)
für Diskussionen gesorgt. Bundesfor-
schungsministerin Johanna Wanka (CDU)
verteidigte die Haltung der Bundesregie-
rung. In Jülich handle es sich um einen
„Forschungsreaktor“, ein Export sei daher
grundsätzlich möglich. Dem widerspra-
chen mehrere Kommissionsmitglieder. Jü-
lich sei eben kein Forschungsreaktor. Ein
„kommerziell genutzter Reaktor“ werde
„umdefiniert“, um das im Standortaus-
wahlgesetz vorgesehene Exportverbot zu
umgehen, kritisierte etwa Hubertus Zdebel
(Die Linke). Kommissionsmitglied Jörg
Sommer, Vorsitzender der Deutschen Um-
weltstiftung, hatte bereits im Vorfeld der
Sitzung gewarnt, dass ein Export die Ar-
beitsgrundlage der Kommission gefährden
würde. Der BUND, dessen stellvertretender
Vorsitzender Klaus Brunsmeier ebenfalls in
der Kommission sitzt, prüft laut Medienbe-
richten eine Klage gegen einen möglichen
Export. Hintergrund des umstrittenen Vor-
gangs ist, dass die Atomaufsicht in Nord-
rhein-Westfalen eine Räumung angeordnet
hatte, da Jülich als nicht erdbebensicher
gilt.
Die 33-köpfige Endlager-Kommission soll
bis Ende 2015 Kriterien für die Endlager-
Suche aufstellen. Bis 2031 soll ein Standort
gefunden werden. Der Kommission gehö-
ren Vertreter gesellschaftlicher Gruppen,
der Wissenschaft sowie aus Bundesländern
und dem Bundestag an. Viele Bürgerinitia-
tiven und Umweltverbände sehen die Ar-
beit der Kommission skeptisch und hatten
eine Mitarbeit verweigert. scr T

Linke will
Autoreisezüge
VERKEHR Die Bundesregierung soll den
Rückzug der Deutschen Bahn AG (DB AG)
bei Nacht- und Autoreisezügen stoppen.
Dies fordert die Fraktion Die Linke in ei-
nem Antrag (18/2494), der am vergange-
nen Donnerstag zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen wurde.
Dazu soll die Regierung ihre Funktion als
Vertreterin des Bundes als dem alleinigen
Eigentümer der DB AG im Aufsichtsrat des
Unternehmens darauf hinwirken, das die
angekündigten und im laufenden Jahr
2014 bereits vollzogenen Einstellungen
von Nacht- und Autoreisezugverkehren zu-
rückgenommen werden und ein zweijähri-
ges Moratorium beschlossen wird, dass den
Erhalt beziehungsweise die Wiederherstel-
lung der am 1. Januar 2014 bestehenden
Nachtzugverkehre und Autoreisezug-Ver-
bindungen enthält. Weiter soll die Regie-
rung eine Studie in Auftrag geben, wie die
Bedingungen aussehen müssen, damit es
zu einer Renaissance der europaweiten
Nachtzugverkehre, in Kombination mit
Autoreisezügen kommt. Schließlich soll
sich die Regierung unter anderem auf euro-
päischer Ebene für die Stärkung europa-
weiter Eisenbahnverbindungen einsetzen.
Seit einigen Jahren vollzieht sich ein
schleichender Prozess des Abbaus der Au-
toreisezüge und der Nachtzugverkehre im
deutschen und europäischen Schienen-
netz. Bis Ende Oktober 2014 sollen Auto-
reisezüge der Deutschen Bahn AG (DB AB)
komplett eingestellt und viele Nachtzug-
verbindungen gestrichen werden, heißt es
zur Begründung. mik T

Vorstoß zur
Schifffahrt
VERKEHR Die Reform der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung (WSV) soll „konse-
quent“ fortgesetzt werden. Dies fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem
Antrag (18/1341), der am vergangenen
Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurde. Deshalb soll die Bundesregierung
unter anderem das angekündigte Zustän-
digkeitsanpassungsgesetz zur Reform der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung dem
Deutschen Bundestag bis Dezember 2014
vorlegen und die Generaldirektion Wasser-
straßen und Schifffahrt in Bonn in den bis-
herigen Außenstellen in Aurich, Hannover,
Kiel, Magdeburg, Mainz, Würzburg und
Münster zusammenführen. Außerdem soll
die Regierung dafür sorgen, dass zur Ver-
ringerung zukünftiger Hochwasserereignis-
se und zum langfristigen Erhalt des Natur-
raums Fluss- und Auenlandschaft vermehrt
die Interessen zwischen Schifffahrt und
Ökologie ausgeglichen werden. mikT

Vom Fonds in
den Etat 2014
HAUSHALT Die Bundesregierung kann ei-
ne Milliarde Euro aus dem Fonds „Aufbau-
hilfe“ im Bundeshaushalt 2014 vereinnah-
men. Dem entsprechenden Gesetzentwurf
zur Teilauflösung des Sondervermögens
„Aufbauhilfe“ und zur Änderung der Auf-
bauhilfe (18/2230) stimmte der Bundestag
am vergangenen Donnerstag auf Beschluss-
empfehlung des Haushaltsausschusses (18/
2645) mit großer Mehrheit zu.
Danach wurden im Fonds „Aufbauhilfe“
zur Beseitigung von Hochwasserschäden
insgesamt acht Milliarden Euro eingestellt,
von denen 1,5 Milliarden Euro dem Bund
zur Verteilung zustehen. Die betroffenen
Länder können von dem Fonds 6,5 Milliar-
den Euro verwenden.
Da von den insgesamt 1,5 Milliarden Euro,
die der Bund verteilen kann, entgegen der
ursprünglichen Schätzung eine Milliarde
Euro nicht benötigt wurden, kann dieser
Betrag nun im Bundeshaushalt für dieses
Jahr vereinnahmt werden. Die Handlungs-
fähigkeit des Fonds sei auch nach Teilauf-
lösung des Sondervermögens „Aufbauhil-
fe“ in vollem Umfang gewährleistet,
schreibt die Regierung.
Der Bundesrat verlangte in seiner Stellung-
nahme, dass auch die aus den Anteilen der
Länder stammenden Mittel, die nicht ge-
braucht werden, an diejenigen Bundeslän-
der zurückgezahlt werden, die sie finan-
ziert haben.
Die Bundesregierung erklärte in ihrer Ge-
genäußerung, sie sei zur Vorlage eines ge-
setzlichen Vorschlags bereit, „wenn der Ge-
samtschaden in den Ländern verbindlich
feststeht und sich insgesamt ein Minderbe-
darf ergibt“. mikT

Weniger Geld
aus Lkw-Maut
VERKEHR Die Bundesregierung will die
Lkw-Maut ändern. Dazu hat sie jetzt einen
Entwurf für das Zweite Gesetz zur Ände-
rung des Bundesfernstraßenmautgesetzes
(18/2444) vorgelegt, der vergangenen
Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurde. Danach sollen die Mautsätze dem
neuen Wegekostengutachten vom 25. März
2014 angepasst werden. Das bisher gültige
Wegekostengutachten wurde im Jahr 2007
erstellt und galt für den Zeitraum 2008 bis
2012.
Außerdem dient das Gesetz laut Regierung
auch als Grundlage für eine eigene günsti-
ge Mautkategorie für die besonders schad-
stoffarmen Euro-VI-Lkw. Zudem sollen
künftig die Kosten der Luftverschmutzung,
die auf den Lkw-Verkehr zurückzuführen
sind, in die Mautsätze eingerechnet wer-
den. Durch die neuen Mautsätze ergeben
sich im Zeitraum 2015 bis 2017 Minder-
einnahmen gegenüber dem Finanzplan
von rund 460 Millionen Euro, heißt es in
dem Gesetzentwurf der Regierung. Dabei
seien die zu erwartenden zusätzlichen Ein-
nahmen aus der teilweisen Anlastung der
Luftverschmutzungskosten bereits berück-
sichtigt.
Der Verkehrsausschuss wird dazu am Mon-
tag, dem 6. Oktober, eine öffentliche An-
hörung durchführen.. mik T

Mehr Mittel für
Ausbildung
HAUSHALT Ohne wesentliche Änderun-
gen hat vergangene Woche der Haushalts-
entwurf 2015 des Bundesrechnungshofes
(18/2000, Einzelplan 20) den Haushalts-
ausschuss passiert. Die Abgeordneten
stimmten gegenüber dem Regierungsent-
wurf lediglich einer Erhöhung von insge-
samt 300.000 Euro für Aus- und Fortbil-
dung zu. Der Mehrbedarf wird vor allem
damit begründet, dass der Bundesrech-
nungshof (BRH) weitere internationale
Prüfungsmandate übernehmen will. Somit
kann der BRH im kommenden Jahr über
insgesamt 136,33 Millionen Euro verfügen.
Davon ist der weitaus größte Teil für Perso-
nalausgaben vorgesehen, die 112,69 Mil-
lionen Euro betragen sollen. Die sächli-
chen Verwaltungsausgaben sollen ebenfalls
von 17,02 Millionen Euro auf 16,84 Mil-
lionen Euro steigen. Die Investitionen sol-
len von 1,98 Millionen auf 1,56 Millionen
Euro fallen. Die Zuweisungen und Zu-
schüsse sollen von 3,64 Millionen auf
4,94 Millionen Euro steigen. Für die sieben
Prüfungsämter des Bundes mit Sitz in Ber-
lin, Frankfurt am Main, Hamburg, Hanno-
ver, Koblenz, München und Stuttgart sol-
len die Ausgaben 36,15 Millionen Euro
(37,56 Millionen Euro) betragen.
Ohne Änderungen blieb der Etat des Bun-
desrates (18/2000, Einzelplan 03). Die
Ausgaben der Länderkammer sollen im
kommenden Jahr 23,81 Millionen Euro
betragen. Auch hier machen die Ausgaben
für das Personal mit 15,08 Millionen Euro
den weitaus größten Anteil der Ausgaben
aus. Für sächliche Verwaltungsausgaben
sollen 8,15 Millionen Euro (2014: 7,89)
zur Verfügung stehen. mik T

Europas Verbraucher sollen keine Nachteile durch die geplanten Freihandelsabkommen mit Nordamerika erleiden: Das gilt auch für eingeführte Halloween-Kürbislaternen aus den USA.
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D
ie zur Zeit auch in
Deutschland populäre
Forderung nach Volks-
entscheiden auch auf
Bundesebene beruht auf
einer Reihe von Illusio-

nen, ja auf ideologischen Konstrukten oh-
ne Realitätsgehalt. So handelt <bei Volks-
entscheiden regelmäßig nicht „das Volk“,
sondern eine mehr oder weniger kleine
Minderheit „im“ Volk, die
überwiegend aus der Mit-
telschicht stammt. Mögli-
cherweise liegt die Rous-
seau’sche Annahme der
Göttlichkeit der Stimme
des Volkes unausgespro-
chen immer noch der an-
geblich höheren morali-
schen Qualifizierung di-
rektdemokratischer Ent-
scheidungen zugrunde.
Demgegenüber ist festzu-
halten: Direktdemokrati-
sche Entscheidungen sind
nicht als solche „besser“ oder „schlechter“
als die repräsentativer Organe. Und sie
sind nicht das geborene Instrument „fort-
schrittlicher“ Kreise, sondern werden auch
von rechtspopulistischen oder radikalen
Gruppierungen genutzt, denen es um die
Überwindung der repräsentativen Demo-
kratie geht. Gruppierungen, die Initiativen
zu einer Volksgesetzgebung oder zu einem
fakultativen Referendum häufig mit Hilfe
finanzkräftiger Gruppen betreiben, können
kaum von sich behaupten, in irgendeiner
Weise auf das gemeine Wohl verpflichtet,
in irgendeiner Weise legitimiert oder reprä-
sentativ zu sein. Deshalb tragen sie auch
für die von ihnen angestoßenen oder ge-
troffenen Entscheidungen und deren Fol-
gen – anders als die repräsentativen Insti-
tutionen – keine Verantwortung. Eine an-
dere Situation besteht bei einem obligato-

rischen Verfassungsreferendum, bei dem
für wesentliche, die politische Existenz des
Volkes betreffende Entscheidungen ein Zu-
sammenwirken von Parlament und Volk
verlangt wird.
Die Einführung von Volksinitiativen und
Referenden gegen vom Parlament be-
schlossene Gesetze wird durch die Schaf-
fung neuer Veto-Positionen die Entschei-
dungsfähigkeit des politischen Systems –

weiter – erschweren. Auch
dessen Umgestaltung ist
nicht ausgeschlossen: Das
System der halbdirekten
Demokratie in der Schweiz
wird für das Entstehen der
„Konkordanzdemokratie“
verantwortlich gemacht, in
der es keine Regierung mit
einer Opposition gibt. Eine
andere Entwicklung lässt
sich in Kalifornien beob-
achten, wo eine gut ge-
meinte Ausweitung der di-
rekten Demokratie prak-

tisch zum Scheitern des Regierungssystems
geführt hat. Werden diese Instrumente von
Eliten oder von politischen Gruppierungen
für ihre Zwecke instrumentalisiert, so ist
die Vertiefung politischer Spaltungen nicht
ausgeschlossen.

Nötige Stützen All dies macht deutlich,
dass es zur Repräsentativverfassung des Ge-
meinwesens unter den heutigen Bedingun-
gen keine Alternative gibt. Die Analysen
von Staatsdenkern wie James Madison, Im-
manuel Kant oder John Stewart Mill sind
nach wie vor gültig. Sie werden heute ein-
drucksvoll bekräftigt durch die Ergebnisse
der Entscheidungstheorie oder der Neuro-
wissenschaften. Diese belegen die Notwen-
digkeit institutioneller Stützen vor allem
mit der begrenzten menschlichen Rationa-
lität, während bislang eher auf die morali-

schen Schwächen des Menschen hingewie-
sen wurde. So sind die heute zunehmend
vereinzelt lebenden Menschen immer
mehr auf die Meinungs- und Stimmungs-
vorgaben von Medien und der öffentlichen
Meinung angewiesen. Diese Abhängigkeit
wird durch die zunehmende Komplexität
vieler Sachfragen noch gesteigert.
Bei Sachplebisziten außerhalb der Kom-
mune steht die Rationalität politischer Ent-
scheidungen auf dem Spiel. Der Gedanke
der rationalen Diskussion verbunden mit
der Machtmonopole verhindernden Ge-
waltenteilung stellt aber die Grundlage der
freiheitlichen Demokratie dar, so dass es
nicht überrascht, dass vor allem Liberale
seit dem 19. Jahrhundert immer Verfechter
einer repräsentativen Demokratie gewesen
sind. Demgegenüber kommt hinter der
Forderung nach direkter Demokratie nicht
selten die geheime Sehnsucht nach einfa-
chen Lösungen auf der Grundlage eines
identitären Herrschaftskonzepts zum Aus-
druck wie auch eines mystischen Volksbe-
griffs, der zu einer direktdemokratischen
Überhöhung des Volkes führt. Derartige ro-
mantische Volks- und Herrschaftsvorstel-
lungen mit ihren antipluralistischen Affek-
ten haben in Deutschland eine lange und
unheilvolle Tradition. Es sollte deshalb zu
denken geben, dass vor allem Vertreter ei-
ner deliberativen Demokratietheorie – sehr
oft aus dem kritischen Wissenschaftler-
spektrum – zu großer Skepsis neigen, zu-
letzt Wolfgang Merkel vom Wissenschafts-
zentrum Berlin in einem Gutachten für die
Friedrich-Ebert-Stiftung.
Zu warnen ist auch vor der unkritischen
Übernahme von Institutionen anderer
Staaten. Das gilt insbesondere für den
„Sonderfall“ – so der Zürcher Staatsrechts-
lehrer Dietrich Schindler – der halbdirekt-
demokratischen Schweiz. Auch der Berner
Politikwissenschaftler Wolf Linder bezwei-
felt, ob sich das System des Schweizer
Kleinstaates mit einer sehr eigenen und
langen Tradition auf große Flächenstaaten
wie Deutschland übertragen lässt. Im Übri-

gen hat die Schweiz im Augenblick genug
damit zu tun, die unguten Folgen von
Volksentscheiden wie dem Minarettverbot
oder der Masseneinwanderungsinitiative
zu verdauen. Die Neue Zürcher Zeitung
spottet zu Recht über die „naive Plebiszit-
euphorie der Deutschen“.
Die heutige demokratische Verfassung ist
auf das repräsentative Hervorbringen von
für das Gemeinwesen verbindlichen Ent-
scheidungen angewiesen. Sie beruhen auf
der umfassenden Ermittlung, Bewertung
und Abwägung der innerhalb des Gemein-
wesens vorhandenen Interessen und Wer-
ten. Über diese hinaus sind von den Reprä-
sentanten aber auch die öffentlichen und
privaten Belange, die sich nur schwer oder
gar nicht artikulieren können, ebenso ein-
zubeziehen wie die Belange der Anderen
im Sinne transnationaler wie auch inter-
temporaler Repräsentation.
So gilt es, die Repräsentativität zu stärken,
nicht aber durch direktdemokratische Ver-
fahren zu schwächen. Allerdings darf sich
die Autorisierung der repräsentativen Or-
gane nicht auf den periodischen Akt der
Wahl der Repräsentanten beschränken; die-
se bedarf vielmehr der kontinuierlichen
Aktualisierung durch Prozesse der Kontrol-
le sowie der Kommunikation, der perma-
nenten Rückbindung der Bürger mit ihrer
Regierung. Eine wichtige Rolle bei der Ver-
mittlung zwischen der „demokratischen
Quelle“, also den Bürgern, und den politi-
schen Institutionen kommt den Parteien
zu. Die Verbesserung der Funktionsfähig-
keit der Repräsentation ist zweifellos eine
mühseligere Aufgabe bei der Reform von
Parteien, Parlamenten, Wahlsystemen,
staatlicher Organisation und Verfahren wie
auch der Öffentlichkeit als der Ruf nach
den grobschlächtigen Instrumenten der di-
rekten Demokratie. Rudolf Steinberg T

Der Autor, emeritierter Professor für
öffentliches Recht, war Präsident der

Uni Frankfurt/M. Er hat das Buch „Die
Repräsentation des Volkes“ geschrieben.

W
er für die Erweite-
rung der indirekten
(repräsentativen)
Demokratie um di-
rektdemokratische
Elemente plädiert,

will weder schweizerische Verhältnisse
nach Deutschland tragen, noch dem Popu-
lismus frönen, die Privilegierten privilegie-
ren oder gar die repräsentative Demokratie
aushebeln. Ganz im Gegenteil: In
Deutschland würde die direkte Demokra-
tie sehr viel überzeugender funktionieren
als in der Schweiz; Populisten hätten es
schwerer, weil in der direkten Demokratie
weniger pauschal und sachnaher argumen-
tiert werden muss, und die repräsentative
Demokratie würde gestärkt, weil Unrecht
und Vernachlässigte weniger übersehen
und besser vertreten werden könnten im
Bundestag.
Wer für den Einbau von direktdemokrati-
schen Elementen plädiert, möchte die
Macht besser verteilen, die Freiheit der
Bürgerinnen und Bürgern vergrößern, de-
ren Entfremdung zur Politik abbauen und
die Lernfähigkeit der Gesellschaft stärken.
Wobei Macht nicht im Geiste von Max We-
ber negativ verstanden wird, sondern mit
Hannah Arendt positiv: Als Fähigkeit von
gemeinsam handelnden Menschen, ihr Le-
bensumfeld mitgestalten und nicht einfach
als „Schicksal“ erfahren zu müssen. Mehr
Freiheit wird gewagt, weil der aktive Mo-
ment der Demokratie nicht auf die Wahl
beschränkt ist, sondern diese auch zwi-
schen den Wahlen beim „Volksentscheid“
wahrgenommen werden kann. Wenn also
die demokratischen Momente der gemein-
samen Entscheidung vermehrt werden und
Bürger weit öfter verbindlich entscheiden,
dann muss ungleich intensiver und häufi-
ger diskutiert, nachgedacht und vor allem
zugehört werden – all die Stoffe, aus de-
nen individuelle und kollektive Lernpro-
zesse gewoben werden. Also genau das,
was unsere Gesellschaft am nötigsten hat.
Das waren auch die Gründe, weshalb Libe-

rale von Johann Jacoby bis Hildegard
Hamm-Brücher, Grüne von Petra Kelly bis
Winfried Kretschmann und Sozialdemo-
kraten von Wilhelm Liebknecht, Friedrich
Albert Lange, Wilhelm Hoegner bis Her-
bert Wehner und Hans-Jochen Vogel die
Stärkung der indirekten Demokratie durch
direktdemokratische Elemente befürwortet
haben. So meinte Herbert Wehner lange
vor 1968 in einem weniger oft zitierten
Satz seiner berühmten Rede vom Godes-
berger SPD-Parteitag 1959: „Es kam und
kommt darauf an, den Staat wirklich bis in
die letztmöglichen Konsequenzen zu de-
mokratisieren und für die politische De-
mokratie feste Fundamente durch die Ver-
ankerung der Demokratie im Wirtschafts-
bereich und im Sozialen zu schaffen.“

Kein Nullsummenspiel Wer freilich die
Güte der direkten Demokratie realisieren
will, muss deren Rechte und Verfahren
sehr sorgfältig verfassen und die Schnitt-
stellen zwischen direkter und indirekter
Demokratie sowie zwischen Grundrechts-
schutz und Partizipation, das heißt zwi-
schen Verfassungsschutz und Verfassungs-
bzw. Gesetzesrevision, sorgsam ausgestal-
ten, so dass alle drei in ihrem Bezugsfeld
gestärkt werden. Denn Freiheit, Rechtsstaat
und Demokratie sind kein Nullsummen-
spiel, sondern leben von- und miteinan-
der.
Dazu gehört zunächst die Ausdifferenzie-
rung der direktdemokratischen Mitwir-
kungsformen, deren sorgfältige prozedura-
le Ausgestaltung und Einbettung ins En-
semble der Demokratie. So gilt es zu un-
terscheiden zwischen dem Nachfragerecht
der Bürger und dem, was in ihrem Namen
im Parlament beschlossen worden ist. Das
wäre in helvetischer Diktion das Gesetzes-
referendum, das innerhalb von 100 Tagen
von einem Prozent der Wahlberechtigten
verlangt werden kann, worauf der Volks-
entscheid nach etwa sechs Monaten er-
folgt. Erachtet das Parlament eine Geset-
zesrevision als dringlich, so kann es eine
solche mit einer qualifizierten Mehrheit
beschließen; das Gesetz tritt dann sofort in
Kraft – vorbehaltlich eines möglicherweise
negativen Volksentscheids, wonach es so-
fort wieder aufgehoben würde.
Das andere große Mitwirkungsrecht der
Bürgerschaft ist das Initiativrecht. Damit

kann jederzeit eine Verfassungs- oder Ge-
setzesrevision beantragt werden. Hier sind
sowohl für die Sammlung der Unterschrif-
ten, als auch für die Beurteilung durch Ver-
waltung und Regierung sowie der Interes-
sensorganisationen, der Zivilgesellschaft
und schließlich der großen Öffentlichkeit
mehr Zeit einzuräumen. Genau dies lässt
sich aus den US-amerikanischen Erfahrun-
gen mit der direkten Demokratie lernen: Je
großzügiger die Be-
handlungsfristen ange-
setzt werden, desto in-
klusiver sind die ausge-
lösten Deliberations-
prozesse, und desto
häufiger sind direkte
oder indirekte Neben-
wirkungen. Zur feinen
Ausgestaltung der
Schnittstelle zwischen
repräsentativer und un-
mittelbarer Demokratie
gehört das Recht der
Parlamentsmehrheit,
einer Volksinitiative aus der Bürgerschaft
zum gleichen Problem einen parlamenta-
rischen Gegenvorschlag gegenüberstellen
zu können, wobei dann im Volksentscheid
die Bürger zwischen drei Optionen – keine
Reform, Reform gemäß Bürgerinitiative
oder Reform gemäß Parlamentsalternative
– entscheiden und ihre Präferenz ausdrü-
cken können.
Schließlich kann im Rahmen der direktde-
mokratischen Erweiterung der parlamenta-
rischen Demokratie eine Art Antragsrecht
der Bürgerschaft ans Parlament eingerich-
tet werden; ein solcher Bürgerantrag würde
ähnlich behandelt wie ein parlamentari-
scher Vorstoß und hätte keinen automati-
schen Volksentscheid zur Folge.
Entscheidend für ein bürgernäheres
Machtgleichgewicht ist aber die Möglich-
keit einer kleinen, aber noch repräsentati-

ven Minderheit der Bürger, jederzeit und
auch gegen den Willen von Regierung oder
Parlamentsmehrheit einen Volksentscheid
zu Bundestagsbeschlüssen oder Gesetzes-
revisionen auslösen zu können. Dieses
Wissen verändert die politische Kultur. Re-
gierung und Parlamentarier müssen viel
mehr in die Gesellschaft hineinhören, viel
mehr Überzeugungsanstrengungen auf
sich nehmen, Widerspruch antizipieren

und die Vorlagen so sorgfälti-
ger austarieren, dass sie weni-
ger Widerstand provozieren.

Versöhnung Eine solche De-
mokratisierung der deutschen
Demokratie würde viele Deut-
sche ermutigen, sich als poli-
tisch Handelnde und Gefragte
„mit der Politik“ zu versöh-
nen. Das schafft neue Identifi-
kationen sowie mehr Freiheit
für alle und erweist sich para-
doxerweise als Integrationsfak-
tor moderner, vielfältiger und

großer Gesellschaften; ganz im Sinne
Friedrich Dürrenmatts, der über die
Schweiz einmal sagte, die Schweizer blie-
ben trotz allen Verschiedenheiten gerne
zusammen, weil man sie alle vier Monate
über ihre Differenzen streiten lässt. Es
müsste ja in Deutschland nicht unbedingt
alle vier Monate sein, aber drei Volksent-
scheide pro Jahr wären für Land und Leute
ein Segen. Andreas Gross T

Der Autor ist Politikwissenschaftler
und Historiker. Er ist Schweizer

Nationalrat und seit sieben Jahren
Fraktionsvorsitzender der Sozi-

aldemokraten in der Parlamentarischen
Versammlung des Europarates. Seit

mehr als 25 Jahren leitet er ein privates
wissenschaftliches Institut für

Direkte Demokratie.

Mehr direkte Demokratie wagen?

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Eine De-
mokratisie-

rung der
Demokratie
würde viele

Deutsche ver-
söhnen.

Die Schweiz
hat genug

damit zu tun,
die Folgen von

Volksent-
scheiden zu
verdauen.

DEBATTE Die augenscheinliche Politikmüdigkeit, zuletzt wieder an der
verhaltenen Wahlbeteiligung in Ostdeutschland ablesbar, könnte durch

plebiszitäre Elemente belebt werden, glaubt der Schweizer Politiker Andreas
Gross. Nein, kontert der deutsche Jurist Rudolf Steinberg, vielmehr gelte

es, die repräsentative Demokratie zu stärken

Das Parlament - Nr. 40-41 - 29. September 2014 IM BLICKPUNKT 9



N
iemand hat mit einer
solch drastischen Ver-
schärfung gerechnet: Im
Dezember 2013 wurden
im westafrikanischen
Guinea die ersten Ebola-

Verdachtsfälle gemeldet, im Februar 2014
kamen Erkrankungen in Sierra Leone und
Liberia hinzu. Das gefährliche Fieber ver-
breitete sich viel schneller als bei Epide-
mien in der Vergangenheit, es ist der
schlimmste Ausbruch seit vier Jahrzehnten.
Schon im Juni warnte die Hilfsorganisation
Ärzte ohne Grenzen, das Ebola-Virus sei
„außer Kontrolle“ geraten, das Ausmaß der
Epidemie in Westafrika beispiellos. Es dau-
erte aber noch weitere Monate, bis die inter-
nationale Staatengemeinschaft den wirkli-
chen Ernst der Lage zu begreifen schien. In-
zwischen waren auch Verdachtsfälle in an-
grenzenden Ländern bekannt geworden
und die Sorge ging um, das Virus könnte
nach Nigeria überspringen, in einem Land
mit mehr als 150 Millionen Einwohnern.
Aus den anfangs mehreren hundert Fällen
sind inzwischen laut Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) mehr als 6.000 geworden
und Experten fürchten, dass das noch lange
nicht der Höhepunkt ist. Die WHO rechne-
te unlängst hoch, dass sich allein bis No-
vember bis zu 20.000 Menschen anstecken
könnten. Bislang sind fast 3.000 Menschen
der Seuche zum Opfer gefallen.

Brandbrief Liberia, Guinea und Sierra Leo-
ne sind ohne fremde Hilfe nicht in der La-
ge, die Epidemie wirksam zu bekämpfen, es
mangelt an medizinischer Ausrüstung, an
Hygienestandards und geschultem Personal.
Der UN-Sicherheitsrat kam Mitte Septem-
ber erstmals wegen einer akuten Epidemie
zu einer Sondersitzung zusammen und wer-
tete die Ebola-Krise in einer drastischen
Botschaft als „Gefahr für Frieden und Si-
cherheit der Welt“. Die UN fordern eine
Milliarde Dollar zur Bekämpfung der Epide-
mie, deutlich weniger ist bisher von den
Staaten zugesagt worden. Liberias Staatsprä-
sidentin Ellen Johnson-Sirleaf wandte sich
in einem Schreiben direkt an Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU): „Ohne mehr di-
rekte Hilfe von Ihrer Regierung werden wir
diese Schlacht gegen Ebola verlieren.“
Die USA schicken nun 3.000 Soldaten in
das Krisengebiet, auch die Bundeswehr will
mit einer Luftbrücke vom Senegal aus hel-
fen. So soll unter anderem eine mobile
Krankenstation für die Behandlung von
rund 50 Patienten in Liberia aufgebaut wer-
den. Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) sucht Freiwillige für einen
Einsatz, der erkennbar nicht ohne Risiko ist
– dennoch meldeten sich bis Freitag vergan-
gener Woche mehr als 4.500 Freiwillige aus
der Bundeswehr.
Kurz zuvor stand die Ebola-Krise erstmals
auch im Bundestag in einer vereinbarten
Debatte auf der Tagesordnung. Die Opposi-
tion hielt mit ihrer Kritik am Krisenmanage-
ment nicht hinter dem Berg: Zu spät, zu zö-
gerlich, zu unkoordiniert seien die Maßnah-
men und Hilfen der Bundesregierung.
Michael Roth (SPD), Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, gestand angesichts des Aus-
maßes der Katastrophe ein: „Eine Blaupause
zur Lösung der Ebola-Krise haben wir
nicht.“ Trotz aller Bemühungen werde es
noch Monate dauern bis die Epidemie un-
ter Kontrolle sei. Roth verwies darauf, dass

seit Ausbruch der Krise von der Bundesre-
gierung 17 Millionen Euro an Sofort- und
Entwicklungshilfen bereitgestellt worden –
und nunmehr weitere Hilfsmaßnahmen in
Vorbereitung seien, etwa die Einrichtung ei-
ner Luftbrücke und einer Krankenstation
durch die Bundeswehr und der Aufbau ei-
nes mobilen Krankenhauses durch das
Deutsche Rote Kreuz.
Niema Movassat (Die Linke) kritisierte, dass
die Bundesregierung die gewachsene außen-
politische Verantwortung vor allem militä-
risch verstehe. Die USA hätten 140 Millio-
nen Dollar für die Ebola-Bekämpfung be-
reitgestellt, Kuba 165 Ärzte und Pfleger ge-
schickt: „Deutschland aber, die viertgrößte
Wirtschaftsnation der Welt, steht immer
noch auf der Bremse.“

Thomas Silberhorn (CSU), Staatssekretär
im Ministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ), beton-
te, dass die EU bisher 170 Millionen Euro
zur Bewältigung der Krise bereitgestellt ha-
be und der deutsche Anteil daran rund
20 Prozent betrage. Das BMZ unterstütze
zudem die aktuellen Maßnahmen der
WHO mit zehn Millionen Euro – Mittel, die
in Aufklärungskampagnen, in die Weiterbil-
dung von medizinischem Personal, in wei-
tere Behandlungsstationen, Medikamente
und Schutzkleidung investiert würden.
Kordula Schulz-Asche (Bündnis 90/Die
Grünen) warf der Koalition vor, die Hilferu-
fe von WHO und Hilfsorganisationen über
Wochen „fahrlässig“ überhört zu haben.
Der Entschließungsantrag der Koalitions-

fraktionen enthalte „Ankündigungen,
nichts Konkretes, keine Geldsummen, keine
konkreten Forderungen oder Beschreibun-
gen, wer konkret was übernimmt“.
Mit ihrem Entschließungsantrag (18/2609)
für eine Aktionsprogramm in Höhe von
50 Millionen Euro konnten sich die Grünen
ebenso wenig durchsetzen wie die Links-
fraktion mit ihrer Forderung nach 100 Mil-
lionen Euro für die „Roadmap“ der WHO
(18/2608). Der Entschließungsantrag von
CDU/CSU und SPD (18/2607), in dem die
Bundesregierung aufgefordert wird, im „Fal-
le einer Ausweitung der Ebola-Epidemie“
den Beitrag für die WHO, Ärzte ohne Gren-
zen und andere Organisationen „erneut zu
erhöhen“, wurde in die Ausschüsse überwie-
sen. Claus Peter Kosfeld/Alexander Heinrich T

Freiwillige Desinfektionshelfer in Sierra Leone
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Späte Einsicht
WESTAFRIKA Lange wurde die Ausbreitung des Ebola-Virus

unterschätzt – jetzt läuft die internationale Hilfe an
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»Geld allein reicht nicht, wir brauchen Personal«
INTERVIEW Florian Westphal, Geschäftsführer von »Ärzte ohne Grenzen«, warnt vor einer weiteren Ausbreitung von Ebola

Herr Westphal, „Ärzte ohne Grenzen“
ist seit März 2014 mit mehr als 2.000
Mitarbeitern im Ebola-Gebiet in West-
afrika im Einsatz. Wie erleben die Helfer
die Lage?
Die Situation ist sehr schwierig, um nicht
zu sagen katastrophal. Wir stoßen an die
Grenzen unserer Kapazitäten. Besonders
schlimm ist es in Monrovia, der Haupt-
stadt Liberias. Dort kommen viel mehr in-
fizierte Patienten in unsere Behandlungs-
zentren, als wir aufnehmen können. Wir
sind gezwungen, einige zurückzuweisen.
Das ist sehr tragisch und auch für unsere
Kollegen vor Ort enorm belastend. Sie wis-
sen ja, dass diese Menschen vom Tode be-
droht sind und dass sie sehr wahrschein-
lich weitere anstecken werden.

Unter welchen Bedingungen arbeiten
die Helfer? Können sie sich ausreichend
vor einer Ansteckung schützen?
Unsere Helfer sind gut geschützt. Und wir
haben sehr strenge Regeln erlassen. So sol-
len die Ärzte immer in Zweierteams arbei-
ten, um sicherzustellen, dass sie die Hygie-
nevorschriften genau einhalten. Der Ein-
satz vor Ort ist zudem auf einige Wochen
begrenzt, denn mit zunehmender Erschöp-
fung nimmt die Disziplin ab und das Risi-
ko einer Ansteckung wird größer. Die Kol-
legen arbeiten ja bei extremer Hitze in den
Schutzanzügen, das ist körperlich sehr an-
strengend. Und auch die psychische Belas-
tung ist groß. Die Ärzte haben es ständig
mit Patienten zu tun, die sie letztlich nicht
vor dem Tod bewahren können.

Ihre Organisation betreibt in den am
meisten betroffenen Ländern, Sierra Leo-
ne, Liberia und Guinea, insgesamt fünf
Isolierstationen. Was können die Ärzte
dort für die Kranken tun?

Ebola zu behandeln, ist medizinisch nicht
sehr kompliziert. Die Ärzte versuchen in
erster Linie, den hohen Flüssigkeitsverlust
der Patienten auszugleichen, und sie verab-
reichen Schmerzmittel. Immer wieder wer-
den Menschen gesund. Doch in den meis-
ten Fällen können wir den Patienten nur
einen würdevollen Tod ermöglichen.
Darüber hinaus versuchen wir, auch außer-
halb der Zentren zu arbeiten. Wir gehen in
die Dörfer, um weitere Infizierte zu finden
und die Bevölkerung über die Risiken auf-
zuklären. Absoluten Vorrang hat im Mo-
ment aber die Behandlung der Kranken –
und tragischerweise auch die Bestattung
der Leichen. Das sollten eigentlich nicht
wir Ärzte machen müssen, aber es ist leider
notwendig in dieser Situation.

Die Bundesregierung hat jetzt die fi-
nanziellen Hilfen für den Kampf gegen
die Epidemie auf 17 Millionen Euro auf-
gestockt, auch die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) stellt mehr Mittel zur
Verfügung. Reicht das denn überhaupt?
Nein, bis jetzt reicht das alles nicht. Geld
ist im Moment auch nicht das größte Pro-
blem, es sind die völlig unzureichenden
Kapazitäten vor Ort. Es fehlt überall an
spezialisiertem Personal zur Behandlung
der Patienten. Außerdem müssen die Kon-
takte, die Infizierte mit anderen Menschen
gehabt haben, weiterverfolgt werden. Dazu
sind viele Helfer notwendig. Es mangelt
auch an Laborkapazitäten, denn es müssen
sehr schnell sehr viele Blutproben auf das
Virus getestet werden. Aus diesen Gründen
drängen wir seit längerem darauf, dass
schnellstmöglich entsprechendes Material
und Personal in die Region geschickt wird.
Mit Geld allein können wir jetzt, wo Hilfe
am dringendsten gebraucht wird, nicht
mehr ausrichten.

Bei der Bundeswehr haben sich jetzt
mehr als 4.500 Freiwillige zum Einsatz
im Ebola-Gebiet gemeldet.
Das begrüßen wir. Das ist ein erster wichti-
ger Schritt. Es reicht in dieser Situation
aber nicht, einen guten Willen und Mut zu
haben, sondern die betroffenen Länder
brauchen, das betone ich noch mal, gut
ausgebildetes und gut vorbereitetes Perso-
nal. Entscheidend ist auch, dass die Helfer
schnell ins Krisengebiet kommen, denn
uns rennt die Zeit weg. Das Virus breitet
sich enorm schnell aus, möglicherweise
auch auf weitere Länder. Wir haben das
Schlimmste bei weitem noch nicht über-
standen.

Seit dem Ausbruch der Epidemie sind
sechs Monate vergangen. Warum hat die
Weltgemeinschaft erst jetzt reagiert?
Die Gründe sind mir unbekannt und uner-
klärlich. Sowohl die Bundesregierung als
auch die WHO haben das Ausmaß der Ka-
tastrophe viel zu lange nicht begriffen. Wir
haben in den vergangenen Monaten im-

mer und immer wieder gewarnt, aber nie-
mand hat auf uns gehört.

Westafrika galt bisher als vergleichs-
weise stabile Region auf dem Kontinent.
Welche Folgen hat nun die Epidemie?
Droht in den betroffenen Ländern ein
Zusammenbruch der Gesellschaften?
Ich will den Teufel nicht an die Wand ma-
len. Sierra Leone und Liberia haben sich
zuletzt politisch und wirtschaftlich gut ent-
wickelt. Und das, nachdem diese Länder
zuvor äußerst brutale Konflikt erlebt ha-
ben. Sie waren gerade dabei, sich davon zu
erholen. Klar ist, dass beide Länder jetzt
noch lange unsere Unterstützung brauchen
werden, auch wenn Ebola hoffentlich ir-
gendwann eingedämmt ist. Das Gesund-
heitssystem ist bereits weitgehend zusam-
mengebrochen. Andere Krankheiten wie
Malaria oder Schwangerschaftskomplika-
tionen können vielerorts nicht mehr be-
handelt werden. Die Leute trauen sich
nicht mehr ins Krankenhaus oder die
Krankenhäuser sind geschlossen, denn oft
ist das Personal selbst infiziert oder es geht
aus Angst vor Ansteckung nicht mehr zur
Arbeit. Die wirtschaftlichen Auswirkungen
sind ebenfalls enorm. Handel, Landwirt-
schaft, Industrie liegen praktisch brach.
Die Auswirkungen der Epidemie auf die
Bevölkerung müssen unbedingt abgefedert
werden, um eine Destabilisierung der Regi-
on zu verhindern. T

Das Gespräch führte Johanna Metz.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Florian Westphal ist Geschäftsführer der
deutschen Sektion der Hilfsorganisation.
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Europäische Lösung
EUROPA EU-Kommissar Oettinger will digitalen Binnenmarkt

Der designierte EU-Kommissar für Digitale
Wirtschaft und Gesellschaft, Günther Oet-
tinger (CDU), sieht in der Vollendung des
digitalen Binnenmarktes ein zentrales Ziel
seiner Amtszeit. Es gebe in der Europäi-
schen Union einen „nahezu perfekten Bin-
nenmarkt“ für Autos, Weine oder Hüte,
sagte der bisherige Energiekommissar in ei-
ner Sondersitzung des Europaausschusses
am vergangenen Donnerstag. Doch ausge-
rechnet die digitale Agenda unterliege
noch immer der nationalen Regulation.
Dabei kenne Digitalität keine nationalen
Gebietsgrenzen, betonte Oettinger. Auch
Datenschutz sei ein Thema, das man nur
europäisch lösen könne.
Der Kommissar will auch den Ausbau der
digitalen Infrastruktur in der EU beschleu-
nigen. „Wir brauchen in allen Mitglieds-
ländern eine einigermaßen gleiche Aus-
baugeschwindigkeit für die digitalen Net-
ze“,forderte Oettinger.
Er gab zu bedenken, dass die zunehmende
Digitalisierung der Alltagswelt wichtige
Fragen aufwerfe. Was passiere etwa, wenn
Google irgendwann Autos baue und die
Deutschen nur noch das Aluminium oder
die Polster beisteuerten?, fragte Oettinger.
„Die digitale Entwicklung zielt auf unsere
Wertschöpfung, auf den Kern unserer Real-
wirtschaft“, warnte er. Hier wolle er sich als
zuständiger Kommissar für den Standort
Deutschland stark machen.

Das Urheberrecht, das ebenfalls in Oettin-
gers künftigen Aufgabenbereich fällt, be-
zeichnete er als eines der schwierigsten Ar-
beitsfelder. Es gehe darum, eine Balance zu
finden zwischen dem Interesse der Ver-
braucher, möglichst freien Zugang zu In-
halten zu haben, und dem Bedürfnis von
Schriftstellern, Drehbuchautoren oder Mu-
sikern, ihre Produkte zu vermarkten und
von ihnen leben zu können. Oettinger plä-
dierte für einen Mittelweg und kündigte
bis Mitte des kommenden Jahres die Vorla-
ge eines Gesetzentwurfes an.
Die Abgeordneten interessierte unter ande-
rem, inwieweit Oettinger in Brüssel die In-
teressen der Verbraucher vertreten wolle.
und ob er die Europäische Datenschutz-
grundverordnung voranbringen werde, für
die sich das EU-Parlament seit längerem
engagiere. Oettinger sicherte zu, dass er „so
viele Verbraucherrechte wie möglich“ wah-
ren wolle, etwa beim Roaming oder im Be-
reich Netzneutralität. Jedoch müssten eu-
ropäische Telekommunikationsfirmen im
Wettbewerb mit den „Giganten“ aus Asien
und den USA auch mithalten können. Die
Datenschutzverordnung liege dem Euro-
päischen Rat bereits seit zwei Jahren vor.
Dieser dürfe das Thema nun nicht länger
vertagen, mahnte Oettinger. Seine Forde-
rung: „Wir müssen alles tun, damit die na-
tionalen Regierungen zur Europäisierung
des Datenschutzrechts bereit sind.“ joh T

EU-Freihandel polarisiert
ENTWICKLUNG II Streit um Wirtschaftspartnerschaftsabkommen

Die Fraktionen von Linken und Grünen
sind mit ihrer Forderung gescheitert, die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der
EU (EPA) über Freihandel mit afrikani-
schen, karibischen und pazifischen Staaten
zu stoppen und neue Verhandlungen „oh-
ne Druck und Fristen“ aufzunehmen. Ei-
nen Antrag beider Fraktionen (18/2603)
und einen weiteren entsprechenden Antrag
der Linksfraktion (18/1615) lehnten die
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und
SPD am vergangenen Freitag ab. Linke und
Grüne hatten argumentiert, dass trotz Zu-
geständnissen der EU zu befürchten sei,
dass die EPAs teils „zu massiven Ver-
schlechterungen für Kleinproduzenten im
Agrar- und Industriebereich führen, die
nun nicht mehr durch Importbeschrän-
kungen vor der übermächtigen Konkurrenz
durch europäische Agrarunternehmen ge-
schützt werden können“.

Liberalisierung Die afrikanische Länder
hätten sich zwölf Jahre lang gegen die ge-
plante Liberalisierung gewehrt, weil sie da-
rin zurecht eine „massive Bedrohung für
die Existenz von Kleinbauern und für Ar-
beitsplätze“ sehen würden, sagte Heike
Hänsel (Die Linke). Sie forderte eine Ende
der „EU-Erpressungspolitik“. „Wir wollen
neue Mandate, die die selbstbestimmte
Entwicklung in diesen Ländern stärken.“
Frank Heinrich (CDU) plädierte dafür, die
Umsetzung und Auswirkungen der Ab-
kommen genau zu beobachten. Auch seine
Fraktion stehe zu nachhaltiger Entwick-
lung, „Partnerschaft auf Augenhöhe“ und
zum Ziel gerechter Handelsregelungen und
fairer Absatzchancen. Bei Chancen und Po-
tentialen der EPAs komme man aber zur
einer anderen Bewertung als die Oppositi-
on, die dazu neige, vor allem die Risiken
und Gefahren zu sehen.

Uwe Kekeritz (Grüne) sprach von einer
„knallharten Erpressung“ der EU, die enor-
men politischen Druck aufgebaut habe. Mit
den Abkommen müssten sich ausgerechnet
jene afrikanischen Länder, die wirtschaftli-
che Fortschritte gemacht hätten, ihren
Markt öffnen für europäische Produkte.
Einheimische Produkte, und damit die ein-
heimische Industrie, hätten in diesem Wett-
bewerb keine Chance.

Standards Sascha Raabe (SPD) hingegen
konnte dem Grundgedanken der EPAs, die
den Süd-Süd-Handel fördern sollen, auch
Positives abgewinnen. Wahr sei aber auch,
dass die Verhandlungen von EU-Seite „sehr
von oben herab, sehr intransparent“ ge-
führt worden seien. Raabe sprach sich für
Nachverhandlungen aus – machte aber
auch darauf aufmerksam, dass die Ableh-
nung einiger Länder auch daher rühre, weil
sie sich weigerten Arbeits-, Sozial- und
Menschenrechtsstandards in die Abkom-
men aufzunehmen.
Keine Mehrheit fand zudem ein weiterer
Antrag der Linksfraktion (18/1328), in
dem sie sich für die „Herstellung sozialer
Gleichheit und gerechter Wirtschaftsstruk-
turen“ als zentrale Anliegen nachhaltiger
Entwicklungsziele (Sustainable Develop-
ment Goals, SDG) stark gemacht hatte. Zu
den SDG hatten die Vereinten Nationen in
der vergangenen Woche einen Entwurf mit
17 Zielen vorgelegt, die vor allem auch die
Industrienationen in Sachen Armutsbe-
kämpfung und soziale Gerechtigkeit, bei
Klimawandel und Ressourcenverbrauch
stärker in die Pflicht nehmen sollen als bis-
her. Im Herbst kommenden Jahres wollen
die Vereinten Nationen die neuen Ziele ver-
abschieden, die dann an die Stelle der bis-
her gültigen Millenniumsentwicklungsziele
treten sollen. ahe T

Mehr Transparenz
ENTWICKLUNG I Neue Regeln für Import von Mineralien

Die EU-Pläne für eine Zertifizierung auf
Basis freiwilliger Selbstverpflichtungen
durch Unternehmen beim Import von Mi-
neralien sind im Ausschuss für wirtschaftli-
che Entwicklung und Zusammenarbeit auf
geteiltes Echo gestoßen.
Ein Vertreter des Ministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) sagte am vergangenen Mitt-
woch im Ausschuss, im Kern gehe es da-
rum, ein Kontrollsystem bei Mineralien
wie Zinn, Tantal, Wolfram und Gold auf-
zubauen. Dies solle verhindern, dass mit
dem Verkauf dieser Metalle bewaffnete
Konflikte in Krisenregionen finanziert wer-
den. Konkret sei geplant, dass Europäische
Unternehmen auf freiwilliger Basis ein
Kontrollsystem entlang der Lieferketten
einrichten sollen. Als Anreiz plane die EU,
eine Liste der beteiligten „verantwortlichen
Unternehmen“ zu erstellen. Unternehmen,
die sich nicht am Kontrollsystem beteilig-
ten, müssten nach dem Prinzip „name and
shame“ Reputationsverluste in Kauf neh-
men.
Vertreter der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen kritisierten, dass
sich die EU nicht zu verbindlichen Aufla-
gen durchringen könne. Freiwillige Maß-
nahmen seien „nicht zielführend“, die Fra-
ge des Umgangs mit den Konfliktminera-
lien werde dem „freien Spiel des Markts
überlassen“, sagte ein Vertreter der Links-

fraktion. Er verwies – wie auch ein Vertreter
der SPD-Fraktion – unter anderem darauf,
dass die USA mit dem „Dodd-Frank-Act“
seit 2010 Unternehmen verbindliche Do-
kumentations- und Publizitätsverpflich-
tungen bei Mineralimporten auferlegen
würden.
Ein Vertreter der Grünen kritisierte, dass
der Minister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung, Gerd Müller
(CSU), verpflichtende Standards für die
Textilindustrie fordere, die Bundesregie-
rung bei der Verhinderung eines Imports
von sogenannten Konfliktmineralien hin-
gegen weiter auf freiwillige Selbstverpflich-
tungen der Unternehmen setze. Auf euro-
päischer Ebene sei es die Bundesregierung,
die in dieser Frage bremse.
Ein Vertreter der CDU/CSU-Fraktion be-
zeichnete den Zertifizierungsprozess als
„relativ schwierig“ beziehungsweise auf-
wendig – etwa durch den Umstand, dass
die Herkunft importierter und bereits in-
dustriell aufbereiteter Metalle nach
Schmelz- und Veredelungsprozessen wo-
möglich schwer zu ermitteln sei.
Eine Vertreterin des Wirtschaftsministeri-
ums betonte im Ausschuss, dass die ge-
planten freiwilligen Selbstverpflichtungen
„durch Bedingungen untermauert“ seien.
Es sei zudem geplant, die Zertifizierung
nach drei Jahren einer Überprüfung zu un-
terziehen. Alexander Heinrich T



Im Februar kam es zu Massenprotesten in Bosnien-Herzegowina. Die Unzufriedenheit über hohe Arbeitslosigkeit und Korruption in Politik und Verwaltung trieb sämtliche ethnische Gruppen gemeinsam auf die Straßen.
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Angestaute Frustrationen
BOSNIEN-HERZEGOWINA Das Land ist in der Krise. Die baldigen Wahlen werden daran wenig ändern

P
rognosen über den Ausgang
der Wahlen am 12. Oktober
in Bosnien und Herzegowina
anzustellen, ist fast unmög-
lich. Die meisten der 3,3 Mil-
lionen registrierten Wähler

wissen nämlich noch nicht, welche der
65 Parteien, 24 Koalitionen und 24 unab-
hängigen Kandidaten sie wählen sollen.
Die Bevölkerung ist verunsichert. Seit den
letzten Wahlen vor vier Jahren hat sich
nichts zum Positiven verändert.
Als im letzten Mai nach heftigen Regenfäl-
len die Flüsse über die Ufer traten und ein
Drittel der Landfläche Bosnien-Herzegowi-
nas überschwemmten, wurde schnell of-
fenbar, dass der Staat nicht in der Lage war,
auch nur ansatzweise Hilfe zu organisie-
ren. Die betroffenen Menschen und Ge-
meinden waren in den ersten Tagen der
Katastrophe sich selbst überlassen. Sowohl
das bosniakische (muslimische) Mitglied
im dreiköpfigen Präsidentschaftsrat, als
auch der Vorsitzende der Sozialdemokra-
ten SDP und die Führungsspitze der religi-
ös konservativen SDA-Partei waren wegge-
taucht. Es mangelte an Koordination der
ausländischen und inländischen Hilfsorga-
nisationen. Dabei hätte sich hier jeder Po-
litiker für die Wahlen profilieren können.
Selbst der so medienbewusste „starke“
Mann der serbischen Teilrepublik Republi-
ka Srpska, Milorad Dodik, schwieg zu-
nächst. Dabei liegen viele der von der Flut

betroffenen Gebiete in seinem Einflussbe-
reich. Als Bürger aus der Föderation in den
betroffenen Gebieten der Republika Srpska
helfen wollten, setzte er den wegen seiner
rastlosen Arbeit populären Bürgermeister
der zentralbosnischen Stadt Doboj ab. Die
„Volkssolidarität“ drohte die ethnisch-poli-
tischen Grenzen zu überspringen.
Die im Friedensvertrag von Dayton 1995
festgeschriebene Verfassung hat die politi-
sche Macht den ethnisch
definierten Entitäten, der
Republika Srpska und der
bosniakisch-kroatischen Fö-
deration (siehe Stichwort
übertragen. Der Gesamtstaat
hat nur wenige Kompeten-
zen. Dieser Umstand
hemmt nicht nur die Ent-
wicklung des gemeinsamen
Wirtschaftslebens, sondern
auch den Ausbau einer ge-
meinsamen Infrastruktur
und des Energiesektors.
Verunsichert und erbost
sind die meisten Menschen über die Kor-
ruption der Behörden und Politiker. Die
serbische Ökonomin Svetlana Cenic rech-
nete vor, dass die ehemals volkseigenen Be-
triebe in der Republika Srpska zu einem
Zehntel des Wertes an Privatinvestoren ab-
gegeben wurden. Viele Fabriken seien still-
gelegt worden. Folge sei eine hohe Arbeits-
losigkeit von regional 20 bis 70 Prozent.

Im Februar kam es zu oft gewaltsamen
Massenprotesten der Bevölkerung gegen
die politische Führung, Korruption und Ar-
mut. Immerhin gelang es den Demons-
tranten, in vier der zehn Kantone, die Kan-
tonalpräsidenten zum Rücktritt zu zwin-
gen und Mechanismen der Kontrolle ein-
zuführen. Doch wie wird sich die ange-
staute Frustration bei den Wahlen auswir-
ken? Werden die Bosnier Alternativen wäh-

len? Bekannte in Bosnien
lebende Analytiker, wie der
Amerikaner Kurt Bassuener,
bleiben skeptisch. Sie ver-
weisen darauf, dass das Par-
teiensystem nicht mehr an
weltanschaulichen Kriterien
wie dem Links-Rechts-Sche-
ma zu messen ist. Die Par-
teien verwalteten regionale
und ethnisch definierte
Machtpositionen, hätten
Einfluss auf die Verteilung
von Arbeit und Ressourcen
und dabei ein eigenes

Klientel herangezogen. Sie verfügten über
keinerlei Visionen für die Weiterentwick-
lung der gesamten Gesellschaft, meinen
auch die Experten des slowenischen Inter-
nationalen Instituts Ifimes.
Der Menschenrechtler Srdjan Dizdarevic
glaubt deshalb nicht, dass es zu einschnei-
denden Veränderungen im Wahlverhalten
kommt. Doch immerhin: Nicht einmal die

Wiederwahl von Milorad Dodik und sei-
nen „Unabhängigen Serbischen Sozialde-
mokraten“ ist in der Republika Srpska si-
cher. Die ehemalige Nationalpartei „Serbi-
sche Demokratische Partei“ und sein Ge-
genkandidat für das Amt des Ministerpräsi-
denten Ognjen Tadic haben aufgeholt.
Für das Amt des serbischen Mitglieds im
Staatspräsidium des Gesamtstaates liegt
nach Umfragen der Liberale Mladen Ivanic
vorne. Bei den Kroaten bleibt die Kroati-
sche Demokratische Gemeinschaft in Bos-
nien und Herzegowina HDZ stärkste Kraft,
Aussichten auf den Posten des kroatischen
Mitglieds im Staatspräsidium hat jedoch
auch der moderate Martin Raguz, der auf
Stimmen aus dem bosniakischen Lager
hofft.

In der bosniakischen Volksgruppe ist eine
völlig unübersichtliche Lage entstanden;
allein zehn Kandidaten streben das Amt
des Vertreters im Staatspräsidium an. Si-
cher ist wohl, dass die Sozialdemokraten
unter dem unbeliebten Parteichef Zlatko
Lagumdzija Stimmen einbüßen werden.
Neue Parteien drängen hingegen nach
vorn: Unter anderem die „Demokratische
Front“ des bisherigen Staatspräsidiumsmit-
glieds Zeljko Komsic und die „Partei für ei-
ne bessere Zukunft“ des Medienzars Fahru-
din Radoncic. Er hatte die Demonstrati-
onsbewegung im Februar publizistisch un-
terstützt. Erich Rathfelder T

Der Autor berichtet als freier Korres-
pondent aus Bosnien und Herzegowina.

> STICHWORT
BOSNIEN UND HERZEGOWINA - Zerrissener Staat

> Staatsform Der EU-Beitrittskandidat Bosnien und Herzegowina ist eine Republik mit zwei
weitgehend autonomen Verwaltungseinheiten, der Föderation Bosnien und Herzegowina
(FBiH) und der Republika Srpska (RS).

> Staatsoberhaupt Das Staatspräsidium besteht aus jeweils einem Vertreter der bosniaki-
schen, serbischen und kroatischen Volksgruppe. Der Vorsitz rotiert alle acht Monate.

> Allgemeine Wahlen Am 12. Oktober wählt die Bevölkerung ein neues Gesamtparlament,
das Staatspräsidium sowie die politischen Vertretungen in den Kantonen und Distrikten.

Die Parteien
haben keine
Visionen für

die
Entwicklung

der gesamten
Gesellschaft.

Konservative
liegen vorn
BULGARIEN Je nach Auftraggeber schwanken
Wahlprognosen in Bulgarien für gewöhnlich
stark, diesmal aber sind sich die Meinungs-
forscher in einem einig: Der rechtsgerichteten
Partei von Ex-Ministerpräsident Boiko Boris-
sov „Bürger für eine europäische Entwicklung
Bulgariens“ (GERB) prophezeien sie einen
deutlichen Vorsprung bei der vorgezogenen
Neuwahlen am kommenden Sonntag vor der
„Bulgarischen Sozialistischen Partei“ (BSP)
und der Partei der bulgarischen Türken „Be-
wegung für Rechte und Freiheiten“ (DPS).
Die Koalition der beiden letzteren war im Ju-
li nach der Niederlage der Sozialisten bei den
Europawahlen im Frühjahr und einer Ban-
kenkrise rund um das mittlerweile geschlos-
sene viertgrößte Geldinstitut des Landes, der
Korporativen Handelsbank (KTB), zurückge-
treten.
Die nationalistische Ataka könnte erstmals
seit 2005 an der Vier-Prozent-Hürde schei-
tern und durch die neugegründete Partei
„Bulgarien ohne Zensur“ des früheren TV-
Moderators Nikolai Barekov oder den liberal-
konservativen „Reformerblock“ (RB) der ehe-
maligen EU-Kommissarin Meglena Kuneva
ersetzt werden. Außenseiterchancen auf den
Parlamentseinzug haben die vom früheren
Staatspräsidenten Georgi Parvanov gegründe-
te BSP-Abspaltung „Alternative für Bulgariens
Wiedergeburt“ (ABW) und das nationalisti-
sche Parteienbündnis „Patriotische Front“
(PF). Ob diese Wahl die mit dem vorzeitigen
Rücktritt des Kabinetts Borissov im Februar
2013 eingetretene Phase politischer Instabili-
tät beenden kann, scheint angesichts dieser
Konstellation ungewiss. Frank Stier T

Der Autor ist freier Korrespondent in Sofia.

Einigung im
Gasstreit
EUROPA Die Chancen auf eine Lösung im
russisch-ukrainischen Gasstreit sind nach
Angaben der Europäischen Kommission
am vergangenen Freitag „erheblich gestie-
gen“. Es seien Eckpunkte für ein „Winter-
paket“ erarbeitet worden, um die Gasver-
sorgung Europas über den Winter bis ins
Frühjahr zu sichern, sagte EU-Energiekom-
missar Günther Oettinger nach Verhand-
lungen mit beiden Seiten in Berlin. Er
hofft auf eine Unterzeichnung des Abkom-
mens Ende dieser Woche bei einem weite-
ren Treffen in Berlin.
Die Eckpunkte sehen vor, dass die Ukraine
bis Jahresende 3,1 Milliarden Dollar an
Russland zahlt. Dafür werde die EU-Kom-
mission eine entsprechende Garantie für
den finanziell schwer angeschlagenen Staat
beim Internationalen Währungsfonds
(IWF) erwirken, sagte Oettinger. Im Gegen-
zug verpflichtet sich Russland, in den kom-
menden Monaten zu einem festgelegten
Preis mindestens fünf Milliarden Kubikme-
ter Gas an die Ukraine zu liefern.
Russland hatte Mitte Juni seine Gasliefe-
rungen eingestellt, nachdem Kiew sich ge-
weigert hatte, höhere Preise zu zahlen. Ein
Großteil der russischen Gaslieferungen für
die EU-Staaten wird über die Ukraine ge-
leitet.
Oettinger hatte sich einen Tag vor Beginn
der Verhandlungen im Europaausschuss
des Bundestages besorgt über den Gaskon-
flikt geäußert. „Was wäre, wenn die Ukrai-
ne ihre Transitfunktion nicht erfüllt oder
Russland nicht liefern will?“ Europa, so
Oettinger, müsse sich auf den schlechtes-
ten Fall einstellen. „Aber auch den werden
wir bewältigen.“ Johanna Metz T

»Füße ans Feuer«
GROSSBRITANNIEN Nach dem schottischen Referendum beginnt der Streit um die Verfassung

Kaum haben die Schotten ihren Platz im
Vereinigten Königreich festgezurrt, wird
das zukünftige Verfassungsgefüge Großbri-
tanniens zum Zankapfel der Parteien. Das
Ergebnis der Volksabstimmung im Norden
mit 55,3 Prozent gegen die Unabhängig-
keit stand gerade mal eine Stunde fest, da
redete der konservative Premierminister
David Cameron schon einer Verknüpfung
der Schottland versprochenen Zugeständ-
nisse mit anderen Verfassungsänderungen
das Wort: „Wir brauchen eine neue Abma-
chung für Wales, Nordirland und nicht zu-
letzt für England.“ Nach Protesten des libe-
ralen Koalitionspartners sowie der Labour-
Opposition musste Camerons Team klein-
laut einräumen: Das vom Regierungschef
so bezeichnete „Tandem“ beziehe sich le-
diglich auf einen Zeitplan für Reformen,
nicht auf die Reformen selbst.

Machtverschiebung Wenige Tage vor
dem Referendum bestand noch Einigkeit
zwischen den Vorsitzenden der drei gro-
ßen gesamt-britischen Parteien. Gemein-
sam versprachen Cameron, Edward Mili-
band (Labour) sowie der liberaldemokra-
tische Vizepremier Nick Clegg der schotti-
schen Wählerschaft den raschen Transfer
zusätzlicher Kompetenzen aus London
ans Edinburgher Parlament. Zudem soll

der Norden des Landes weiterhin von der
35 Jahre alten „Barnett-Formel“ profitie-
ren. Diese ermöglicht öffentliche Ausga-
ben für Gesundheit, Schulen und Infra-
struktur, die um 19 Prozent pro Kopf der
Bevölkerung höher liegen als in England
und Wales.
Wie stark dieser „Schwur“ das Referen-
dum beeinflusst hat, lässt sich schwer fest-
stellen. Ein Abrücken von den Verspre-
chen käme die Unionsparteien sicher teu-
er zu stehen. Man werde „deren Füße ans
Feuer halten“, versprach der scheidende
schottische Ministerpräsident Alex Sal-
mond von der Nationalpartei SNP.
Offenbar kommt es Camerons Tories gut
sieben Monate vor der nächsten Unter-
hauswahl vor allem darauf an, sich in
Konkurrenz zur EU-feindlichen Partei
Ukip als Sachwalter englischer Interessen
zu etablieren. An vorderster Stelle steht da-
bei die Forderung, schottischen Unter-
hausabgeordneten das Stimmrecht zu ent-
ziehen bei Abstimmungen, in denen es
vermeintlich exklusiv um englische Belan-
ge geht. Dazu zählen die Reformeiferer
wie der Partei-Rechtsaußen John Redwood
beispielsweise das Nationale Gesundheits-
system NHS. Anders als vom Namen sug-
geriert treffen nämlich mittlerweile die Re-
gionalregierungen in Cardiff und Edin-

burgh die meisten Entscheidungen, die
das NHS in Wales und Schottland betref-
fen. Beispielsweise müssen Schotten, an-
ders als Engländer, weder Rezeptgebühren
bezahlen noch zu ihrer Pflege im Alter
beitragen. In Zukunft sollten deshalb aus-
schließlich englische Abgeordnete über
Englands NHS abstimmen. In der Außen-,
Verteidigungs- und Europapolitik blieben
hingegen alle Abgeordneten gleicherma-
ßen stimmberechtigt.

Ungeschriebene Verfassung Die Forde-
rung wirke auf den ersten Blick logisch,
räumt Professor Vernon Bogdanor vom
Londoner King’s College ein. Da sich aber
die Milliarden-Zuwendungen, die Cardiff
und Edinburgh aus London erhalten, an-
teilig an den Ausgaben für England orien-
tieren, „ist es in Wirklichkeit nicht mög-
lich, englische von schottischen Anliegen
zu unterscheiden“, schreibt der herausra-
gende Interpret der ungeschriebenen Ver-
fassung auf der Insel. „Eine gespaltene Re-
gierung ist eine logische Absurdität.“ Pi-
kanterweise zählte zu Bogdanors Studen-
ten an der Uni Oxford einst auch Premier
Cameron. Sebastian Borger T

Der Autor ist freier
Korrespondent in London.

Angst vor dem großen Nachbarn
LETTLAND Die Wahl zur Saeima steht ganz im Zeichen der nationalen Sicherheit

Es ist ruhig in diesen Tagen in Riga, von
Wahlkampf kaum eine Spur. Man könnte
meinen, die Wahl der Saeima – des letti-
schen Parlaments – an diesem Sonnabend
sei bereits entschieden. Noch vor einem
Jahr hatte das linke Oppositionsbündnis
„Harmoniezentrum“ – die sogenannte
„Russenpartei“ – bei vielen Letten Zuspruch
gefunden und wurde als Favorit gehandelt.
Der Kopf des Parteienbündnisses, Nils Uza-
kov, ist seit fünf Jahren Oberbürgermeister
in der lettischen Hauptstadt und hat mit
neuen Wirtschaftskontakten nach Russland
Arbeitsplätze geschaffen. Aber seit der
Ukraine-Krise und der russischen Annexion
der Krim sind solche Kontakte ein Makel ge-
worden: Uzakovs Sozialdemokraten, die bei
der Wahl 2011 – damals noch im Bündnis
„Harmoniezentrum“ – stärkste Kraft gewor-
den waren, werden laut Umfragen wohl nur
noch hinter dem derzeitigen Regierungs-
bündnis der „Einheit“-Partei landen.
Es ist die Angst vor Russland, die viele
Wähler umtreibt. Seit der Krise in und um
die Ukraine steht bei den Letten die Frage
der nationalen Sicherheit an erster Stelle.
Und zugleich vertieft die Krise den Spalt
zwischen Letten und der russischen Min-
derheit. Jeder Dritte im Land ist russischer
Herkunft, die Minderheit besucht eigene
Schulen und vertraut russischen Meinungs-

machern. Viele haben Verwandte in Russ-
land, bewundern den russischen Präsiden-
ten Wladimir Putin und wünschen sich gu-
te Nachbarschaft.
Trotzdem sehe es nicht so aus, als könne
die radikale Partei „Lettisch-russische Uni-
on“ , die alte Forderungen nach Russisch als
zweiter Staatssprache und einer automati-
schen Staatsbürgerschaft wieder aufgreift,

tatsächlich ins Parlament einziehen, sagt
der Soziologe Arnis Kaktins vom Umfrag-
einstitut SKDS. Noch immer verfügt die
Hälfte der russischen Minderheit nur über
einen sogenannten „Nichtbürgerpass“ und
darf bei der Wahl nicht abstimmen.
Als Gewinnerin der Parlamentswahl wird
die Partei „Einheit“ gehandelt, die bisher
mit Laimdota Straujuma die Regierungs-
chefin stellt. Dabei war die Partei eigent-
lich kurz davor, in der Opposition zu lan-
den, meint Kaktins. Viele Wähler hätten
der liberal-konservativen „Einheit“ nicht
verziehen, dass sie gegen heftigen Bürger-
protest den Euro eingeführt hat. Vor dem
Hintergrund der neuen Angst vor Russland
könne die Partei aufatmen. „So gesehen ist
der Krieg in der Ukraine ein riesiger Ge-
winn für die ‚Einheit‘“, sagt Kaktins. „Die
politischen Verhältnisse wurden auf den
Kopf gestellt.“ Birgit Johannsmeier T

Die Autorin ist freie
Korrespondentin in Riga .

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper©
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Am Rande des Machbaren
FLÜCHTLINGE Türkei kann Ansturm kaum bewältigen. Linksfraktion fordert: Grenzen offen lassen

A
rif wollte nicht abwarten, bis
die wohl brutalste Terror-
gruppe der Welt in seinem
Dorf auftauchte. Zusammen
mit seiner Familie ist er aus
der Gegend um die syrische

Grenzstadt Kobane, die von der Dschiha-
disten-Gruppe „Islamischer Staat“ (IS) be-
lagert wird, in die Türkei geflohen. Dorf
für Dorf habe der IS in den vergangenen
Tagen eingenommen, berichtete Arif den
Helfern vom UN-Flüchtlingshilfswerk
UNHCR auf der türkischen Seite der Gren-
ze. „Jetzt ist dort niemand mehr.“
So wie Arif und seine Familie haben sich
in den vergangenen Tagen fast 140.000 Sy-
rer aus der Gegend um Kobane auf den
Weg über die Grenze gemacht. Die Türkei
bot schon vorher 1,5 Millionen Syrern eine
Bleibe und musste jetzt innerhalb einer
Woche mehr Neuankömmlinge versorgen,
als ganz Europa in den drei Jahren des syri-
schen Bürgerkrieges an Flüchtlingen aufge-
nommen hat. „Wir tun, was wir können“,
sagt UNHCR-Sprecherin Seline Ünal.
„Aber es reicht nicht, die Zahl der Flücht-
linge ist zu groß.“
Im türkischen Landkreis Suruc, der bei Ko-
bane an Syrien angrenzt, werden die
Flüchtlinge in eilig errichteten Zeltstädten
sowie in öffentlichen Gebäuden wie Mo-
scheen, Kulturzentren und Schulen unter-
gebracht. Inzwischen kommen immer
neue Flüchtlinge an. Viele sind Frauen und
Kinder, die ihre Habseligkeiten in Säcken
auf dem Rücken tragen und nach langem

Fußmarsch völlig entkräftet das türkische
Gebiet erreichen.
Die dramatische Lage ist möglicherweise
nur ein Vorgeschmack auf eine noch viel
größere Tragödie, befürchten Beobachter.
IS-Kämpfer sollen Kobane inzwischen
ganz eingekesselt haben. Nach einigen Be-
richten harren weitere 400.000 Menschen
in Kobane und Umgebung aus. Sollte der
IS die Stadt einnehmen, dürften viele von
ihnen ebenfalls in die Türkei fliehen.
Wie in Suruc sind die Flüchtlinge in vielen
türkischen Gegenden an der syrischen
Grenze von der selbst nicht gerade wohl-
habenden Bevölkerung sehr offen aufge-
nommen worden. In der Provinz Mardin
finden hunderte aramäische Christen bei
der kleinen aramäischen Minderheit Un-
terschlupf, in den kurdischen Provinzen
Sirnak und Batman sind tausende Jesiden
aus dem Nordirak untergekommen.
n der Provinzhauptstadt Urfa stellen syri-
sche Flüchtlinge bereits ein Drittel der Be-
völkerung. Das führt zu Spannungen und
Problemen. In einigen Städten hat es zu-
letzt mehrfach gewalttätige Proteste gegen
die Syrer gegeben. Viele Flüchtlinge arbei-
ten zu Billiglöhnen. Andere treiben mit ih-
rer Nachfrage nach Wohnraum die Miet-
preise in die Höhe. Weil die einheimische
Bevölkerung vor allem im Südosten der
Türkei teils oft am Rande der Not lebt, lie-
gen die Nerven bei aller Nächstenliebe in-
zwischen blank.
Heike Hänsel, die entwicklungspolitische
Sprecherin der Linksfraktion, hat vor eini-

gen Tagen Flüchtlingslager im Grenzgebiet
besucht. Sie erhob am vergangenen Don-
nerstag in einer von ihrer Fraktion anbe-
raumten Aktuellen Stunde schwere Vor-
würfe gegen die türkische Regierung. „Ich
konnte mit eigenen Augen sehen, wie das
Erdogan-Regime die Grenze zu Syrien für
kurdische Flüchtlinge geschlossen hatte.“
Die Dorfbevölkerung auf der türkischen
Seite, die habe helfen wollen, sei mit Trä-
nengas beschossen worden. Ihr Eindruck:
Es würden bei weitem nicht alle Flüchtlin-
ge über die Grenze gelassen. Dies sei in
dieser Situation „schlichtweg kriminell“,
urteilte Hänsel. Zugleich warf sie der Tür-

kei vor, eine „Unterstützungspolitik“ für
den IS zu betreiben. Es gebe Berichte von
Krankenhausaufenthalten von IS-Kämp-
fern in der Türkei und von Ölgeschäften
mit dem IS. Der außenpolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Niels Annen, gab Hänsel
Recht, dass zuletzt viel zu häufig Abschnit-
te der türkischen Grenze offen gewesen sei-
en, die eigentlich hätten geschlossen sein
müssen, während andere , die für die hu-
manitäre Hilfe wichtig gewesen seien, hät-
ten geöffnet werden müssen. Dennoch
sprach er sich gegen „plakative Vorwürfe“
aus. „Wir brauchen die Türkei als Teil eines
regionalen Bündnisses“ gegen den IS, be-

tonte Annen. Es sei daher wichtig, dass
sich die Bundesregierung in Dialogen und
Zusammenarbeit engagiere.
Bernd Fabritius (CSU) betonte, die Türkei
verdiene für die Versorgung der Flüchtlinge
„große Anerkennung“. Im Kampf gegen das
Elend der Flüchtlinge müsse man die
„Wurzel des Übels“ angehen und IS zu-
rückdrängen, betonte er, und gab außer-
dem zu bedenken: „Jeder Euro Hilfe vor
Ort erreicht mehr Menschen als eine Auf-
nahme der Flüchtlinge in Deutschland.“
Der Schwerpunkt der Flüchtlingshilfe müs-
se in den Nachbarländern Syriens liegen.
Seit 2011 hat Deutschland 20.000 syrische
Flüchtlinge aufgenommen, mehr als ande-
re EU-Länder. Dennoch fordern Grüne und
Linke die Erhöhung des Kontingents. Den
20.000 Menschen stünden 1,5 Millionen
Flüchtlinge in der Türkei gegenüber, rech-
nete Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grü-
nen) vor. „Das ist nicht mal ein Tropfen
auf dem heißen Stein.“ Es müsse einen an-
gesichts dieser großen Katastrophe beschä-
men, dass die EU insgesamt ihrer Verant-
wortung nicht gerecht werde. Roth sprach
von einem „Exodus“ und einer „Vertrei-
bung biblischen Ausmaßes“ und forderte
eine auf lange Zeit angelegte „humanitäre
Offensive“ , um das Überleben vieler Men-
schen zu sichern. Es fehle „buchstäblich an
allem“, stellte die Grünen-Abgeordnete
klar. Susanne Güsten/Johanna Metz T

Susanne Güsten ist freie
Korrespondentin in der Türkei.
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Duell der starken Frauen
BRASILIEN Der Wahlkampf könnte am 5. Oktober mit einer Überraschung für Amtsinhaberin Dilma Rousseff enden

Der brasilianische Wahlkampf schien ent-
schieden zu sein. Präsidentin Dilma Rous-
seff von der Arbeiterpartei PT würde am 5.
Oktober von ihrem konservativen Heraus-
forderer Aécio Neves in den zweiten Wahl-
gang gezwungen, hätte dort aber keine
Probleme, ihn zu bezwingen, prognosti-
zierten die Meinungsforscher.
Doch es kommt womöglich anders. Am
13. August stürzte der Jet von Eduardo
Campos ab, dem zweiten ernstzunehmen-
den Herausforderer von Rousseff. Ge-
schockt hob die kleine Sozialistische Partei
Brasiliens (PSB) Campos‘ Vizekandidatin
Marina Silva aufs Schild – und hat so den
Wahlkampf noch einmal spannend ge-
macht. Laut jüngsten Umfragen würde
Rousseff den ersten Wahlgang gewinnen.
Im zweiten Wahlgang aber lägen sie und
Silva gleichauf – mit Vorteilen für Silva.
Wer ist die Frau, die neue brasilianische
Präsidentin werden könnte? Marina Silva,
Analphabetin bis zum 16. Lebensjahr, stu-
dierte Geschichte, gründete eine Gewerk-
schaft und kämpfte für den Schutz des
Amazonaswaldes. 2003 machte Präsident
Lula, dessen Arbeiterpartei Silva angehörte,
sie zur Umweltministerin. Fünf Jahre spä-
ter schied sie im Clinch aus Regierung und
Partei aus, weil die PT ihrer Meinung nach
ein zerstörerisches Entwicklungsmodell

verfolgte: Massenexport von Gen-Soja und
Eisenerz sowie Megaprojekte ohne Rück-
sicht auf die Umwelt. Silvas damalige Ge-
genspielerin: Energie- und Minenministe-
rin Rousseff.
2010 trat Silva mit den brasilianischen
Grünen gegen Rousseff an und erhielt fast
20 Millionen Stimmen. Nun punktet die
56-Jährige vor allem bei den urbanen Mit-
telschichten und bei Wählern, die beab-
sichtigten, ungültig zu stimmen; sie ma-
chen rund ein Viertel aus, in Brasilien

herrscht Wahlpflicht. Für die vielen Brasi-
lianer, die mehr Transparenz sowie signifi-
kante Investitionen in Bildung, Transport,
Gesundheit und Sicherheit fordern, hat Sil-
va allerdings nichts Konkretes anzubieten.
Auch die notwendige Reform des Steuer-
systems ist von ihr nicht zu erwarten. Der
Spitzensteuersatz liegt in Brasilien bei rund
28 Prozent, die Steuerlast wird von den Ar-
men über die Verbrauchssteuern getragen.
Obwohl das System als Haupthindernis
bei der Bekämpfung der eklatanten Un-
gleichheit gilt, spielt es im Wahlkampf kei-
ne Rolle.
Das liegt auch daran, dass der Kongress
kein Interesse an Reformen hat. In Abge-
ordnetenhaus wie Senat sitzen überpropor-
tional viele Großgrundbesitzer und Unter-
nehmer. Beide Kammern werden am
5. Oktober neu gewählt – ohne das ent-
scheidende Veränderungen in ihrer chaoti-
schen Zusammensetzung mit Politikern
aus etwa 25 Parteien zu erwarten sind. Aus
ihnen muss sich die neue Präsidentin eine
Koalition zusammenstellen.
Ginge es nach Rousseff, würde der politi-
sche Kurs der vergangenen zwölf Jahre fort-
geführt. Sie ruft die Wahl zu einem Plebis-
zit über die Sozialprogramme der PT aus,
mit denen laut Regierungsstatistik 35 Mil-
lionen Menschen aus der Armut geholt

wurden und in die Mittelschicht aufgestie-
gen sind. Zwar wird Mittelschicht weit de-
finiert, doch falsch ist die Behauptung
nicht. Rousseffs Problem ist die stagnieren-
de Wirtschaft: hohe Inflation und das dro-
hende Platzen der Kredite, mit denen die
Mittelschicht bei Laune gehalten wurde.
Rousseffs einst stärkster Herausforderer,
Aécio Neves von der Sozialdemokratischen
Partei (PSDB), konnte aus der Krise nie po-
litisches Kapital schlagen. Seine Chance,
gegen die beiden Alpha-Frauen Rousseff
und Silva zu punkten, liegt jetzt bei Null.
Die Wahl ist übrigens die teuerste der Ge-
schichte Brasiliens. Sie wird umgerechnet
rund 25 Milliarden Euro kosten – drei Mal
mehr als die Fußball-WM. Die Gelder
stammen vor allem von Unternehmen und
reichen Privatleuten, die Einfluss nehmen
wollen. Zwar wird häufig eine Begrenzung
von Parteispenden gefordert. Doch passiert
ist bisher: nichts. Philipp Lichterbeck T

Der Autor ist freier Journalist in Brasilien.

Marina Silva (56) hat gute Chancen, neue
Präsidentin zu werden.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Einigung
unter Rivalen
AFGHANISTAN Kabul ist seit einigen Tagen
wieder aufgewacht. Hektisch manövrieren
gepanzerte Geländewagen, bewaffneter Be-
gleitschutz drängt sich vor den Toren des
Präsidialpalastes. Dort werden jetzt viele
Posten neu vergeben.
Es ist die unter massivem politischem
Druck der USA erreichte Einigung, die Ka-
bul neues Leben einhaucht. Die angekün-
digte „nationale Einheitsregierung“ löst die
Pattsituation auf, in der sich das Land am
Hindukusch seit der Stichwahl ums Präsi-
dentenamt im Juni verheddert hatte. Präsi-
dent soll der Paschtune und ehemalige
Weltbankmitarbeiter Aschraf Ghani Ah-
madzai werden. Sein Gegner, der ehemali-
ge Außenminister und Vertreter der Ta-
dschiken, Abdullah Abdullah, soll „Chief
Executive“ werden. Dieser Posten ist laut
Gesetz eigentlich nicht vorgesehen, seine
Kompetenzen sind unklar. Zudem ist der
Wahlprozess so umstritten, dass bislang
kein Wahlergebnis bekanntgegeben wurde.
Zwar löst der Kompromiss die politische
Starre nach der Wahl. Die politische Krise
beseitigt er nicht.
US-Präsident Obama und sein Außenmi-
nister Kerry, beide Architekten der Einheits-
regierung, gratulierten Aschraf Ghani und
Abdullah zur Einigung. Washington geht es
vor allem um die schnellstmögliche Unter-
zeichnung des Bilateralen Sicherheitsab-
kommens (BSA), welches den Verbleib der
westlichen Militärs in Afghanistan regelt.
Afghanistans scheidender Präsident Hamid
Karzai hatte seine Unterschrift konsequent
verweigert. Die Unterzeichnung gilt nun
nur noch als eine Frage von Tagen, da Gha-
ni und Abdullah stets ihre Unterstützung
für das BSA ausgedrückt haben.
Der Chef der EU-Beobachtermission, der
Niederländer Thijs Berman, ist hingegen
verärgert. Er und sein Team von 410 Wahl-
beobachtern hätten „hochgradigen Wahl-
betrug entdeckt, eine unakzeptable Res-
pektlosigkeit gegenüber so viele Afghanen“.
Laut Berman ist das Ergebnis bis heute un-
klar. Aschraf Ghani muss nun per Dekret
die Kompetenzen des „Chief Executive“, al-
so seines ungeliebten Rivalen festlegen. Ei-
ne „Loya Jirga“, ein Rat von Stammesältes-
ten, soll dies später bestätigen.
Das sind eine Menge Sollbruchstellen für
die neue Einheitsregierung eines schwa-
chen Staates. Die Taliban haben ihren fort-
währenden Widerstand angekündigt. Zwei
neue extremistische Netzwerke strukturie-
ren sich, befeuert durch die Erfolge des IS
im Nahen Osten, in den Bergen des afgha-

nisch-pakistanischen Grenzgebietes. Die
neue afghanische Koalition muss der zu er-
wartenden Gewalt nun fast allein begeg-
nen, denn die USA halten an ihren Plänen
fest, ihre Truppen Ende 2016 abzuziehen.
Das Vertrauen der Afghanen in demokrati-
sche Prozesse erodiert. Und mit ihm die
Nachhaltigkeit des von der internationa-
len Gemeinschaft betriebenen zivilen Auf-
bau. . Cem Sey T

Der Autor ist freier
Korrespondent in Kabul.

Abdullah (links) und Präsident Ghani
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1,6 Millionen syrische Flüchtlinge leben derzeit in der Türkei. Die Not ist groß, das Land stößt an die Grenzen seiner Kapazitäten.
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KURZ REZENSIERT

Wie steht es um die deutsche Einheit ein
Vierteljahrhundert nach dem Untergang
der DDR? Durchwachsen, bilanziert Markus
Decker in seinem Buch „Zweite Heimat“.
Der Untertitel des Werkes, „Westdeutsche
im Osten“, verrät den Blickwinkel des Au-
tors: Er hat „Wessis“ getroffen, die berich-
ten, wie es ihnen im Osten ergangen ist. Da-
bei schreibt der Berliner Parlamentskorres-
pondent mehrerer Zeitungen auch über sich
selbst: 1992 verschlug es den Westfalen als
Volontär nach Sachsen-Anhalt. Dem Osten
ist er treu geblieben; heute lebt er in der
Hauptstadt mit einer Frau aus Thüringen.
Was dieses Buch so lesenswert macht, sind
die offenherzig dargestellten Geschichten
der Protagonisten. Da ist der Kabarettist
aus dem Rheinland, der der Spießigkeit sei-
ner Heimat entfliehen wollte; der Landarzt,
der eine Praxis in Mecklenburg übernahm.
Da sind Beamte, die mithalfen, die Verwal-
tung aufzubauen; Politiker, Rentner, Stu-
denten, die es aus unterschiedlichen Grün-
den gen Osten zog. In erfrischendem Re-
portage-Stil schreibt Decker über Erwartun-
gen, erfüllte wie unerfüllte, Begeisterung
über das neue Leben, aber auch Enttäu-
schungen und die Erkenntnis, dass das
„Abenteuer Ost“ nicht zwangsläufig glück-
lich enden muss.
Sein Fazit: Es wird noch einmal 25 Jahre
dauern, bis der Ost-West-Konflikt überwun-
den ist. Er schreibt: „Als Westdeutscher im
Osten zu leben, das bedeutet nach wie vor,
unter besonderer Beobachtung zu stehen
und im Zweifel all jene Persönlichkeits-
aspekte nicht zeigen zu können, die einem
latenten Überheblichkeitsverdacht unterlie-
gen.“ Über die Allgemeingültigkeit dieser
These darf gestritten werden. An anderer
Stelle ist dem Autor indes zuzustimmen.
Die Frage westdeutscher Dominanz in den
Osteliten richtet sich laut Decker vorrangig
an die „Ossis“ selbst. „Es wird Zeit, dass
die Ostdeutschen ihr Schicksal mehr in die
eigenen Hände nehmen.“ Wie gesagt: Die
Bilanz der Einheit ist durchwachsen. jbi T

Markus Decker:

Zweite Heimat.
Westdeutsche
im Osten

Ch. Links Verlag,
Berlin 2014,
240 S., 16,90 €

Das Projekt Europäische Kultur-
hauptstadt wurde 1983 mit dem Ziel ge-
schaffen, einen Beitrag zur europäischen
Identät und Integration zu leisten. Der
Kulturausschuss hat Ende August die
diesjährigen Kulturhauptstädte Umea in
Schweden und die lettische Hauptstadt
Riga besucht. Haben die beiden Städte
ihre Aufgabe erfüllt?
Herlind Gundelach: Ich würde sagen ja –
wenn auch auf ganz unterschiedliche Art
und Weise. Man kann die beiden Städte
nicht miteinander vergleichen. Umea ist ei-
ne relativ junge Stadt, die im Aufbruch be-
griffen und sehr wissenschaftsorientiert ist.
Riga hingegen ist eine Stadt mit einer sehr
langen Geschichte und Traditionen, wie
man schon am sanierten historischen
Stadtkern sehen kann. Aber beide Städte
haben mit ganz eigenen Modellen die Auf-
gabe gelöst und auch ihre jeweilige Regio-
nen ins das europäische Bewusstsein ge-
rückt. Kultur ist ja mehr als die Erhaltung

von Kulturgütern, es gehören auch die Bil-
dung und die Wissenschaft dazu. Daran
hat man angeknüpft. In Umea konnten wir
spüren, dass die Bürger hinter dem Projekt
stehen und sich als Teil Europas verstehen.
Siegmund Ehrmann: Europa ist ein Konti-
nent der kulturellen Vielfalt. Umea hat bei-
spielsweise einen Schwerpunkt seines Pro-
gramms auf die Minderheit der Samen ge-
legt und sie damit als Teil dieser europäi-
schen Vielfalt präsentiert. Mich hat beson-
ders fasziniert, wie eine Stadt mit knapp
120.000 Einwohnern in einer ländlichen
und nahezu entvölkerten Region Nord-
schwedens eine so unglaubliche Ausstrah-
lungskraft in den Bereichen Kultur und
Wissenschaft entwickeln konnte. Die Uni-
versität wurde erst 1965 gegründet. Heute
hat sie bereits 33.000 Studenten und ist
weltweit unter den Austauschstudenten die
beliebteste Universität. Gerade in den Be-
reichen Architektur und Design ist sie sehr
profiliert.

In Umea hat sich der Immobilienun-
ternehmer Christer Olsson, der zu den
reichsten Bürgern Schwedens zählt, stark
für das Projekt Kulturhauptstadt enga-
giert – auch finanziell. Ist es eher Fluch
oder Segen, wenn die Kultur am Tropf
privater Spender hängt?
Ehrmann: In Deutschland spielt der Staat
traditionell ja eine sehr wichtige Rolle für
die Kultur. Umgekehrt finde ich es lobens-
wert, wenn sich private Spender mäzena-
tisch für die Kultur engagieren und so die
Allgemeinheit von ihrem unternehmeri-
schen Erfolg profitieren lassen. Würde der
Staat allerdings im Umkehrschluss daraus
schließen, er könne sich aus seiner Verant-
wortung für die Kultur zurückziehen, dann
lehne ich dies entschieden ab.

Auch in Riga und Lettland spielt das
Thema Minderheiten eine große Rolle.
Rund 30 Prozent der Bevölkerung Lett-
lands sind russischstämmig. Das Verhält-

nis zwischen Letten und Russen ist aber
schwierig. Hat sich das negativ ausge-
wirkt?
Ehrmann: Sicherlich leidet das Verhältnis
zwischen Letten und Russen noch unter
den offenen Wunden der Geschichte seit
den Tagen des Hitler-Stalin-Paktes und den
fürchterlichen Verwerfungen des 20. Jahr-
hunderts. Das ist uns an verschiedenen
Stellen begegnet. Und richtig ist, dass viele
der russischstämmigen Letten nicht über
die vollen Bürgerrechte verfügen. Wir
konnten allerdings nicht feststellen, dass
im Programm der Kulturhauptstadt der
russischen Kultur nicht ausreichend Platz
eingeräumt wurde. Die Ukraine-Krise und
die Politik des „Neurusslands“ von Präsi-
dent Wladimir Putin hat in Lettland aber
Ängste geschürt. Die Letten fragen sich,
was das für ihr Land mit einem großen rus-
sischstämmigen Bevölkerungsanteil bedeu-
tet. Die lettischen Parlamentarier beklag-
ten, dass die Medienlandschaft Land stark
von privaten, russischsprachigen Printme-
dien und Fernsehsendern geprägt ist. Sie
haben die Sorge, dass diese Medien vorwie-
gend die Propaganda Moskaus transportie-
ren.. Dem gegenüber stehe ein nur
schwach entwickelter öffentlich-rechtlicher
Rundfunk. Wir wurden ausdrücklich da-
rum gebeten, Lettland beim Aufbau einer
lettischen Medienlandschaft zu helfen, in
der durch unabhängige Medien Meinungs-
vielfalt und Objektivität sichergestellt ist.

Wie kann Deutschland an diesem
Punkt konkret helfen?
Gundelach: Wir haben in Hamburg bei-
spielsweise das Hans-Bredow-Institut für
Medienforschung. Dort gibt es Experten,
die Regierungen beraten können, wie ein
öffentlich-rechtliches Mediensystem aufge-
baut werden kann, das einerseits nicht der
staatlichen Kontrolle unterworfen ist und
anderseits alle gesellschaftlich relevanten
Gruppen berücksichtigt und Pluralität ge-
währleistet. Das haben wir in der Vergan-
genheit schon in anderen Ländern mit Gel-
dern des Bundes praktiziert.Wir werden da-
rüber reden müssen, ob dies im Fall Lett-
lands auch ein Weg wäre.
Ehrmann: Zudem stehen dem Bund die
Möglichkeiten der Deutschen Welle zur
Verfügung, die als Auslandssender interna-
tionale Aufgaben in diesem Sinn erfüllt
und dies in Nordafrika schon getan hat –
etwa bei der Ausbildung von Journalisten.

Haben Sie Erfahrungen und Anregun-
gen in Umea und Riga sammeln können,
die in der Zukunft auch für eine deut-
sche Kulturhauptstadt nützlich wären?
Gundelach: Man kann das Projekt Kultur-
hauptstadt nutzen, um einer Stadt, die sich
in einer schwierigen Situation befindet, ei-
nen regelrechten Push zu geben. Die
Schweden haben das vorbildlich gelöst
durch die Einbindung ihrer Bürger. Es darf
eben kein Vorhaben der Stadtoberen sein.
Wenn dies gelingt, dann können auch
langfristig positive Entwicklungen bei-
spielsweise im Tourismusbereich angesto-
ßen werden.
Ehrmann: In Riga habe ich erfahren, dass
es einen informellen Kreis jener Menschen
gibt, die die Kulturhauptstädte der vergan-
genen Jahre maßgeblich mitgestaltet ha-
ben. Ich rege an, dass diese Treffen in ei-
nem offiziellen Rahmen stattfinden, damit
die gesammelten Erfahrungen auch von
zukünftigen Kulturhauptstädten genutzt
werden können um die Qualität insgesamt
und dauerhaft zu steigern.

Das Interview führte Alexander Weinlein. T

Siegfried Ehrmann (SPD) ist seit 2002 Bun-
destagsmitglied und leitet den Kulturaus-
schuss seit Beginn dieser Legislatur. Seine
Stellvertreterin Herlind Gundelach (CDU)
zog 2013 in den Bundestag ein.

Der Vorsitzende des Kulturausschusses Siegmund Ehrmann (SPD) und seine Stellvertreterin Herlind Gundelach (CDU)
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Europas Vielfalt
KULTURHAUPTSTADT 2014 Der Kulturausschuss zu
Besuch im schwedischen Umea und lettischen Riga

Unterstützung
für Verlage
KULTUR Im Streit zwischen deutschen
Buchverlagen und dem Online-Versand-
händler Amazon hat sich Kulturstaatsmi-
nisterin Monika Grütters (CDU) erneut auf
die Seite der Verlage gestellt. Auf der Mit-
gliederversammlung des Deutschen Kultur-
rates in der vergangenen Woche sagte sie
„Politisches Handeln ist insbesondere dort
gefragt, wo die Vielfalt unseres kulturellen
Angebots unter die Räder zu kommen
droht – zum Beispiel, weil Unternehmen
wie Amazon ihre Marktmacht ausspielen.
Deshalb habe ich mich mit den Autoren
solidarisiert, die von Amazon unter Druck
gesetzt worden sind. Wir können hier zum
Beispiel über kartellrechtsähnliche Regeln
bei Google, Amazon usw. nachdenken.“ In
diesem Sinne äußerte sich Grütters auch
vor dem Kulturausschuss des Bundestages.
Die Mitglieder des Ausschusses bestärkten
Grütters in ihrer Position.
Der Streit zwischen Amazon und den Ver-
lagen war entstanden, weil Amazon ver-
sucht hatte, größere Rabatte zu erzwingen.
Nachdem Amazon gedroht hatte, unter an-
derem Buchtitel von Empfehlungslisten zu
streichen und Auslieferungen zu verzögern,
hatten mehr als 1.000 deutschsprachige
Autoren einen Protestbrief an die Amazon-
Führung geschickt.
Grütters kündigte zudem an, im kommen-
den Jahr einen Preis für unabhängige, in-
habergeführte Buchhandlungen zu verge-
ben. Dafür habe sie eine Million Euro be-
reitgestellt. Sie baue darauf, dass der Preis
vor Ort zur Sensibilisierung der Verbrau-
cher und zu gegebenenfalls zu Veränderun-
gen im Kaufverhalten führe. aw T

Anerkennung
von Berufen
BILDUNG Die Bundesregierung zieht eine
positive Bilanz aus dem sogenannten Aner-
kennungsgesetz. Das Gesetz, mit dem im
April 2012 ein Rechtsanspruch auf die
Überprüfung der Gleichwertigkeit eines
ausländischen Berufsabschlusses mit ei-
nem deutschen geschaffen wurde, stoße
national und international auf große Zu-
stimmung. Dies geht aus einer Unterrich-
tung der Regierung (18/1000) hervor, die
der Bundestag am vergangenen Freitag in
erster Lesung zur weiteren Beratung in die
Ausschüsse überwies.
Nach Angaben der Regierung wurden laut
einer Statistik des Statistischen Bundesam-
tes im Jahr 2012 von rund 11.000 Anträgen
7.458 mit der Anerkennung des ausländi-
schen Berufsabschlusses in Deutschland
abgeschlossen worden. Die Anträge seien
in der Regel innerhalb von drei Monaten
entscheiden worden. Allein 6.837 der aner-
kannten ausländischen Berufsabschlüsse
sei im Gesundheitswesen zu verzeichnen
gewesen, darunter bei 5.121 Ärzten. In die-
ser Berufsgruppe seien in Deutschland er-
hebliche Engpässe zu verzeichnen. Dies
verdeutliche, dass das Anerkennungsgesetz
einen wichtigen Beitrag zur Sicherung des
Fachkräftebedarfs leistet. Der Trend des
Fachkräftemangels werde sich in Zukunft
weiter verstärken, m Jahr 2030 werde die
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter über
sechs Millionen Menschen weniger zählen
als noch im Jahr 2010.
Rund 20 Prozent der Anträge betrafen
nach Regierungsangaben die nicht regle-
mentierten Ausbildungsberufe im dualen
System wie zum Beispiel dem kaufmänni-
schen Bereich oder Mechanikern und Elek-
tronikern. aw T

Finger weg von Afghanistan – das ist die
Quintessenz von Uwe Krügers Buch „Scha-
densfall Afghanistan“. Der Autor zieht aus
Anlass des Abzugs der Bundeswehr und der
Nato Ende 2014 eine verheerende Bilanz des
westlichen Militäreinsatzes unter US-Führung
seit 2001 am Hindukusch. Weder das Ziel,
den „Terror“ zu besiegen, noch der Versuch
einer „Demokratisierung“ des instabilen und
archaischen Landes seien erreicht worden.
Krüger, langjähriger Politikchef der „Märki-
schen Oderzeitung“ und als DDR-Journalist in
den 1980er Jahren zu Zeiten der sowjetischen
Militäraktionen selbst Beobachter der Ver-
hältnisse in Afghanistan, blickt tief in die Ge-
schichte des Landes zurück, um die Schwie-
rigkeiten ausländischer Intervention dort zu
schildern. Ob Mongolen, Perser, Briten, Rus-
sen oder Amerikaner, alle Invasoren scheiter-
ten trotz militärischer Überlegenheit an der
undurchsichtigen Lage im Land der Afgha-
nen, die als Meister des Guerillakriegs, der In-
trigen und Korruption geschildert werden.
Vor allem fehlt es in Afghanistan mit sei-
nen vielen rivalisierenden Volksgruppen an
starker Zentralgewalt – es bestimmen re-
gionale Warlords, die das Geschäft ihrer
Ethnien und Clans betreiben und mit Bak-
schisch für alles zu haben sind.
Der deutschen Regierung wirft der Autor
vor, aus schlechtem Gewissen nach den
US-Vorwürfen wegen der „Hamburger Ter-
rorzelle“, aus der drei der Todespiloten
vom 11. September 2001 stammten, ins
„Afghanistan-Abenteuer“ geschlittert zu
sein. Was hat der Einsatz Berlin gebracht?
Eine professionellere Bundeswehr, aber
auch über 50 tote Soldaten, Milliardenkos-
ten und ein schlechteres Image bei den frü-
her so deutschfreundlichen Afghanen.
Militärtechnisch wurde am Hindukusch ei-
ne neue Kriegsführung mit Kampfdrohnen
und Cyberattacken kreiert. Die Zeit nach
dem Abzug 2014 malt Krüger in seinem
faktenreichen und informativen, teils auch
sprunghaften Buch in düsteren Farben. Ge-
gen alle westliche Propaganda von einer
„verbesserten Sicherheitslage“ in Afgha-
nistan erwartet er ziemlich dunkle Verhält-
nisse mit Scharia, Burka und wieder ent-
hemmt agierenden Taliban-Glaubenskrie-
gern, Drogenbaronen und regionalen Po-
tentaten. kru T

Befristung aufgehoben
URHEBERRECHT Unis können Werke dauerhaft frei nutzen

Schulen, Universitäten und andere Bil-
dungseinrichtungen sollen ihren Studen-
ten und Schülern urheberrechtlich ge-
schützte Werke zukünftig unbefristet öf-
fentlich zugänglich machen können. Das
geht aus einem Gesetzesentwurf (18/2602)
der Bundesregierung hervor, der am Don-
nerstag vergangener Woche im Plenum in
erster Lesung debattiert wurde.
Eine solche Regelung, die es einem abge-
grenzten Personenkreis erlaubt, „kleine
Teile eines Werkes, Werke geringen Um-
fangs sowie einzelne Beiträge aus Zeitun-
gen und Zeitschriften“ für Bildungs- und
Forschungszwecke einem abgegrenzten
Personenkreis zur Verfügung zu stellen,
beispielsweise eingescannt im Intranet der
Universität, gibt es bereits seit 2003. Sie
war bisher nur zeitlich befristet und wurde
mehrmals verlängert, unter anderem auch,
um ein Verfahren zwischen den Bundes-
ländern und der Verwertungsgesellschaft
Wort (VG Wort) vor dem Bundesgerichts-
hof (BGH) über den Abschluss eines Ge-
samtvertrages abzuwarten. Nun soll die Re-
gelung entfristet werden.
Christian Flisek (SPD) sagte dazu, mit dem
Gesetzesentwurf werde die alltägliche Pra-
xis an Universitäten endlich auf dauerhaft,
rechtlich gesicherte Füße gestellt. Gleich-
zeitig bedeute sie aber auch, die Rechte der

Urheber zu stärken und mit denen der
Nutzer in Einklang zu bringen. Sein Kolle-
ge Ansgar Heveling (CDU/CSU) verwies
auf den Prozess vor dem BGH und vertei-
digte die Entscheidung des Gerichts, eine
kostenfreie Zugänglichmachung der Werke
erst zu erlauben, falls die Rechteinhaber
kein angemessenes Lizenzangebot abgege-
ben haben. Im kommenden Jahr wolle die
Koalition den „Flickenteppich bisheriger
Regeln im Urheberrecht“ angehen. Dass
genau das erst 2015 geschehen soll, kriti-
sierte die Opposition. Renate Künast sagte
für die Grünen, die Entfristung sei zwar
durchaus richtig, aber die Bundesregierung
solle nicht nur einen solchen „minimalisti-
schen Gesetzesentwurf“ verabschieden,
sondern eine große Reform des Urheber-
rechts im digitalen Zeitalter. Halinka Waw-
zyniak (Die Linke) wies darauf hin, dass es
durchaus verschiedene Vorschläge für ein
funktionierendes digitales Urheberrecht
gebe, doch die Koalition nehme diese
nicht auf. jbb T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Sehnsucht nach neuer Menschenkette
GESCHICHTE Ausstellung und Podiumsdiskussion zu »Baltischem Weg« vor 25 Jahren

Am 23. August 1989 formierten sich eine
Millionen Esten, Letten und Litauer zu ei-
ner 600 Kilometer lange Menschenkette,
um für die Unabhängigkeit ihrer Staaten
zu demonstrieren, die sie mit dem genau
50 Jahre zuvor verabredeten Hitler-Stalin-
Pakt verloren hatten. An diesen „Baltischen
Weg“ erinnerte der Bundestag am vergan-
genen Freitag im Paul-Löbe Haus mit einer
Podiumsdiskussion und einer Ausstellung,
die einen Eindruck von den bewegenden
Ereignissen vor 25 Jahren vermittelt.
Wie eng das baltische Freiheitstreben mit
Fall der Mauer in Berlin verknüpft ist,
machte Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) in seinen Grußworten deut-
lich. Der Transformationsprozess in Mittel-
und Osteuropa sei durch die parallel statt-
findenden Aktivitäten „wechselseitig ermu-
tigt, befördert und befeuert“ worden. Nach
diesen revolutionären Ereignissen in
Europa sei es bis vor Kurzem nicht vorstell-
bar gewesen, „dass es in der unmittelbaren
Nachbarschaft der Europäischen Gemein-
schaft wieder zu demonstrativen Verletzun-
gen des Völkerrechts und zu einem Bruch
des Prinzips der territorialen Integrität eu-
ropäischer Staaten kommen würde“.
Wie stark diese gerade errungene Freiheit
durch die „bedauerliche Wiederbelebung
scheinbar ein für allemal überwundener

Dominanzattitüden“, so Lammert über die
neue Rolle Russlands, gefährdet ist, darü-
ber diskutierte der Vorsitzende der
deutsch-baltischen Parlamentariergruppe,
Alois Karl (CSU), mit Vertretern der jewei-
ligen parlamentarischen Partnergruppen.

Kritik am Westen In Erinnerung an die
Menschenkette sagte der estnische Parla-
mentarier Jaak Aaviksoo, in diesem Augen-
blick sei ihm klar gewesen, „dass es kein
zurück mehr gibt“. Heute allerdings versu-
che der Kreml die gewachsenen europäi-
schen und transatlantischen Beziehungen
auf die Probe zu stellen. Der Vorsitzende

der Litauisch-Deutschen Freundschafts-
gruppe, Kestutis Masiulis, versicherte, die
Freiheitsbewegung in seinem Land habe
zwischen 1939 und 1989 trotz sowjetischer
Unterdrückung immer weitergelebt. Er kri-
tisierte den nach seiner Meinung zu schwa-
chen Widerstand der westlichen Welt ge-
genüber Russland: „Wer sagt Nein, wer sagt
Stopp?“. Sein Appell lautete: „Wir brau-
chen eine neue Menschenkette von Berlin
bis Kiew!“ Der lettische Parlamentarier Ed-
vards Smiltens betonte aber, dass sich die
baltischen Staaten als EU- und Nato-Mit-
glieder in einer sichereren Position befän-
den als die Ukraine. Tobias Kantenwein T

Norbert Lammert (Mitte) und der Vorsitzende der deutsch-baltischen Parlamentarier-
gruppe Alois Karl (links) während der Podiumsdiskussion „Baltische Wege“.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

ORTSTERMIN: AUSSTELLUNG »OPERATION HEIMKEHR«

Zurück aus dem Kriegsgebiet
„Meine damalige Frau und mein Sohn wollen heute
nichts mehr mit mir zu tun haben.“ Der Satz stammt aus
dem Bericht eines Stabsunteroffizieres, der im Kosovo
und in Afghanistan diente. Nach der Rückkehr aus dem
Einsatz war seine Welt eine andere. Im Alltag fing er an,
gewalttätig zu werden – gegenüber Fremden, aber auch
gegenüber seiner Familie. Bei dem Soldaten wurde eine
posttraumatische Belastungsstörung diagnostiziert.
Der Fall des Stabsunteroffizieres ist einer von vielen, die
in der Ausstellung „Operation Heimkehr“ präsentiert wer-
den. Die Macherinnen, die Journalistin Ulrike Scheffer
und die Fotokünstlerin Sabine Würich, haben für die Aus-
stellung und ein gleichnamiges Buch insgesamt 74 Solda-
ten und Soldatinnen porträtiert – in Bild und Wort. Im
Paul-Löbe-Haus des Bundestags ist davon eine Auswahl in
schlichten, weißen Kästen zu sehen. Den in Schwarz-
Weiß gehaltenen Fotografien wird eine Kurzbiographie
und ein Ausschnitt aus dem Interview beigestellt. So indi-

viduell wie die Gesichter der Porträtierten sind auch ihre
Geschichten. Einige der Soldaten berichten von
schlimmsten Erfahrungen: Die eigene Verwundung und
deren Folgen, der Verlust von Kameraden, die Sinnsuche
nach der Rückkehr. Andere Beiträge konzentrieren sich
weniger auf direkte psychische und physische Folgen,
sondern stellen die Frage nach der Anerkennung des Sol-
datentums in Deutschland.
Da die Bundeswehr eine Parlamentsarmee ist, trage der
Deutsche Bundestag eine „besondere Verantwortung“ für
die Soldaten – auch nach ihrem Einsatz im Ausland, sagte
Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) bei der Er-
öffnung. Die Ausstellung, die sich Lammert persönlich
von Scheffer und Würich zeigen ließ, sei sehr bedeutsam.
„Sie macht aufmerksam auf die Wirkungen, die Einsätze
der Bundeswehr auf Soldaten haben“, hob Lammert her-
vor. Es sei wichtig, dafür ein öffentliches Bewusstsein zu
schaffen: „Viele Soldaten und Soldatinnen empfinden,

dass es niemanden interessiert, wie ihre ‚Operation Heim-
kehr‘ abläuft.“
Hans-Peter Bartels (SPD), Vorsitzender des Verteidigungs-
ausschusses, sagte, dass die Auswirkungen der Einsätze
bislang zu wenig Aufmerksamkeit bekommen hätten.
„Die Ausstellung macht sichtbar, dass nicht die Bundes-
wehr, sondern Soldaten und Soldatinnen der Bundeswehr
in Einsätze gehen.“ Auch der Wehrbeauftragte des Deut-
schen Bundestages, Hellmut Königshaus (FDP), lobte die
Ausstellung und ihre Intention. Er erinnerte allerdings
auch an die Gefallenen, die aus dem Einsatz eben nicht
mehr zurückkehren. „Das ist die schlimmste Form der
Heimkehr“, sagte Königshaus.
Im Bundestag gastiert die Ausstellung „Operation Heim-
kehr“ bis zum 17. Oktober. Informationen zur Anmel-
dung und zu den Öffnungszeiten auf der Webseite des
Deutschen Bundestages unter www.bundestag.de.

Sören Christian Reimer T

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) lässt sich die Ausstellung von den Macherinnen, Fotokünstlerin Sabine Würich (links) und Journalistin Ulrike Scheffer, zeigen.
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LESERPOST

Zur Ausgabe 38-39 vom 19.9.2014, „Vom
Burgfrieden zum Umsturz“ auf Seite 9:
Der Autor skizziert sehr zutreffend die mi-
litaristischen Denkweisen der deutschen
Eliten im Ersten Weltkrieg. In der Friedens-
resolution der Reichstagsmehrheit vom
19.7.1917 sieht er den Beginn einer Abkehr
von solchen Denkweisen, verweist aber
auch auf die immer noch wirksame Selbst-
blockade der in ihrer „Burgfriedens“-Politik
von 1914 gefangenen SPD-Führung. Um so
mehr erstaunt mich Verfürths abschließende
Bewertung, „ohne die vorherige zähe Dis-
kussionsprozedur im Reichstag (...) wäre
wohl das umstürzlerische Potenzial im No-
vember 1918 weit brutaler und destruktiver
durchgebrochen“ – eine suggestive Formu-
lierung im Konjunktiv Irrealis.
Seit wann haben konjunkti-
vische Aussagen historische
Beweiskraft? Beweiskraft hat
ganz anderes, haben vor al-
lem Zehntausende von To-
ten, die Ende 1918 und in
den Anfangsjahren der
„Weimarer“ Republik Opfer
eines ganz unparlamentari-
schen, aber von den einsti-
gen Parteien der parlamen-
tarischen Friedensresoluti-
on gestützten Bündnisses
wurden, des Paktes zwi-
schen Ebert und der Militär-
führung (10. 11. 1918).
Überall, wo sich – in Berlin,
Hamburg, Bremen, Mün-
chen, den Ruhrstädten, Mit-
teldeutschland und anders-
wo – linker Widerstand ge-
gen die Konservierung der
gesellschaftlichen Machtver-
hältnisse regte, bekam und
behielt das Militär Befehl
und Erlaubnis zum gewalt-
samen Eingreifen.

Jürgen Kasiske,
Hamburg

Zur Ausgabe 33-34 vom
11.8.2014, Themenausga-
be „Überfall auf Polen vor
75 Jahren“:
Herzlichen Dank für die
aufschlussreichen Artikel
über den Überfall auf Po-

len vor 75 Jahren. Ich hoffe nur, dass sie
auch bei den Kultusministerien der Länder
gelesen und an die Lehrkräfte weitergege-
ben werden, damit auch unsere Jugend in-
formiert wird!

Manfred G. Hackauf,
Janowo, Polen

Zur Ausgabe 35-37 vom 25.8.2014, „Vor-
erst kein Bohren nach Gas“ auf Seite 7:
Amerika ist ein Flächenland. Auf dem Land
haben die Menschen mit den Problemen
des Frackings zu leben oder ziehen fort,
weil es nicht mehr möglich ist. Brunnen
sind mit Frackingwasser verseucht, aus den
Wasserhähnen strömt Gas und kann sich
entzünden. Beim Bohren neuer Brunnen
kommt ihnen nach zwei Metern auch Gas

entgegen. Farmer kaufen sich große Was-
sertanks, mit denen sie sich aus Gegenden
mit sauberem Wasser Trinkwasser holen
und kaufen müssen.
Die Frackinggebiete erstrecken sich über
das ganze Land. Sie knabbern damit an Le-
bensgrundlagen. Der Bundesstaat New
York hat Fracking wegen Gefährdung des
Trinkwassers verboten.

Horst Steinkamp,
Wuppertal

Zur Ausgabe 38/39 vom 15.9.2014, „Wohin
mit dem Atommüll?“ auf Seite 10:
Dass Deutschland 40 Jahre lang diskutiert,
was mit dem bislang angefallenen und
oberflächlich lagernden Atommüll gesche-
hen soll, ist bald nicht mehr nachzuvoll-

ziehen. Zu Lasten der Steuerzahler werden
Ideologien verteidigt, die uns allen scha-
den. Ob es um Schacht Konrad oder die
Asse geht, alles wird infrage gestellt. Das
hat bislang Milliarden gekostet. Energiemi-
nister Sigmar Gabriel, der sich seit 20 Jahren
mit dem Problem beschäftigt, sollte sich
nicht scheuen, für Deutschlands Atommüll
auch mal Alternativen zu suchen. Es ist keine
Zeit zu verlieren.

Wolfgang Haars,
Salzgitter

Zur Ausgabe 35-37 vom 25.8.2014, The-
menausgabe „Energiewende“:
Bei der Ausgabe zur Energiewende habe ich
mehr Artikel zum Thema Energiesparen
vermisst. Ich denke, dass die Energieeinspa-

rung das wichtigste Thema
diesbezüglich ist und un-
glaubliche Ressourcen bie-
tet.
Dabei meine ich zum einen
die technischen Möglich-
keiten, die sich derzeit bie-
ten, um alle Geräte, Fahr-
zeuge etc. effizienter zu ma-
chen. Ich meine aber auch
die Idee des Verzichts, die
sich in unserer Gesellschaft
allmählich manifestieren
sollte – als notwendigen
Gegenpol zum rauschhaf-
ten Konsumieren.

Mechthild Kaufmann,
per E-Mail

Zur Ausgabe 35-37 vom
25.8.2014, „Win-Win in
deutschen Häusern“ auf
Seite 11:
Mir fehlt der negative Blick-
winkel auf diesen nachhal-
tigen Schub veränderter
Werte und gesetzlicher Re-
gelungen. Gerade die Ge-
bäudesanierungen und
auch die Kleinfeuerungsan-
lagen der Privathaushalte
sind ja bezüglich ihrer Um-
weltverträglichkeit Dauer-
brenner im kritischen ge-
sellschaftlichen Diskurs.

Frank Wolfram Wagner,
Lemgo
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AUFGEKEHRT

Zaubern gegen
Sexismus

Als Hermine Jean Granger hat
sie sich in die Herzen von Mil-
lionen Kindern, Jugendlichen
und, seien wir ehrlich, Erwach-

senen gespielt: Die britische Schauspie-
lerin Emma Watson verkörperte die
strebsame Zauberschülerin in der Verfil-
mung der erfolgreichen Buchreihe „Har-
ry Potter“ von Joanne K. Rowling. Ge-
meinsam mit Titelheld Harry Potter und
Ron Weasley bestand Hermine zahlrei-
che Abenteuer – und besiegte letztlich
den bösen Vol… also jenen Zauberer,
dessen Name bekanntermaßen besser
ungenannt bleibt.
Die inzwischen 24-jährige Watson hat
sich neuen Herausforderungen zuge-
wandt. Sie ist UN-Sonderbotschafterin
für Gleichberechtigung, eine schwierige
Aufgabe von fast epischen Dimensio-
nen. Ob Zugang zu Bildung oder das
Recht am eigenen Körper, immer noch
werden Frauen weltweit vielfältig be-
nachteiligt. Da wünscht man der stolzen
Feministin Watson schon fast die Fähig-
keiten ihres Alter Egos Hermine. Wie
viel schneller wäre die Welt mit einem
Zauberspruch à la „Sexistische-Zustän-
de-beende’kus“ oder „Reaktionäre-Mit-
menschen-reflektiert-doch-mal’iamo“
verbessert? Doch die patriarchalen Zu-
stände scheinen resistent gegenüber der
Zauberei. Watson verfolgt ohnehin eine
wenig magische, wenn auch vermutlich
effektivere Strategie. Jüngst stellte sie die
Initiative „He for She“ vor. Die Idee ist
denkbar einfach: Es geht nur gemein-
sam. Männer sollen ihren Teil dazu bei-
tragen, der Diskriminierung von Frauen
ein Ende zu bereiten. Nicht nur der Soli-
darität wegen, sondern weil auch sie un-
ter festgepressten Rollenmustern leiden.
Keine Zauberei, trotzdem irgendwie fan-
tastisch. In diesem Sinne: Avada Kedav-
ra, Sexismus. Sören Christian Reimer T

VOR 25 JAHREN...

Genschers
Balkonauftritt
30.9.1989: Ausreise für DDR-Flüchtlin-
ge „Möglich geworden ist.“ So lauten
die letzten drei Worte eines histori-
schen Satzes, die quasi nie gehört wur-
den. Sie gingen im Jubel von rund
4.000 DDR-Flüchtlingen unter, die
sich am 30. September 1989 auf dem
Gelände der deutschen Botschaft in
Prag aufhielten. Immer wieder über-
wanden DDR-Bürger den Zaun, um so

in den Westen zu fliehen. In diesem
Sommer erreichte der Andrang ein
nicht gekanntes Ausmaß: „Der im Au-
gust 1989 plötzlich einsetzende An-
sturm auf die Botschaft war nicht nur
von der Dimension her ein Novum“,
so der damalige Botschafter Hermann
Huber, „sondern stellte auch qualita-
tiv eine völlig neue Situation dar.“
In New York verhandelte Bundesau-
ßenminister Hans-Dietrich Genscher
(FDP) mit seinem sowjetischen Amts-
kollegen Eduard Schewardnadse über
eine Lösung. Die DDR bestand auf ei-
ner vorübergehenden Rückkehr ihrer
Bürger, doch Genscher konnte über-
zeugen. So ließ sich Ost-Berlin auf den
Kompromiss ein, dass die Flüchtlinge
mit einem Sonderzug über Dresden
nach Hof und damit in die Bundesre-
publik einreisen. Über den Durch-
bruch wollte Genscher die in Prag
wartenden Journalisten nicht infor-
mieren. „Ich möchte zunächst mit den
Deutschen aus der DDR sprechen
können, die sich in der Botschaft be-
finden“, sagte er bei seiner Ankunft.
Um 18.58 Uhr betrat er den Balkon
und verkündete: „Wir sind zu Ihnen
gekommen, um Ihnen mitzuteilen,
dass heute Ihre Ausreise...“ Der Rest
ging im Jubel unter. Benjamin Stahl T

Hans-Dietrich Genscher (FDP) auf dem
Balkon der Prager Botschaft 2009
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>Carl-Christoph Schweitzer
Bundestagsabgeordneter 1972-1976,
1980, SPD
Am 3. Oktober vollendet Carl-Christoph
Schweitzer sein 90. Lebensjahr. Der promo-
vierte Politikwissenschaftler und Bonner
Universitätsprofessor trat 1957 der SPD bei
und gehörte von 1970 bis 1972 dem Be-
zirksvorstand Rheinland-Hessen-Nassau an.
Schweitzer, Autor zahlreicher Werke über
das parlamentarische Regierungssystem
nach 1945 und zur internationalen Politik,
arbeitete im Bundestag im Ausschuss für
Bildung und Wissenschaft mit. Von 1989 bis
2005 stand er an der Spitze der von ihm
1957 ins Leben gerufenen „Aktion Gemein-
sinn“.

>Arne Börnsen
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
1987-1998, SPD
Arne Börnsen wird am 5. Oktober 70 Jahre
alt. Der Diplom-Ingenieur aus Ritterhude im
Kreis Osterholz trat 1969 der SPD bei, stand
von 1988 bis 1991 an der Spitze des Bezirks
Nord-Niedersachsen und gehörte von 1982
bis 1992 auch dem niedersächsischen Lan-
desvorstand seiner Partei an. Von 1976 bis
1981 amtierte Börnsen als stellvertretender
Bürgermeister der Gemeinde Ritterhude
und gehörte von 1976 bis 1997 dem Kreis-
tag Osterholz an. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Verden und langjährige Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion für Post
und Telekommunikation engagierte sich im
Bundestag vorwiegend im gleichnamigen
Ausschuss, dessen Vorsitz er von 1994 bis
1998 inne hatte.

>Peter Säckl
Bundestagsabgeordneter 1969-1972,
SPD
Peter Säckl begeht am 8. Oktober seinen
75. Geburtstag. Der Diplom-Ingenieur und
Architekt wurde 1963 Mitglied der SPD, war
von 1964 bis 1993 Stadtverordneter und
zugleich Fraktionsvorsitzender in Vellmar/
Kreis Kassel und gehörte von 1968 bis 1993
dem Kreistag Kassel an. Säckl, der im No-
vember 1969 für den Abgeordneten Kurt
Gscheidle in den Bundestag nachrückte, ge-
hörte dem Haushaltsausschuss an.

>Reinhold Hemker
Bundestagsabgeordneter 1994-2009,
SPD
Am 8. Oktober wird Reinhold Hemker
70 Jahre alt. Der promovierte Gymnasialleh-
rer und protestantische Pfarrer trat 1967
der SPD bei, war von 1975 bis 1983 Kreis-
tagsabgeordneter in Borken und von 1985
bis 1994 Mitglied des nordrhein-westfäli-
schen Landtags. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Steinfurt II engagierte sich im
Bundestag im Ausschuss für Ernährung.
Landwirtschaft und Forsten, im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, im Sportausschuss sowie Ge-
sundheitsausschuss. Nach dem Ende der
parlamentarischen Laufbahn setzt Hemker
sein zuvor schon vielfältiges Engagement in
zahlreichen Eine-Welt-Initiativen fort.

>Dorothee Wilms
Bundestagsabgeordnete 1976-1994,
CDU
Am 11. Oktober vollendet Dorothee Wilms
ihr 85. Lebensjahr. Die promovierte Volks-
wirtin schloss sich 1961 der CDU an und
gehörte von 1968 bis 1973 dem Stadtrat in
Grevenbroich an. Von 1972 bis 1984 stand
sie an der Spitze der CDU-Frauenvereini-
gung im Rheinland und amtierte von 1974
bis 1976 als stellvertretende Bundesge-
schäftsführerin ihrer Partei. Das Amt der
Parlamentarischen Geschäftsführerin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte Wilms
von 1980 bis 1982 inne. Bundeskanzler Hel-
mut Kohl berief sie 1982 zur Bundesminis-
terin für Bildung und Wissenschaft. Das Amt
behielt sie bis 1987. Danach übernahm sie
bis 1991 das Bundesministerium für inner-
deutsche Beziehungen. Von 1992 bis 2012
amtierte Wilms als Vorsitzende des Kuratori-
ums der Stiftung Bundeskanzler-Adenauer-
Haus in Bad Honnef-Rhöndorf. bmh T
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DEBATTENDOKUMENTATION
Debatte über die Bankenunion / 54. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 25. September 2014

Dr. Wolfgang Schäuble, CDU/CSU, Bundesminister der Finanzen:

Wir ziehen die Lehren
aus der Finanz- und Bankenkrise

Wolfgang Schäuble (*1942)
Bundesminister

Mit den vorliegenden vier
Gesetzentwürfen schaf-
fen wir wichtige Bau-

steine zum Aufbau der europäi-
schen Bankenunion. Mit dieser
Bankenunion ziehen wir die Lehre
aus der Finanz- und Bankenkrise;
denn die Finanz-
und Bankenkrise
hat uns mit ihrer
unglaublichen Dy-
namik ja gezeigt,
dass die Banken
heute – jedenfalls
alle großen, die glo-
bal bzw. grenzüber-
schreitend tätig
sind – mit einer na-
tionalen Aufsicht
nicht mehr hinreichend zu beauf-
sichtigen sind. Wir brauchen eine
grenzüberschreitende Bankenauf-
sicht. Deswegen ist es richtig, dass
wir mit der europäischen Banken-
union eine europäische Banken-
aufsicht für die großen, systemre-
levanten Banken schaffen.

Der zweite Grund für diese Ban-
kenunion ist, dass es notwendig
ist, das Risiko auf dem Gebiet des
Finanzsektors von der Reduzie-
rung der Staatsverschuldung zu
trennen. Diese Verbindung hat
sich ja in den zurückliegenden
Jahren der Euro-Krise als ein be-
sonders erschwerendes Element
bei der Überwindung der Krise
und der Rückgewinnung des Ver-
trauens in unsere europäische
Währung erwiesen.

Für diese Bankenunion konnten
wir bei den gegebenen europäi-
schen Verträgen die Aufsicht nur
bei der Europäischen Zentralbank
schaffen. Anderenfalls hätten wir

eine neue europäische Institution
schaffen müssen. Dafür braucht
man eine Vertragsänderung; dafür
braucht man einstimmige Ent-
scheidungen. Das war nicht mög-
lich. Deswegen ist die Rechts-
grundlage nach dem Vertrag über
die Arbeitsweise der Europäischen
Union -Artikel 127 Absatz 6, wo-
nach durch einstimmigen Be-
schluss im Zusammenhang mit
der Bankenaufsicht Aufgaben auf
die EZB übertragen werden kön-
nen.

Ich erwähne das deswegen, weil
es nicht ganz unproblematisch ist,
geldpolitische Verantwortung und
Bankenaufsicht in ein und dersel-
ben Institution anzusiedeln. Es ist
ganz wichtig, dass beim Aufbau
der Bankenaufsicht innerhalb
oder bei der EZB die Trennung
zwischen beiden Verantwortungs-

bereichen so strikt
wie möglich durch-
geführt wird, um
jeden Interessen-
konflikt zu vermei-
den, ja, um auch
den Anschein von
möglichen Inte-res-
senkonflikten zu
vermeiden. Ich füge
die Bemerkung hin-
zu: Auch vor die-

sem Hintergrund bin ich über die
derzeit von der EZB begonnene
Debatte über den etwaigen An-
kauf von Verbriefungsprodukten
nicht besonders glücklich; genau
dies könnte diese Diskussion be-
stärken.

Ich finde, man sollte das vor-
sichtig bedenken.

In der europäischen Bankenauf-
sicht, mit deren Vorbereitung die
EZB beschäftigt ist – am 4. No-
vember 2014 soll diese Banken-
aufsicht ihre Arbeit aufnehmen –,
werden etwa 120 europäische
Banken und Bankengruppen – die
systemrelevanten; von jedem Mit-
gliedsland mindestens eine – der
europäischen Bankenaufsicht un-
terstellt. Sie umfassen etwa 85
Prozent der gesamten -Bilanzsum-
me aller europäischen Finanzinsti-
tute, sodass der Großteil der euro-
päischen Banken der europäi-
schen Bankenaufsicht untersteht.
Es sind auch rund 20 Banken und

Bankengruppen aus Deutschland
dabei.

Die kleineren Institute – das
sind in insgesamt gegenwärtig
mehrere Tausend; davon stammt
ein großer Teil aus Deutschland –
unterliegen weiterhin der nationa-
len Aufsicht. Auch das ist wichtig
zu betonen. Die grenzüberschrei-
tenden, systemrelevanten Institute
werden der europäischen Banken-
aufsicht unterstellt. Wie gesagt, die
kleineren Institute unterstehen
weiterhin der nationalen Aufsicht.
Im Übrigen führt die Übertragung
der nationalen Aufsichtsaufgaben
auf die Europäische Zentralbank
auch zu neuen Berichtspflichten
der EZB gegenüber Rat, Europäi-
schem Parlament und auch natio-
nalen Parlamenten, soweit es die
jeweiligen Banken anbetrifft. Auch
das ist wichtig.

Die Europäische Zentralbank
führt derzeit die notwendigen Vor-
bereitungen durch mit der Prü-
fung der Bilanzen aller zu über-
nehmenden Banken und mit den
entsprechenden Stresstests, die si-
cherstellen sollen, dass die Ban-
ken, die von der europäischen
Bankenaufsicht übernommen
werden, genügend Kapital haben.
Wir haben die Antragsfrist für den
Soffin bis zum 31. Dezember
kommenden Jahres verlängert, da-
mit wir, wenn deutsche Banken
im Zusammenhang mit dem
Stresstest Probleme haben sollten
– derzeit zeichnet sich das nicht
ab –, notfalls in der Lage wären,
die entsprechenden Mittel, um
handeln zu können, zur Verfü-
gung zu haben.

Das Entscheidende beim BRRD-
Umsetzungsgesetz, also bei der
Umsetzung der europäischen
Richtlinie, die die Abwicklung
und die Sanierung von Kreditinsti-
tuten in Europa vorsieht – das ist
übrigens eine Richtlinie, die in
ganz Europa gilt, weil sie eine Fra-
ge des gemeinsamen Binnen-
markts, also des europäischen
Rechts ist –, ist, dass in Zukunft
im Sanierungs- oder Abwicklungs-
fall mindestens 8 Prozent von Ei-
gentümern und Gläubigern getra-
gen werden müssen. Das ist die in
der EU-Restrukturierungsrichtlinie
vorgesehene Mindestvorschrift für

ein Bail-in, die umgesetzt werden
muss. Wir schaffen auch für den
Abwicklungsmechanismus, den
sogenannten SRM, in der Euro-
Zone eine entsprechende Vor-
schrift.

Nach diesen 8 Prozent der Bi-
lanzsumme, die zunächst von Ei-
gentümern und Gläubigern, den
Anlegern der Banken, getragen
werden müssen,
müssen in der
Euro-Zone dann
die Banken selber,
also die Banken,
die der europäi-
schen Bankenauf-
sicht unterstellt
werden, im Rah-
men eines Banken-
fonds Vorsorge tref-
fen, damit im Falle
eines weiteren Finanzierungsbe-
darfs die Finanzindustrie selbst
dafür aufkommen kann und eben
nicht mehr, wie in der Finanzkri-
se, der Steuerzahler. Der Sinn des
Ganzen ist, dass nicht mehr die
Steuerzahler das Risiko tragen,
sondern die Banken selber: zu-
nächst die Eigentümer und Anle-
ger und darüber hinaus die Ban-
ken selber.

Dieser europäische Banken-
fonds, dessen Einrichtung wir
ebenfalls in den Gesetzentwurf
aufgenommen haben, soll inner-
halb von acht Jahren auf eine
Summe von etwa 1 Prozent der
gesicherten Einlagen des europäi-
schen Bankensystems – das sind
55 Milliarden Euro – aufgefüllt
werden. Die Banken müssen dazu
entsprechende Beiträge zahlen.

Die Beiträge werden durch na-
tionale Gesetze beschlossen. Das
ist deswegen wichtig, weil wir kei-
ne Rechtsgrundlage für eine euro-
päische Bankenabgabe haben.
Deswegen müssen nationale Ge-
setze nach einheitlichem Maßstab
erlassen werden. Die Einzelheiten,
wie die Beiträge genau ausgestaltet
werden, liegen noch nicht fest.
Aber es ist nach den Vorschlägen
der Kommission jetzt schon klar,
dass die kleineren Institute weni-
ger bezahlen müssen und dass der
Hauptanteil der Bankenabgabe
von den großen, risikorelevanten
Instituten – so entspricht es auch
dem Sinn der Regelung – getragen
werden muss. Das ist der entschei-
dende Punkt.

Wir haben übrigens auch sicher-
gestellt, dass die Institutssicherung
der Bankengruppen, der Sparkas-
sen, Raiffeisenbanken und der
Kreditgenossenschaften als Insti-
tutssicherungen anerkannt wer-

den, so wie wir auch in der Einla-
gensicherungsrichtlinie, die wir im
nächsten Jahr beraten und be-
schließen müssen – sie ist nicht
Bestandteil dieses Pakets –, ge-
währleisten werden, dass die Ein-
lagensicherung nicht vergemein-
schaftet wird. Es bleibt bei dem
Einlagensicherungssystem. Die
Einlagensicherungssysteme unse-

rer Banken- und
Sparkassengruppen
bleiben anerkannt.
Sie müssen aller-
dings noch leis-
tungsfähiger wer-
den, damit sie im
Notfall in der Lage
sind, die Anforde-
rungen zu erfüllen.
Diese Bemerkung
füge ich im Hin-

blick auf aktuelle Sorgen hinzu.
Die Bankenabgabe, die in die-

sen europäischen Fonds aufgrund
nationaler Gesetze einbezahlt
wird, wird schrittweise vergemein-
schaftet. Bis die Bankenabgabe in-
nerhalb von acht Jahren voll ein-
bezahlt ist, haften die Mitglied-
staaten, die die Gesetze machen
und die Gesetze vollziehen müs-
sen, dafür, dass die Banken die
Abgabe zahlen. Das ist entschei-
dend. Wir haben auf europäischer
Ebene keine Möglichkeit, die Zah-
lung dieser Abgabe durchzuset-
zen. Deswegen müssen die natio-
nalen Gesetzgeber und die natio-
nalen Regierungen in der Verant-
wortung bleiben, dass diese Rege-
lung nicht nur beschlossen, son-
dern auch angewendet wird. Das
ist in Europa immer ein großes
Problem.

Bis zur vollen Einzahlung der
Beiträge haften also die Mitglied-
staaten.

Erst wenn die Beiträge voll ein-
bezahlt sind, gibt es auch die
Möglichkeit der direkten Banken-
rekapitalisierung aus dem euro-
päischen Rettungssystem. Diese
direkte Bankenrekapitalisierung
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Fortsetzung auf nächster Seite

Der Sinn
des Ganzen ist,

dass nicht
mehr die

Steuerzahler das
Risiko tragen.

Ich sage
ausdrücklich:
Die direkte

Bankenreka-
pitalisierung ist

nachrangig.
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aus dem europäischen Rettungs-
system bleibt allerdings nachran-
gig. Es ist in jedem Fall so: Zu-
nächst müssen die Eigentümer
und Gläubiger die 8 Prozent der
Bilanzsumme der Bank zahlen.
Danach springt die Finanzindus-
trie selbst zur Bankensicherung
ein, und dann gibt es noch die
Möglichkeit – Voraussetzung da-
für ist aber, dass der Mitgliedstaat
einen Antrag stellt –, dass mit dem
Mitgliedstaat die entsprechenden
Bedingungen, die Konditionalität,
vereinbart wird. Es gibt keine Mit-
tel aus dem europäischen Ret-
tungsschirm ohne einen Antrag
des Mitgliedstaates und ohne eine
mit dem Mitgliedstaat zu verein-
barende Konditionalität. Das ist
das entscheidende Element, der
Grund, warum der europäische
Rettungsschirm so erfolgreich ge-
wesen ist.

Wir haben durchgesetzt, dass
das auch bei der direkten Banken-
rekapitalisierung gilt, die im Übri-
gen nur dann infrage kommt,
wenn ein Mitgliedstaat zur indi-

rekten Bankenrekapitalisierung
nicht in der Lage ist. Ich sage aus-
drücklich: Die direkte Bankenre-
kapitalisierung ist nachrangig.
Diese Haftungskaskade haben wir
sichergestellt.

Das Entscheidende bei allen eu-
ropäischen Regulierungen ist: Wir
müssen auf all das achten, solange
unsere gemeinsame Währung auf
einer Währungsunion beruht, die
eben nicht ihre Entsprechung in
einer Finanz- und Wirtschaftsuni-
on bzw. in einer politischen Uni-
on hat. Es ist das Grundprinzip
der Konstruktion der europäi-
schen Währung, dass die Währung
vergemeinschaftet ist und wir eine
gemeinsame Geldpolitik haben,
weswegen sich die Mitgliedstaaten
an die Verabredungen für die Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik hal-
ten sollten. Das ist vielfach Gegen-
stand aktueller Diskussionen.
Würden sich alle an das, was ver-
einbart worden ist, halten, hätten
wir weniger Probleme in Europa.
Auch das muss man gelegentlich
sagen.

Weil dies so ist, müssen wir
Fehlanreize in Europa vermeiden.
Deswegen muss klar sein: Es wird
niemand – ich sage das auch im
Hinblick auf eine aktuelle Debatte
in einem anderen Zusammenhang
– eine Chance haben, ohne die
Vereinbarung von Anpassungspro-
grammen in den Mitgliedstaaten,
die sogenannte Konditionalität,
auf Mittel des europäischen Ret-
tungsschirms Zugriff zu bekom-
men. Die 80 Milliarden Euro, die
wir in den europäischen Rettungs-
schirm einbezahlt haben, sind kei-
ne Verfügungsmasse für alle mög-
lichen kreativen Ideen an neuen
Finanzierungsinstrumenten, son-
dern sie sind eine Vorsorge dafür,
dass die europäische Währung sta-
bil bleibt und das Vertrauen der
Finanzmärkte behält. Das haben
wir erfolgreich eingeführt. Der
Grund für die Einführung dieses
Rettungssystems war eigentlich,
dass man es hat, ohne es zu
brauchen.Genau das ist der Sinn
eines Sicherungssystems: dass es
nicht immer gebraucht wird. Des-

wegen stehen diese 80 Milliarden
Euro auch nicht für alle mögli-
chen kreativen Gestaltungsideen
in Europa zur Verfügung.

Damit komme ich zu meiner
letzten Bemerkung. Wir haben,
obwohl die Konstruktion der eu-
ropäischen Währung kompliziert
ist und viele am Anfang gezweifelt
haben, ob sie
überhaupt funktio-
niert – die Debatte
über die Frage
„Kann eine Geld-
politik mit unter-
schiedlichen Fi-
nanz- und Wirt-
schaftspolitiken
klappen?“ haben
viele Ökonomen
über Jahrzehnte geführt –, die Ver-
trauenskrise gut überwunden, weil
wir ganz konsequent an dem
Grundsatz „Hilfe und Solidarität
gegen Hilfe zur Selbsthilfe“ festge-
halten haben. Es geht immer um
Hilfe zur Selbsthilfe.

Die Geschichte der fünf Länder,
die Rettungsprogramme bekom-

men haben, ist eine Erfolgsge-
schichte. Sie alle haben die struk-
turellen Reformen umgesetzt und
sind auf dem richtigen Weg. Dieje-
nigen, die heute -Probleme haben,
können aus dieser Erfolgsge-
schichte lernen. Es führt kein Weg
daran vorbei, dass jedes Mitglieds-
land seine eigenen Reformen und

Strukturanpassun-
gen durchführt.
Dann werden wir al-
le gemeinsam in
Europa Erfolg ha-
ben.

Die Bankenunion,
die wir mit diesen
vier Gesetzen schaf-
fen, ist ein wichtiger
Schritt, um in einer

Zeit voller Ungewissheiten Europa
noch ein Stück stabiler und hand-
lungsfähiger zu machen. Deswe-
gen bitte ich Sie um sorgfältige Be-
ratung und am Ende um Zustim-
mung zu diesen Gesetzentwürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Genau das ist
der Sinn eines

Sicherungs-
systems: dass es

nicht immer
gebraucht wird.

Dr. Sahra Wagenknecht, DIE LINKE:

Das Gegenteil dessen,
was versprochen wurde

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Wenn man sich vergegen-
wärtigt, was Mitglieder
der Bundesregierung

seit 2008 erzählen und was heute
zur Beratung vorgelegt wurde,
dann muss man sich nicht wun-
dern, dass immer mehr Menschen
jeden Glauben an die Demokratie
verloren haben.

Herr Schäuble, Sie und die Bun-
desregierung haben versprochen,
dass Steuerzahler nie wieder für
waghalsige Geschäfte der Bankster
bluten müssen. Sie haben verspro-
chen, dass auch für Banken ir-
gendwann das gelten soll, was für
jeden kleinen Handwerkerbetrieb
eine Selbstverständlichkeit ist:
dass man für Risiken, die man
eingeht, selber haften muss. Sie
haben hoch und heilig verspro-
chen, dass es kein Geld aus den
Mitteln des europäischen Ret-

tungsschirms ESM direkt für die
Banken geben wird, für den der
deutsche Steuerzahler mit immer-
hin 200 Milliarden Euro gerade-
steht. Das ist etwa das 15-Fache
dessen, was der Bund jährlich für
Bildung und Forschung ausgibt.

Herr Schäuble, entweder haben
Sie bewusst gelogen, um die Men-
schen zu täuschen, oder Sie haben
Versprechungen gemacht, die Sie
nicht einhalten
konnten. Auf jeden
Fall beraten wir heu-
te Gesetzentwürfe,
die das -exakte Ge-
genteil dessen ent-
halten, was Sie den
Menschen verspro-
chen haben.

Der Steuerzahler
soll weiter bluten,
und in Zukunft soll
auch noch der europäische Ret-
tungsschirm ESM direkt von den
Banken angezapft werden
können.Denn genau das ist doch
der eigentliche Sinn dieser ganzen
Bankenunion: dass die Banker
künftig auch dann -ihren finan-
ziellen Giftmüll auf den Schultern
der Allgemeinheit abladen kön-
nen, wenn die Kapazitäten des je-
weiligen Nationalstaates überfor-
dert wären.

Das heißt, künftig haftet der
Spanier nicht nur für den Irrsinn
der spanischen Banken und der
Deutsche nicht nur für den Irrsinn

von Hypo Real Estate, Commerz-
bank und Co, sondern alle euro-
päischen Steuerzahler haften ge-
meinsam für den Irrsinn der euro-
päischen Finanzmafia. Das ist ein
großartiger Fortschritt. Dazu kann
man der Großbankerlobby nur
gratulieren. Ganz nebenbei sollen
zusätzlich über den Abwicklungs-
fonds, den von Ihnen erwähnten
Bankenfonds, Banken mit einem

soliden Geschäfts-
modell wie unsere
Sparkassen und
Genossenschafts-
banken Mittel zur
Deckung der Ver-
luste der Unsoli-
den bereitstellen.
Das ist ein Kon-
strukt, das die Lin-
ke ablehnt. Deswe-
gen werden wir da-

gegenstimmen.
Es kommt noch schlimmer: In

Zukunft soll der Bundestag noch
nicht einmal mehr befasst werden,
wenn deutsches Steuergeld fließt;
denn nach Ihrem Gesetz werden
dann nur noch ein paar Mitglieder
des Haushaltsausschusses infor-
miert, die auch noch zu strikter
Geheimhaltung verpflichtet sind.
Das heißt, hier im Bundestag kön-
nen Sie weiterhin von schwarzen
Nullen und Schuldenbremsen fa-
bulieren, während über die Ban-
kenhilfen des ESM die Milliarden
verbrannt werden, die wir hier für

Infrastruktur, für Gesundheit, für
Rente und für soziale Ausgaben
brauchen würden. Offenbar ist
das die schöne neue Welt der
marktkonformen Demokratie, von
der Frau Merkel träumt. Die SPD
gibt wie immer ihre Stimme dazu.

Hören Sie endlich auf, die Öf-
fentlichkeit für dumm zu verkau-
fen! Sie reden von Eigentümer-
und Gläubigerbeteiligung. Sie sug-
gerieren, die Banken würden jetzt
so richtig hart angefasst. Sie haben
es selber erwähnt: Die private Haf-
tung ist faktisch auf 8 Prozent der
Bilanz beschränkt. Ich glaube, vie-
le Familien in Deutschland wären
Ihnen ganz dankbar, wenn der
Staat sie ähnlich hart anfassen
würde. Eine Haftung von 8 Pro-
zent heißt, dass eine Familie mit
10 000 Euro Schulden ganze 800
Euro selber zurückzahlen müsste,
und für den Rest bürgt der großzü-
gige Staat. Aber der Unterschied
ist, dass in diesem Europa mit so
viel Großzügigkeit immer nur die
Banken und nie die Bürgerinnen
und Bürger rechnen können. Das
ist absolut inakzeptabel.

Herr Schäuble, Sie haben auch
nicht erwähnt: Es gibt da noch ei-
ne Klausel in den Verträgen, mit
der die gesamte Haftungskaskade
ausgesetzt werden kann, wenn
nämlich eine „schwere Störung
der Volkswirtschaft“ oder eine
Notwendigkeit zur „Wahrung der
Finanzstabilität“ besteht. Dann
gibt es die Möglichkeit, dass
Staatsknete sofort fließt, ohne jed-
wede Vorbedingung. Wer sich er-
innert, dass die deutsche Regie-
rung einst eine mögliche Pleite
der kleinen IKB zum potenziellen
Auslöser einer Kernschmelze des
Finanzsystems hochfantasiert hat,
ahnt, wie groß das Scheunentor

für unser aller Steuergeld ist, das
allein durch diese Klausel geöffnet
wird.

Wer glaubt, dass der ehemalige
Goldman-Sachs-Boy und künftige
Oberaufseher aller Banken, Herr
Draghi, den Banken jetzt so rich-
tig auf den Zahn fühlen wird, der
muss wirklich mit Naivität ge-
schlagen sein. Es sind doch gerade
Draghis Billiggeldinjektionen,
dank derer die Spekulation heute
boomt wie nie zuvor und die In-
vestmentbanker wieder Rekordge-
winne machen, während der
Kleinsparer seine Ersparnisse we-
gen Niedrigzinsen wegschmelzen
sieht. Ausgerechnet den Markt für
Kreditverbriefungen – einer der
Hauptauslöser der letzten Krise –
will Draghi jetzt auch noch mit ei-
nem milliardenschweren Kaufpro-
gramm beleben. Man stelle sich
einmal vor: Die Lebensmittelüber-
wachung in Deutschland würde
den Res-taurants, in deren Küchen
die Kakerlaken feiern und das
Gammelfleisch stinkt, den Ankauf
aller verdorbenen Lebensmittel
anbieten, bevor ihre Kontrolleure
das Haus betreten. Genau das ist
es, was der große Oberaufseher al-
ler Banken Draghi jetzt macht: Er
kauft den Banken ihr Gammel-
fleisch ab, bevor die Kontrolleure
kommen, sprich: bevor der Stress-
test stattfindet, und zwar auf unse-
re Rechnung. Wenn Sie sagen, dass
Sie damit nicht glücklich sind,
dann finde ich das zwar sehr er-
freulich, aber dann frage ich mich,
weshalb die Bundesregierung
nicht endlich interveniert, wenn
solche Pläne gemacht werden.

Die große Finanzkrise mit ihren
katastrophalen Folgen für Wohl-
stand, Arbeitsplätze und Staatsfi-
nanzen hat vor mittlerweile fast
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sieben Jahren begonnen. Seit min-
destens sieben Jahren weiß man,
dass durch laxe Vorschriften und
blinde Aufsichtsbehörden giganti-
sche Spielhöllen hochgezüchtet
wurden und hochgezüchtet wer-
den, deren Geschäfte niemand
mehr ernsthaft überwachen und
die im Pleitefall auch niemand ge-
ordnet abwickeln kann. Spätestens
seitdem weiß man, dass die inter-

nationale Vernetzung dieser Spiel-
höllen gefährliche Kettenreaktio-
nen auslöst. Man weiß, dass es un-
verantwortlich ist, die Ersparnisse
der Bürger und die Kreditversor-
gung der Wirtschaft solchen Spe-
kulanten zu überlassen. Man weiß
das alles; aber getan wurde nichts
dagegen. Es ist eher noch schlim-
mer geworden. Die großen Fi-
nanzhäuser Europas haben mit

der alten Idee von Banken als Die-
nern der Realwirtschaft vielleicht
noch so viel zu tun wie das Terror-
netzwerk „Islamischer Staat“ mit
der Idee einer friedfertigen Religi-
onsgemeinschaft, nämlich gar
nichts.

Sie verkaufen uns hier eine Ban-
kenunion als großen Durchbruch,
obwohl diese Union im Kern da-
rin besteht, dass alles weiterläuft

wie bisher, nur dass die Haftung
der Allgemeinheit für diesen
Wahnsinn europäisiert wird. Ich
glaube, das ist wirklich unerträg-
lich. Ja, Finanzstabilität ist ein öf-
fentliches Gut. Ebendeshalb ge-
hört sie nicht in die Hände zo-
ckender Investmentbanker. Wir
brauchen Banken, die dem Ge-
meinwohl verpflichtet sind und
die Investitionen finanzieren,

nicht solche Banken, die Kasino
spielen. Dafür brauchen wir end-
lich eine Politik, die das Kreuz
hat, sich mit der Finanzmafia an-
zulegen, statt ihr aus der Hand zu
fressen. Die Gesetzentwürfe, die
wir heute beraten, sind leider ein
Beispiel für Letzteres, und deshalb
lehnt die Linke sie ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Carsten Schneider, SPD:

Insolvenzrecht für
Banken ist notwendig

Carsten Schneider (*1976)
Landesliste Thüringen

Ich habe mich, als Sie, Frau
Wagenknecht, zum Pult ge-
gangen sind, gefragt, wie jetzt

eigentlich die Kritiklinie der
Linkspartei sein wird.

Ich habe vermutet, dass die Kri-
tiklinie vielleicht die einer aufge-
klärten Linken ist, die sagt: „Glo-
bal agierende Banken müssen wir
auch global reglementieren“, die
vielleicht die Vorschläge, die hier
gemacht werden, für nicht ausrei-
chend auf internationaler Ebene
hält. Aber was ich erleben musste,
war purer Populismus und ein
Rückfall in die Politik eines Natio-
nalstaates.

Frau Wagenknecht, Sie sind
vollkommen fernab der wissen-
schaftlichen und ökonomischen
Debatte, wenn es um die Kontrol-
le der Finanzmärkte und des Ban-
kensektors geht. Wir sind froh,
dass die AfD nicht hier im Bun-
destag sitzt. Aber: Diese Rede hätte
auch ein Funktionär der AfD hal-
ten können.

Warum beraten wir nicht erst
seit heute, da wir diese Gesetzent-
würfe im Bundestag haben, die
Frage der -Finanzstabilität, der Er-
pressbarkeit von Staaten, der Ret-
tung von Banken in der Finanzkri-
se der Jahre 2008/2009 ff., son-
dern schon seit vier Jahren immer
wieder? Weil sich gezeigt hat, dass
wir im Bereich der Bankenaufsicht
nur national organisiert waren,
überall.

Wir hatten es aber mit einem
globalen Bankensektor zu tun –

gerade bei den großen Banken!
Ich rede nicht von den Volksban-
ken und Sparkassen, sondern von
den Landesbanken, der Hypo Real
Estate, der Deutschen Bank, der
Commerzbank, der Société Géné-
rale und von vielen anderen gro-
ßen, international tätigen Banken
und Finanzinstituten. Deren Auf-
sicht konnte eben nicht mehr
wirksam von Deutschland aus
oder von Irland aus, wo es im Üb-
rigen eine sehr schwache Aufsicht
gab, ausgeübt werden. Insofern ist
die Antwort auf einen europäi-
schen Binnenmarkt, in dem Kapi-
talverkehrsfreiheit herrscht und in
dem umfangreiche Bankgeschäfte
stattfinden – was auch in Ord-
nung ist – nicht das Zurück zum
Nationalstaat, sondern das Hin zu
einer europäischen Institution, die
aus europäischem Blickwinkel
nach klaren Grundsätzen – Stich-
worte: Haftung, Frage nach der
Verantwortung – beaufsichtigt
und entscheidet. Genau diesen
Weg gehen wir heute ein Stück
weiter. Das ist gerade für eine auf-
geklärte Linke, wenn Sie es denn
sind, der richtige Weg.

Ich finde es auch fatal, mit der
Angst der Menschen zu spielen.
Auch ich habe meine Probleme
mit der Möglichkeit der Direktre-
kapitalisierung von Banken; ich
komme darauf noch zurück. Aber
wir haben den richtigen Schritt
hin zur gemeinsamen Bankenauf-
sicht bei der Europäischen Zen-
tralbank getan, bei allen Proble-
men, die der Minister genannt
hat. Man muss in diesem Zusam-
menhang sicher auch über eine
Vertragsänderung nachdenken.
Denn die Banken, die europaweit
vernetzt waren und sind, haben
bisher in Europa Geschäfte ge-
macht, die wir in Teilen gar nicht
gesehen haben, weil die Aufsicht
zersplittert war. Dass dieser Schritt
richtig ist, steht außer Frage. Ich
kenne niemanden mit Sachver-
stand, der sagt, dass der Schritt zu
einer europäischen Bankenauf-
sicht falsch ist. Frau Wagenknecht,
Sie sind auf dem Holzweg.

Der zweite Schritt – den zur
Aufsicht haben wir schon gemacht
– ist dann, dass man Banken auch
zur Rechenschaft ziehen können
muss, wenn sie Geschäfte machen,
die zu große Verluste bringen. Wir
hatten hier in heißen Debatten
2008/09 über die Frage der Ver-
staatlichung der Hypo Real Estate
zu entscheiden. Niemand von
denjenigen, die damals zuge-
stimmt haben, hat das mit großer
Freude getan. Aber ein Institut mit
400 Milliarden Euro Bilanzsum-
me war ein systemrelevantes Insti-
tut. Bei der IKB konnte man
durchaus anderer Auffassung sein;
richtig, aber im Nachhinein ist
man immer schlauer. Bei der Hy-
po Real Estate jedenfalls war es so.

Wir mussten – wenige Klagen
dagegen sind noch anhängig –
diese Bank vom Markt nehmen,
um sie geordnet abwickeln zu
können. Wir waren rechtlich aber
gezwungen, auch noch Entschädi-
gungen an die Aktionäre zu zah-
len, weil wir keine gesetzliche
Grundlage für die Abwicklung von
Banken hatten. Das war ein Feh-
ler.

Diesen Fehler bereinigen wir
jetzt, indem wir ein Insolvenz-
recht für Banken schaffen, indem
wir eine klare Haftungsreihenfolge
festlegen, wer bei Verlusten bezah-
len muss. Diese Haftungsreihen-
folge ist schon genannt, aber auch
bereits durchexerziert worden,
letztlich auf Druck der SPD und
des Deutschen Bundestages, näm-
lich im Fall Zypern. Das ist die
Blaupause für das, was jetzt mit
den Gesetzentwürfen, die wir be-
raten und beschließen werden,
umgesetzt werden soll.

Danach gilt: Zuerst haften die
Aktionäre. Deren Geld ist weg,
wenn Verluste zu decken sind.
Nach ihnen haften die nachrangi-
gen Gläubiger, die den Banken
Darlehen gegeben haben und da-
für Zinsen bekommen. Anschlie-
ßend haften die vorrangigen Gläu-
biger und dann auch die Einleger
ab einer Einlagenhöhe von über
100 000 Euro. Es ist nicht hin-

nehmbar, dass jemand Geld, das
er angelegt hat, quasi zu 100 Pro-
zent wiederbekommt, aber der
Steuerzahler dafür zahlen müsste.
Das geht nicht. Das passiert nicht
mehr. Deswegen machen wir ei-
nen Strich drunter: 100 000 Euro
sind geschützt, mit dem Rest wird
auch gehaftet. Wenn eine Bank
dann immer noch Verluste hat,
tritt der Bankenhaftungsfonds ein,
der gespeist wird über eine Ban-
kenabgabe, die wir als Sozialde-
mokraten schon 2009 gefordert
haben. Hätten wir
sie damals einge-
führt, dann hätten
wir zum Beispiel
keine Verluste aus
dem Fall der Hypo
Real Estate zu tra-
gen. Glücklicher-
weise geht es dabei
nicht um die da-
mals befürchteten
bis zu 480 Milliar-
den Euro; in Summe werden wir
am Ende vielleicht über 20 oder
30 Milliarden Euro reden.

Der Bankenhaftungsfonds wird
ein gemeinsamer europäischer
Fonds. Es ist auch richtig, diesen
europäisch aufzustellen und nicht
national. Dafür haben wir Sozial-
demokraten gekämpft, weil wir ei-
ne Trennung der Risiken aus dem
Bankensektor von denen aus dem
Staatssektor haben wollen. Wir
haben doch gesehen: Nur zu ei-
nem kleinen Teil schlug die Fi-
nanzmarktkrise in eine Staatsfi-
nanzierungskrise um, zu einem
großen Teil war es eine Bankenkri-
se, die nur dann zu einer Staatsfi-
nanzierungskrise geführt hat, weil
die Länder durch die Bankenret-
tung überschuldet waren. Irland
ist das beste Beispiel; bei Spanien
trifft das nicht ganz zu. Diese
Trennung ist extrem wichtig, um
die Staaten künftig vor Verlusten
aus dem Bankensektor zu schüt-
zen, um den Sozialstaat erhalten
zu können. Deswegen machen wir
das so.

Wir reden jetzt und in den
nächsten Tagen viel über Konjunk-
turprogramme auf europäischer
Ebene. Das wichtigste Konjunktur-
programm ist die Bereinigung des
Bankensektors von faulen Kredi-
ten, das Aufstellen der Banken mit
genügend Eigenkapital, damit sie
wieder kreditvergabefähig werden.
Das passiert jetzt.

Im Oktober, parallel zu unseren

Beratungen, werden die Anlagen
und Portfolien aller Banken von
der EZB geprüft und verglichen.
Dann wird es auch in Deutsch-
land wohl noch Überraschungen
geben. Es wird ein Stresstest
durchgeführt und geprüft: Was
passiert im Krisenfall? Ist die Bank
genügend stark? Wenn sie es nicht
ist, wird entschieden werden müs-
sen, ob sie geschlossen, restruktu-
riert oder vielleicht rekapitalisiert
wird.

Ich will für Deutschland sagen:
Ich kann mir nicht
vorstellen, dass
durch diesen Test,
der sehr hart sein
muss, damit die
EZB bei der Banken-
aufsicht Glaubwür-
digkeit gewinnt, alle
Banken durchkom-
men. Wir hatten das
schon ein- oder
zweimal im Zusam-

menhang mit Stresstests der EBA,
in deren Folge die Probleme
hochkamen. Ich habe Vertrauen in
die Europäische Zentralbank, dass
sie das hart testen wird.

Wir werden im Bedarfsfall dann
in Deutschland entscheiden müs-
sen, welches Gesetz wir in der
Übergangszeit anwenden, das zur
Abwicklung bzw. Restrukturierung
oder das zur Rekapitalisierung. Ich
glaube, dass es die eine oder ande-
re Bank geben kann, bei der es im
Zweifel besser sein wird, sie abzu-
wickeln, wenn ein tragfähiges Ge-
schäftsmodell eben nicht da ist,
als sie künstlich am Leben zu er-
halten. Auch das wird uns in den
nächsten zwei, drei Monaten be-
schäftigen. Das wird ein Quanten-
sprung werden.

Dadurch wird mehr Klarheit
über die Risiken des Bankensek-
tors, mehr Stabilität im Finanzbe-
reich und – das ist letztendlich der
entscheidende Punkt – ein Schutz
des Staates vor den Verlusten aus
dem Bankensektor geschaffen.

Ja, auch ich hätte mir vorstellen
können, Frau Wagenknecht, dass
– das Europäische Parlament hat
diese Richtlinie verhandelt – die
geschaffenen Möglichkeiten für
Direktrekapitalisierungen, aber
auch zu Eingriffen der Staaten
selbst nicht in der Form eröffnet
worden wären. Das ist aber ein eu-
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ropäischer Kompromiss. Ein Be-
richterstatter im Europäischen
Parlament ist auch sehr stark in
diese Richtung gegangen. Daher
werden wir das auf nationaler
Ebene einführen bzw. ermögli-
chen müssen.

Ja, auch ich bin sehr skeptisch,
was das Instrument der direkten
Bankenrekapitalisierung betrifft.
Aber auch in diesem Fall waren
Ihre Zahlen falsch. Es geht nicht
um 200 Milliarden Euro. Das wird
gedeckelt auf maximal 60 Milliar-
den Euro, für die dann alle Länder
gemäß dem geltenden ESM-
Schlüssels haften. Aber über jede
Einzelfallentscheidung wird im
Bundestag beraten und entschie-
den werden. Und das wird so res-
triktiv gehandhabt werden, dass
dieses Instrument hoffentlich nie
angewendet werden wird. Wegen

mir bräuchte man das auch nicht.
Es wird aber wohl so sein – das
beraten wir derzeit –, dass die di-
rekte Bankenrekapitalisierung aus
dem ESM wahrscheinlich nie an-
gewendet wird. Wir werden jeden-
falls im Einzelnen darüber zu ent-
scheiden haben.

Zwei Punkte sind mir noch
wichtig.

Erstens – das ist ein ganz ent-
scheidender Punkt – ist es mir
wichtig, zu mehr Integration auf
europäischer Ebene, zur Vervoll-
ständigung der Währungsunion
auch in Richtung einer Wirt-
schafts- und Fiskalunion zu kom-
men. Das, was wir hier machen,
reicht nicht aus; es betrifft nur den
Finanzmarktsektor.

Der zweite Punkt betrifft die
Einnahmeseite. Ich bin der Auffas-
sung, dass wir mehr einheitliche

bzw. gemeinsame Politik auf euro-
päischer Ebene brauchen, damit
das Steuerdumping und die Steu-
erhinterziehung aufhören.

Hinsichtlich der Bankenabgabe
stellt sich allerdings auch die Fra-
ge, wer diese in welcher Höhe und
aufgrund welcher Risiken zahlt.
Wir sind dafür, dass die Deutsche
Bank grundsätzlich mehr zahlen
muss als die Sparkassen, weil sie
ein gefährlicheres Geschäftsmo-
dell hat.Unbeantwortet bleibt hier
in Teilen die Frage des „too big to
fail“ einer zu großen Bank. Dass
aber die Bankenabgabe, die ge-
zahlt wird, in Deutschland nicht
steuerlich abzugsfähig ist – das
heißt, der Steuerzahler zahlt bei
einer Inanspruchnahme letztend-
lich nicht ein Drittel durch ein ge-
ringeres Körperschaftssteuerauf-
kommen mit –, ist richtig. In an-

deren europäischen Ländern wird
aber nicht so verfahren, sondern
dort ist die gezahlte Bankenabga-
be steuerlich abzugsfähig. Es gibt
zum Teil allerdings auch höhere
Bankenabgaben, beispielsweise in
Österreich.

Ich finde – das will ich für die
SPD-Fraktion klar sagen –, dass es
klar sein muss, dass, bevor es wei-
tere Integrationsschritte gibt – auf
der Ausgabenseite sind viele Län-
der immer schnell dabei –, der
Wettbewerb zulasten der Steuer-
zahler um die niedrigsten Steuer-
sätze aufhören muss. Dieser Wett-
bewerb muss gestoppt werden.

Deswegen, Herr Bundesfinanz-
minister, haben Sie dabei unsere
volle Unterstützung, was eine Ver-
einbarung auf dem G-20-Gipfel –
ich nenne das Stichwort BEPS –
betrifft, was die Bankenabgabe be-

trifft, aber auch, was den Kampf
gegen diejenigen betrifft, die von
den Rettungsmaßnahmen enorm
profitiert haben, nämlich die Spe-
kulanten und ihre Spekulationsge-
schäfte. Wir erwarten bis Ende des
Jahres klare Schritte in Richtung
einer Finanztransaktionsteuer.
Wenn dies nicht entscheidend vo-
rangeht, dann müssen wir uns
überlegen, diese national
einzuführen.Dieser Gesetzentwurf
emanzipiert den Staat vom Ban-
kensektor. Geschäfte in diesem
Sektor werden sicherer werden.
Diejenigen, die diese Geschäfte
machen, werden weniger Gewinne
erzielen und im Zweifel für die
Verluste haften. Ich finde, das tut
einer sozialen Marktwirtschaft gut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)

Dr. Gerhard Schick, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Aus Fehlern der
Vergangenheit nichts gelernt

Gerhard Schick (*1972)
Landesliste Baden-Württemberg

Der Bundesfinanzminister
hat seine Ausführungen
mit dem Hinweis darauf

begonnen, dass eines der Kernpro-
bleme bei der Euro-Staatsschul-
denkrise war, dass die einzelnen
Mitgliedstaaten für die Rettung ih-
rer Banken zuständig waren, dass
also aus Bankenschulden Staats-
schulden wurden. Da stimme ich
mit ihm völlig überein. Das ist ein
zentrales Problem, das die Steuer-
zahlerinnen und die Steuerzahler
in Europa viele, viele Milliarden
gekostet hat, uns noch bis heute
beschäftigt und die Haushalte
auch noch zukünftig belasten
wird. Man muss aber wissen, dass
der Zusammenhang zwischen den
Bankproblemen und den nationa-
len Haushalten in der Euro-Zone
nicht zwangsläufig so hätte sein
müssen oder gar vom Himmel ge-
fallen ist. Es war 2008 vielmehr ei-
ne politische Entscheidung, dass
es so sein sollte. Im Herbst 2008,
als die Bankenkrise auf einen ihrer
Höhepunkte zusteuerte, hat die
niederländische Regierung näm-

lich einen Vorschlag gemacht und
eine europäische Lösung aufge-
zeigt, wie man ein gemeinsames
Bollwerk gegen die wackeligen Fi-
nanzmärkte schaffen könnte. Da-
mals hat es viel Unterstützung für
diesen Vorschlag gegeben, aber ei-
ne Regierung hat Nein gesagt: die
deutsche Bundesregierung unter
Angela Merkel. Es ist überliefert –
sehr gut dargestellt in dem Buch
von Cerstin Gammelin und Rai-
mund Löw –, dass Nikolas Sarko-
zy bei den Verhandlungen Anfang
Oktober 2008 sehr enttäuscht
über Angela Merkel und ihr Nein
war – ich zitiere –:

Bei der Verabschiedung … an
den Stufen des Élysée lässt er sei-
ner Enttäuschung freien Lauf:
„Wenn wir keine
europäische Lö-
sung zusammen-
bringen, dann
wird das ein Deba-
kel sein“, klagt
Sarkozy … „Aber
nicht meines, son-
dern Angelas De-
bakel …Und wei-
ter: Angela Merkel
habe im Élysée-Pa-
last schlicht Johann Wolfgang
Goethe zitiert: „Ein jeder kehr‘ vor
seiner Tür, und rein ist jedes Stadt-
quartier“.

Das war die Logik 2008. Wir ha-
ben in den letzten Jahren gesehen,
wie sauber der Bankensektor in
Europa geworden ist. Bis heute ist
er voll von Schmodder, weil man
damals dem genannten Prinzip
der deutschen Bundesregierung
gefolgt ist. Und dafür müssen Sie
auch Verantwortung übernehmen.

Es ist ja toll, sich als Kanzlerin
immer als große Managerin und
Retterin und als Finanzminister
als großer Europäer darzustellen.
An dieser Stelle haben Sie zum
Schaden ganz Europas antieuropä-
isch gehandelt. Und das belastet
uns bis heute. Jeder einzelne Staat
sah sich nämlich gefangen in der
Logik: Wenn ich meinen Banken
kein Steuergeld gebe, dann fließt
das Geld aus meinem Finanzsek-
tor ab, und dann ist das für meine
Wirtschaft ein großes Problem.
Diese Logik hat alle Staaten ge-
zwungen, entsprechend zu han-
deln. Wenn man dies anders ge-
macht hätte, wäre vieles anders ge-
laufen. Nun kann man sagen: Das
ist vergossene Milch. Aber das Pro-

blem ist, dass Sie aus
dem Fehler von da-
mals nichts gelernt
haben, sondern in
den Jahren bis 2012,
als das ganze Desas-
ter, das Nikolas Sar-
kozy vorhergesagt
hat – Angelas Desas-
ter –, eingetroffen
ist, immer noch ge-
gen die Bankenuni-

on gearbeitet haben und alles ge-
tan haben, dass sie nicht kommt.
2012 sind sie nur durch den
Druck der anderen europäischen
Regierungen gezwungen worden,
dem zuzustimmen, was Sie heute
vorlegen. Sie haben das nie ge-
wollt. Es geht noch weiter: Sie ha-
ben nachher in den Verhandlun-
gen alles getan, damit man gemäß
dieser falschen Logik weiterarbei-
tet. Die Bankenunion tritt auf-
grund der Verhandlungen der

Bundesregierung später in Kraft,
als sie in Kraft treten könnte. Des-
wegen bleiben die Steuerzahler
noch länger im Risiko, als es nötig
wäre. Auch das ist ein Fehler, der
Ihnen anzukreiden ist. Und Sie
haben dafür gesorgt, dass der Ab-
wicklungsfonds noch viele Jahre,
nämlich noch bis 2024, nationale
Abteilungen und nationale Ver-
antwortung hat und damit erst
später ein wirkliches europäisches
Konstrukt entsteht.

Das muss man sich einmal auf
der Zunge zergehen lassen: Sie be-
gannen Ihre Rede mit der Fehler-
analyse, indem Sie sagten: Dass
die nationalen Haushalte verant-
wortlich sind für die Banken, ist
eines der zentralen Probleme. – In
Verhandlungen haben Sie sich je-
doch dafür eingesetzt, dass die na-
tionalen Haushalte noch länger
verantwortlich sind für die Ban-
kenrettung. Das passt doch über-
haupt nicht zusammen. Sie blei-
ben aber auch, leider, bei dem
Vorliegenden an ein paar Stellen
in einer zweiten gefährlichen Lo-
gik. Wenn Banken Schwierigkeiten
haben, kann man entweder sagen,
man rettet sie – im Zweifelsfall
mit Steuergeldern –, oder, man
wickelt sie ab. Der Grundsatz des
jetzt vorliegenden Gesetzentwur-
fes ist richtig. Wir wollen in Zu-
kunft abwickeln. Es gibt allerdings
drei Stellen, an denen dieser
Grundsatz leider nicht durchge-
setzt wird, sondern Sie in der al-
ten, falschen Logik bleiben:

Erstens. Es gibt eine Klausel, die
regelt, dass man, wenn es eine Ge-
fahr für die Finanzmärkte gibt,
doch wieder retten kann. Genau
diese Begründung musste immer
wieder für die Bankenrettungen in
Irland, Spanien und Zypern her-
halten. Insofern ist es eine sehr ge-
fährliche Lücke.

Zweitens bei der Frage der di-
rekten Bankenkapitalisierung. Es
ist ja richtig, dass es irgendwo das
gibt, was Experten einen Backstop

nennen, also sozusagen eine Mög-
lichkeit, im Zweifelsfall noch ein-
zugreifen. Aber da gibt es jetzt
zwei verschiedene Wege: Der eine
Weg wäre, eine Kreditlinie für den
Abwicklungsfonds festzulegen, so-
dass der ESM den Banken Geld
ausleihen kann, das sie später zu-
rückzahlen müssen. Die Verant-
wortung bliebe so bei den Ban-
ken. Vor allem bliebe man so in
der Logik des Abwicklungsfonds
und seiner Expertise, dass Banken
wirklich abgewickelt würden.
Oder man kann es wie Sie über
die direkte Bankenkapitalisierung
machen. Dann wird wieder Steu-
ergeld ins Schaufenster gestellt.
Das wollen wir nicht. Da sind Sie
in der alten, falschen Logik.

Drittens wird der Grundsatz
nicht auf nationaler Ebene umge-
setzt. Warum wird jetzt die Ban-
kenrettung in Deutschland gemäß
der alten Logik, dass man Steuer-
geld ins Schaufenster stellt, noch
einmal verlängert? Warum wollen
Sie in Deutschland noch einmal
die Möglichkeit schaffen, im Zwei-
felsfall Steuergeld für die Banken-
rettung einzusetzen? Wir Grünen
sind überzeugt: Das Prinzip
„Wenn eine Bank ein Problem
hat, löst man es mit Steuergeld“
muss endlich der Vergangenheit
angehören. Es gibt noch eine Rei-
he von Fragen zur Ausgestaltung:
Kann das Europäische Parlament
überhaupt kontrollieren, was die-
ser Fonds macht? Wie ist die Ban-
kenabgabe im Einzelnen ausge-
staltet? Das werden wir diskutie-
ren müssen. Insgesamt aber ist das
Projekt einer europäischen Ban-
kenunion richtig. Wir Grüne ha-
ben das seit langem gefordert. Wir
müssen heute feststellen, dass der
Finanzminister das, was er heute
vorlegt, nie gewollt hat. Aber es ist
gut, dass er sich nicht durchgesetzt
hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Ralph Brinkhaus, CDU/CSU:

Wir müssen uns der
neuen Bankenwelt stellen

Ralph Brinkhaus (*1968)
Wahlkreis Gütersloh

Wir haben schon eine
drollige Opposition:
Die Grünen zitieren

Nicolas Sarkozy als ihren Kron-
zeugen, und die Linken halten ei-
ne Rede, die beim Kongress der
europäischen Rechtspopulisten
für viel Beifall gesorgt hätte. Das
muss man sich einmal auf der
Zunge zergehen lassen.

Frau Wagenknecht, wenn Sie sa-
gen, dass in den letzten fünf Jah-
ren im Bereich der Regulierung
nichts passiert ist, dann bedeutet
dies, dass man entweder bewusst
die Wahrheit verschweigt oder
dass man so redet, weil man in
den vergangenen fünf Jahren ver-
dammt oft gefehlt hat.

Dementsprechend kann ich Ih-
nen nur eines sagen: Keine Regie-
rung hat so viel am Finanzmarkt
reguliert wie diese Regierung und
die Regierung davor – über 30
Maßnahmen.

Herr Schick, Sie sagen, Sie hät-
ten es immer schon gewusst. Ich
sage Ihnen: Wir waren die Ersten,
die ein Bankenrestrukturierungs-
gesetz auf den Weg gebracht ha-
ben, und zwar 2010.

Dieses Restrukturierungsgesetz
ist die Blaupause für das, was nun

in Europa entwickelt worden ist.
Wir haben damit Maßstäbe ge-
setzt.

Meine Damen und Herren, heu-
te ist ein Tag, an dem wir auf das
kernsanierte Haus der europäi-
schen Bankenregulierung das
Dach setzen. Denn die Banken-
union ist das Dach; sie ist fürch-
terlich wichtig, denn ohne sie
funktioniert das ganze System
nicht. Ist das Dach undicht, dann
ist auch das Haus nicht gut ge-
baut. Dementsprechend freue ich
mich, dass wir es geschafft haben,
heute die entsprechenden Gesetz-
entwürfe in den Deutschen Bun-
destag einzubringen.

Aber die Begeisterung – wir ha-
ben es gehört – hält sich an vielen
Stellen in Grenzen, aus ganz un-
terschiedlichen Motiven. Aber da-
hinter steht etwas, was leider zu
einem Grundaxiom der Politik am
rechten und auch
am linken Rand ge-
worden ist. Das ist
etwas Neues, das ist
etwas anderes, das
ist etwas Internatio-
nales, und – das ist,
glaube ich, den
Menschen gemein –
etwas Neues sehe
ich erst einmal
skeptisch. Früher war doch eh al-
les besser. Warum können wir
nicht die schöne alte Welt von frü-
her zurückhaben? – Das hören wir
in ganz vielen Politikbereichen.
Insbesondere die Rechten sagen:
Früher war doch irgendwie alles
viel einfacher. Da konnte man
zwischen Gut und Böse unter-
scheiden. Griechenland und Spa-
nien waren höchstens relevant,
wenn das Urlaubswetter schlecht
war. Der Fremde kam aus der
Nachbarschaft. Der Maschinen-

bauer hat maximal nach Holland
geliefert. Alles war ganz fürchter-
lich einfach.

Es wird nun suggeriert, dass wir
diese einfache Welt wieder zurück-
bekommen könnten und dass wir
uns auf den nationalen Bereich
zurückziehen könnten. Dabei
wird verkannt, dass sich die Welt
in der Zwischenzeit verändert hat,
und zwar verdammt schnell.

Ich glaube nicht, dass es Aufga-
be der Politik ist, den Menschen
zu suggerieren, dass alles wieder
wie früher und einfacher werden
kann. Die Aufgabe der Politik ist
es vielmehr, sich den Herausforde-
rungen dieser veränderten Welt zu
stellen. Genau das haben wir im
Bereich der Finanzmarktregulie-
rung gemacht. Wir haben aus dem
gelernt, was 2008 passiert ist. Wir
sind Schritt für Schritt in die rich-
tige Richtung gegangen. Heute set-

zen wir das Dach
auf die ganze Ge-
schichte; und das
ist aller Ehren wert.
Man muss hinzufü-
gen: All das ist in
einer Geschwindig-
keit vollzogen wor-
den, die in der Ge-
schichte der Regu-
lierung weltweit ih-

resgleichen sucht. Auch das ist al-
ler Ehren wert, und das sollte man
an dieser Stelle auch einmal sa-
gen.

Dass sich die Welt verändert hat,
das kann man am Beispiel Banken
jedermann sehr gut und plastisch
klarmachen. Früher war alles sehr
einfach. Früher gab es die kleine
Bank vor Ort. Der Sparkassendi-
rektor wohnte in der Nachbar-
schaft. Die Kredite wurden an den
Handwerker oder Häuslebauer im
Ort vergeben. Es gab keine Deriva-
te, keinen Hochfrequenzhandel,
keine international agierenden
Börsen. Alles war schön und ein-
fach. Aber dann ist Folgendes pas-
siert: Die Sparkassen und Volks-
banken haben auf einmal so viel
Geld eingesammelt, dass sie es in
ihren Städten und auch im Land
nicht mehr unterbringen konnten,
und sind dann an die internatio-
nalen Kapitalmärkte gegangen.
Dann hat der Mittelständler ir-
gendwo in den USA eine Tochter-
gesellschaft gegründet; das musste
bankenmäßig abgedeckt werden.
Dann wurden Produkte in Länder
exportiert, die wir vorher nicht
kannten, und es mussten Devisen-
und Währungsrisiken abgedeckt
werden. Das war die neue Welt.

Zur Wahrheit gehört dazu, zu

sagen: Einige Leute sind auf die
Idee gekommen, dass man mit
Garantien und Derivaten auch
handeln kann, ohne dass man
den Mittelständler und Häusle-
bauer braucht. Das war die neue
Bankenwelt, die am Ende des Ta-
ges entstanden ist. Dieser neuen
Bankenwelt müssen wir uns stel-
len, hier müssen wir für Regulie-
rung sorgen. Das haben wir ge-
macht. Nur zu sagen: „Da gibt es
eine ganz einfache Lösung“, oder,
um den Wagenknecht’schen Wort-
baukasten zu verwenden: „Das
sind Zombies und
Zocker! Es gibt Ab-
gründe“, das ist toll
für Volksreden hier
im Deutschen Bun-
destag, aber das
bringt uns kein
Stück weiter.

Ich würde mit Ih-
nen gerne über die
Inhalte diskutieren.
Sie haben es rudimentär angespro-
chen: Die 8 Prozent, die die Bail-
in-fähigen Gruppen leisten müs-
sen, sind Ihnen nicht genug. 8
Prozent hätten aber in der alten
Finanzkrise in den meisten Fällen
ausgereicht. Das gehört auch zur
Wahrheit dazu.

Lassen Sie uns uns doch einmal
über die Mechanismen unterhal-
ten, wann wer wie wo einen Sa-
nierungs- und Abwicklungsplan
erstellen muss. Lassen Sie uns uns
doch einmal über die Mechanis-
men unterhalten, wer wann wo
wie was entscheidet.

Lassen Sie uns uns doch einmal
über die Mechanismen unterhal-
ten, wer wann wie wo feststellt,
welcher Teil einer Bank systemge-
fährdend ist und welcher Teil ei-
ner Bank nicht systemgefährdend
ist. Darüber müssen wir uns un-
terhalten. Genau hier anzusetzen,
das wäre seriöse Oppositionsar-
beit. Aber es ist keine seriöse Op-
positionsarbeit, wenn man hier
Volksreden hält, die im Übrigen
nicht einmal richtig waren.

Ich will damit nicht sagen, dass
das, was hier vor sich geht, nicht
zu kritisieren ist. Die entsprechen-
den Punkte sind angesprochen
worden, auch vom Finanzminis-
ter. Die EZB ist nicht sakrosankt.
Es ist nicht alles richtig, was sie
macht. Da kann man auch durch-
aus einmal sagen: Das passt uns
nicht.

Natürlich muss die EZB im Zu-
ge dieses Aufsichtsprozesses Ver-
trauen aufbauen. Im Zusammen-
hang mit den Stresstests ist das
nicht immer gut gelungen; das hat
der eine oder andere Kollege be-
reits angesprochen. Natürlich
müssen wir uns immer wieder fra-
gen – übrigens viel früher als heu-
te hier im Bundestag –: Sind die
getroffenen Regeln wirklich gut?
Das haben wir gemacht. Wir ha-
ben gemeinsam mit den Kollegen
der SPD intensiv mit unseren eu-

ropäischen Kollegen gesprochen,
damit genau das nicht passiert,
was befürchtet wird, nämlich dass
die Sparkassen und Volksbanken
die Zeche zahlen. Das ist unsere
gemeinsame Initiative gewesen.
Dafür haben wir gesorgt, meine
Damen und Herren. Da werden
wir auch weiter dranbleiben.

Wir müssen auch dafür sorgen,
dass die Regulierung, die wir vor-
nehmen, immer besser wird. Es
gibt ganz viele Ansatzpunkte für
Kritik. Aber ich will dafür werben,
dass wir in der Sache kritisieren

und uns auf Details
einlassen. Denn ei-
nes haben wir im
Zuge der Finanz-
marktregulierung
gelernt: Es gibt
nicht den großen
grünen Knopf, auf
den man drückt,
und dann wird alles
gut, sondern es sind

Hunderte von kleinen Maßnah-
men nötig. Es handelt sich um
Gesetzespakete, die 500 bis 600
Seiten umfassen, die man sich
durchlesen muss und bei denen
man an kleinen Schräubchen jus-
tieren muss.

All das vermisse ich bei ganz
vielen von der Opposition.

Ich kann Sie wirklich nur bitten:
Nutzen Sie diesen Gesetzgebungs-
prozess dazu, mit uns darüber zu
diskutieren, wie man die vier vor-
liegenden Gesetzentwürfe gut
bzw. besser machen kann. Nutzen
Sie die Zeit aber auch dazu, zu
überlegen, wie wir uns in all die
Prozesse der europäischen Ban-
kenregulierung noch stärker und
früher einbringen können.
Richtig ist nämlich auch: Eine
hundertprozentige Sicherheit ha-
ben wir nicht. Richtig ist auch:
Wir müssen noch ziemlich viel ar-
beiten, bis die Bankenregulierung
so ausgestaltet ist, dass wir den
Bürgerinnen und Bürgern sagen
können, dass sie als Steuerzahler
tatsächlich nicht mehr für Banken
haften müssen, dass wir den Bür-
gerinnen und Bürgern sagen kön-
nen, dass Banken ein ganz norma-
ler Teil des Wirtschaftssystems wie
die Automobilindustrie, der
Handwerker und viele andere
auch sind, dass wir den Bürgerin-
nen und Bürgern sagen können:
Ja, eine Bank kann in die Insol-
venz und in die Abwicklung ge-
hen, ohne dass dadurch das ge-
samte Finanzsystem oder ganze
Volkswirtschaften in den Abgrund
gerissen werden.

Wir gehen heute einen ganz
wichtigen Schritt in diese Rich-
tung. Ich freue mich auf die ge-
meinsamen Beratungen in der Sa-
che, und zwar ohne irgendwelche
Volksreden. Ich denke, das kriegen
wir gut hin.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Die Aufgabe der
Politik ist es,

sich den Heraus-
forderungen der
veränderten Welt

zu stellen.

Die EZB ist
nicht

sakrosankt.
Es ist nicht alles
richtig, was sie

macht.

Unter dem Dach der EZB entsteht die europäische Bankenaufsicht.
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Dr. Axel Troost, DIE LINKE:

Die Großbanken auf ein
vernünftiges Maß verkleinern

Axel Troost (*1954)
Landesliste Sachsen

Wir alle erinnern uns
noch daran, wie wir
vor ein paar Jahren hier

gestanden und ein Bankenret-
tungspaket nach dem anderen
durchgezogen haben. Sicherlich
dienten die heutigen Lobreden in
Bezug auf das, was wir beraten

und verabschieden sollen, auch
dazu, noch einmal deutlich zu
machen, wie unwürdig das dama-
lige Verfahren gewesen ist und
dass sich nun alle bemühen, dass
so etwas nicht mehr zustande
kommt.

Wir haben gesehen, dass eine
Bankenkrise in der Tat nicht allein
auf nationaler Ebene zu lösen ist
und dass bei Abwicklungen auf-
grund verschiedener Regelungen
in den jeweiligen Ländern natür-
lich erheblicher Abstimmungsbe-
darf besteht. Insofern glaube ich,
dass ein europäisches Abwick-
lungssystem vom Prinzip her erst
einmal sinnvoll ist. Es muss aber
eben auch funktionieren.

Ich möchte zumindest zwei
Punkte aus einer Reihe von Punk-
ten ansprechen, die für meine Be-
griffe völlig ungelöst sind:

Erster Punkt. Einige Banken

sind nach wie vor wesentlich zu
groß, zu komplex und zu vernetzt.
IWenn man bedenkt, dass wir al-
lein in der Euro-Zone zehn Ban-
ken haben, die eine Bilanzsumme
von über 1,5 Billionen Euro auf-
weisen, dann muss man an diese
Banken heran und schauen, dass
man sie auf ein vernünftiges Maß
verkleinert. Das muss man dann
wirklich auch erzwingen.

Es handelt sich dabei in der Tat
um einen komplizierten Prozess,
bei dem man sich mit der Finanz-
branche anlegen muss. Darum
kommt man aber nicht herum. In-
sofern müssen wir an diese Grö-
ßenordnungen heran. Denn man
merkt, dass in der Branche die Zo-
ckerei schon wieder überall ange-
fangen hat.

Zweiter Punkt. Die Idee eines
europäischen Abwicklungssystems
hört sich gut an, wenn es auch alle

Standorte erfasst. Von den 40 gro-
ßen europäischen, grenzüber-
schreitenden Bankengruppen agie-
ren aber nur 5 Bankengruppen in
Staaten der Bankenunion. Im Rah-
men unseres Besuches in Großbri-
tannien haben uns Vertreter der
Finanzbranche und auch die Ab-
geordneten dort gesagt: Gute Idee
mit der europäischen Bankenuni-
on. Aber nicht mit uns.

Zu Deutsch: All die Banken, die
in London, dem größten Börsen-
platz, in erheblichem Umfang ak-
tiv sind – das sind fast alle großen
–, sind nicht in vollem Umfang
im Bereich der Bankenunion er-
fasst. Das heißt: In Krisenfällen
wird man vor dem Problem ste-
hen, wie man das britische Ge-
schäft vom Restgeschäft abgrenzt,
um das Risikogeschäft in den Griff
zu bekommen. Insofern glaube
ich, dass es noch erhebliche
Schwächen gibt, die aus dem hek-
tischen Schritt resultieren, die EZB
für das Ganze zuständig zu ma-
chen.

Ein letzter Punkt, der für mich
ganz zentral ist, ist die Frage der
Bankenabgabe, also des Aufbaus
des Bankenrettungsfonds. Diesbe-
züglich ist noch nichts entschie-

den, aber es zeichnet sich ab, dass
in ganz erheblichem Umfang
auch kleine Banken herangezogen
werden, also kleine Sparkassen
und kleine Genossenschaftsban-
ken.
Diese haben nichts mit diesem
Fonds zu tun, weil sie erstens im
Zweifelsfall überhaupt nicht geret-
tet, sondern abgewickelt würden,
weil sie zweitens eigene Siche-
rungssysteme haben, die aber ein-
fach nicht zur Kenntnis genom-
men werden, und weil sie drittens
ein Geschäftsmodell haben, das
dafür sorgt, dass sie solche Proble-
me gar nicht erst bekommen. Ich
spreche in diesem Zusammen-
hang von den Sparkassen, nicht
von den Landesbanken.

Deswegen müssen auch wir als
deutsches Parlament noch einmal
deutlich machen, dass nicht die
Falschen zur Finanzierung von
Großzockerbanken herangezogen
werden dürfen, sondern die Klei-
nen weitestgehend befreit werden
müssen. Das ist ein ganz großes
Anliegen der Sparkassen und der
Kreditgenossenschaften.

(Beifall bei der LINKEN)
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Manfred Zöllmer, SPD:

Marktwirtschaftsfreie Zone
wird aufgehoben

Manfred Zöllmer ( *1950)
Wahlkreis Wuppertal l

Ein kluger Mann hat einmal
gesagt: Für jedes komplexe
Problem gibt es eine einfa-

che Lösung, und die ist falsch. Mit
billigem Talkshowpopulismus aus
der Phrasendreschmaschine kann
man komplexe Probleme nicht lö-
sen. Die Probleme, mit denen wir
es zu tun haben, sind wirklich
komplex. Von der Finanzkrise
ging es dann nahtlos über in die
Staatsschuldenkrise. Das Vertrauen
in die Stabilität des Finanzsystems
ist bei vielen Menschen nach wie
vor erschüttert. Deswegen ist es so
wichtig, Problemlösungen zu prä-
sentieren.

Die Lehre, die wir aus der Fi-
nanzkrise gezogen haben, war: Ei-

ne solche Krise darf sich nicht
wiederholen, die Finanzmärkte
müssen eingefangen werden, sie
brauchen Leitplanken, und nie
wieder soll der Steuerzahler die
Zeche für die Gier von Bankern
zahlen müssen.

Die Banken waren, wie man das
auf Englisch sagt, „too big to fail“,
also zu groß, um pleitezugehen,
weil damit unkalkulierbare Risi-
ken für das gesamte Finanzsystem
verbunden waren und damit Risi-
ken für alle Menschen. Das hat
mit Marktwirtschaft nichts zu tun,
aber viel mit zu großer wirtschaft-
licher Macht. Diese Banken haben
sich der nationalen Kontrolle ent-
zogen; denn sie agieren europa-
weit und weltweit. Wir hatten da-
mals eine nationale Bankenauf-
sicht. Dies war nicht mehr ver-
nünftig. Die Bankenaufsicht
konnte die Funktion nicht adä-
quat erfüllen. Die Krise hat das
mit aller Deutlichkeit gezeigt.

Deshalb sollte, deshalb musste
eine Bankenunion in Europa er-
richtet werden. Das war von An-
fang an die Forderung von uns So-
zialdemokraten. Der Bankensek-
tor musste stabilisiert werden, da-
mit die Folgen von wirtschaftli-
chem Fehlverhalten beherrschbar
bleiben. Nicht der Steuerzahler,

sondern der Eigentümer und der
Gläubiger sollen und müssen zu-
künftig die finanziellen Folgen
tragen. Das haben wir als Sozial-
demokraten von Anfang an gefor-
dert. Mit dem vorliegenden Geset-
zespaket soll diese Forderung nun
schrittweise umgesetzt werden. Ei-
ne grundlegende Neugestaltung
des Regulierungs- und Aufsichts-
rahmens des Finanzsektors soll
nun Realität werden. Es geht dabei
um eine gemeinsame Bankenauf-
sicht sowie um einen gemeinsa-
men Rahmen für die Sanierung
und Abwicklung von Kreditinsti-
tuten. Diese Bankenunion ist ein
wirklicher Quantensprung der In-
tegration der -Finanzmärkte, ein
neues Stück Europa, eine wirkli-
che Integrationsrevolution. Sie
war vor zehn Jahren noch völlig
undenkbar.

Die Bankenaufsicht für system-
relevante große Institute soll zu-
künftig von der EZB übernommen
werden. Der Finanzminister hat
eben ausgeführt, dass es nicht
ganz einfach ist, Geldpolitik und
gleichzeitig Bankenaufsicht zu be-
treiben. Wir brauchen eine adä-
quate Trennung dieser beiden Be-
reiche, und wir brauchen die Per-
spektive, dass die Bankenaufsicht
in Zukunft wieder aus der EZB he-

rausgelöst und in eine eigenstän-
dige Behörde überführt wird.

Die Bankenaufsicht muss so ge-
staltet werden, dass sie schlagkräf-
tig ist, dass sie leistungsfähiger ist
und über den notwendigen Biss
verfügt. Wer Banken sanieren und
abwickeln muss und will, braucht
dazu Geld, im Regelfall viel Geld.
Wir wollen, dass dieses Geld zu-
künftig nicht mehr vom Steuer-
zahler aufgebracht wird. Ein zen-
trales Instrument in diesem Zu-
sammenhang ist der Bankenhaf-
tungsfonds. Er soll von Beiträgen
der Banken gespeist werden. Der
Fonds soll nach einer Übergangs-
frist in acht Jahren mit einem Vo-
lumen von 55 Milliarden Euro zur
Verfügung stehen. Die Ausgestal-
tung der Beiträge, die die Banken
zu leisten haben, wird durch ei-
nen delegierten Rechtsakt auf eu-
ropäischer Ebene festgelegt. Ohne
ein faires System der Bankenabga-
be wird es allerdings keine Zu-
stimmung meiner Fraktion zu
dem Gesamtpaket geben. Das ist
für uns ein ganz wichtiger Punkt.

Banken mit hohem Risiko müs-
sen den Löwenanteil der Mittel
aufbringen. Wer höhere Risiken
hat, muss höhere Abgaben zahlen.
Das bedeutet auch, dass diese Bei-
träge nicht von der Steuer abge-
setzt werden dürfen.

Wir haben gehört, dass es eine
Haftungskaskade gibt. Bevor diese
Mittel in Anspruch genommen
werden, müssen die Anteilseigner
und Gläubiger die Verluste bis zu
einem Gesamtvolumen von 8 Pro-
zent der gesamten Verbindlichkei-
ten nebst Eigenmitteln tragen. Mit

dieser Haftungskaskade wird das
Ziel einer Entlastung des Steuer-
zahlers umgesetzt. In Deutschland
wird die -Finanzmarktstabilisie-
rungsanstalt die Sanierung und
Abwicklung für eine Übergangs-
zeit durchführen. Danach wird
das Ganze in die BaFin überführt
und dort als sogenannte Anstalt in
der Anstalt angesiedelt. Wir wer-
den im Beratungsprozess dieser
Gesetzentwürfe über eine ganze
Reihe von Fragen zu diskutieren
haben. Dabei geht es um die Frage
eines möglicherweise zwangswei-
sen Rechtsformwechsels in einer
Krisensituation. Das betrifft Spar-
kassen und Genossenschaftsban-
ken.

Mit diesem Gesetzespaket wird
eine neue Ära eines reformierten
Finanzsektors begonnen. Er wird
sicherer und stabiler sein. Im Falle
einer Krise werden zukünftig der
Eigentümer und der Gläubiger
und wird nicht mehr der Steuer-
zahler zur Kasse gebeten. Auch
Banken können dann abgewickelt
werden. Dieser Bereich wird dann
keine marktwirtschaftsfreie Zone
mehr sein, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Außerdem sprachen: Manuel
Sarrazin (Bündnis 90/Die Grünen),
Antje Tillmann (CDU/CSU), Lothar
Binding (SPD), Norbert Barthle (CDU/
CSU) und Alexander Radwan (CDU/
CSU).
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Klaus Ernst, DIE LINKE:

Viele Fragen
sind ungeklärt

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Es ist gut, dass wir heute hier
noch einmal über die Han-
delsabkommen reden kön-

nen. Es ist ebenfalls gut, dass in
der Öffentlichkeit darüber eine
sehr kritische Diskussion stattfin-
det. Viele Fragen sind ungeklärt.

Wir haben eine Große Anfrage
an die Bundesregierung gerichtet
und zum Beispiel ge-
fragt: Warum werden
die Verhandlungen
hinter dem Rücken
der Menschen ge-
führt? Was haben die
Verhandler eigent-
lich zu verbergen?
Zweitens: Warum
soll ein besonderes
Konzernklagerecht
an den nationalen
Gerichtsbarkeiten vorbei einge-
führt werden?

Es besteht die Gefahr, dass es zu
Absenkungen von demokratisch
beschlossenen Standards vom Ar-
beitsschutz bis zum Verbraucher-
schutz kommt. Wir wollten Klar-
heit. Die Antwort der Bundesregie-
rung fiel dagegen eher klein aus,
und unsere Befürchtungen sind
durch die Realität bestätigt wor-
den.

Zwei Beispiele: Wir fragten, was
die Bundesregierung unternimmt,
um Transparenz herzustellen. Die
Antwort war, die Bundesregierung
setze sich dafür ein. Nach wie vor
sind aber nicht einmal die Ver-
handlungsmandate, also die Ziel-
setzung, was überhaupt verhan-
delt wird, der Öffentlichkeit be-
kannt. Ist das unser Verständnis
von Transparenz? Die Regierung
verweist auf die Notwendigkeit ei-
nes einstimmigen Ratsbeschlusses,
wenn man das ändern wolle.
Wenn unsere Bundesregierung
wirklich mehr Transparenz will,
wann hat sie dann einen solchen

Beschluss beantragt, und wann
wurde er abgelehnt? Ist es nicht
schon unglaublich, dass wir über
das Ganze im Unklaren gelassen
werden? Bezogen auf CETA weiß
die Öffentlichkeit nicht einmal,
was das Mandat der Europäischen
Union ist.

Zweites Beispiel: Hauptziel der
Verhandlungen soll der Abbau
nichttarifärer Handelshemmnisse
sein. Auf die Frage, was denn
nichttarifäre Handelshemmnisse
eigentlich seien, bekamen wir die
Antwort, es gebe keine Definition.
Wenn es gar keine Definition gibt,
woher nimmt die Bundesregie-
rung dann eigentlich ihre Sicher-
heit, dass Arbeitsschutzvorschrif-
ten und Arbeitnehmerschutzrech-
te keine nichttarifären Handels-
hemmnisse sind und diese somit
nicht betroffen sind? So geht es in
der Antwort der Bundesregierung
von Seite zu Seite.

Aber es gibt et-
was anderes, etwas
Erhellendes, das
zeigt, worum es
wirklich geht. Das
ist der Text des
Handelsabkom-
mens mit Kanada,
CETA, der inzwi-
schen vorliegt, na-
türlich auch ge-
heim, nicht für die

Öffentlichkeit, inzwischen aber
Gott sei Dank im Netz veröffent-
licht. Da kann man nachlesen,
was wirklich ausgehandelt worden
ist.

Dieses Abkommen CETA ist des-
halb so wichtig, weil es die Blau-
pause für das Abkommen mit den
USA sein wird. Wer heute die Süd-
deutsche Zeitung gelesen hat,
weiß, dass De Gucht, also der zu-
ständige EU-Kommissar, das auch
explizit so sieht. Er sagt: TTIP be-
ruht letztendlich auf dem Abkom-
men CETA. – Was ist also in CETA
drin, und was ist nicht drin?

Obwohl uns die Bundesregie-
rung in der Antwort auf die Große
Anfrage und auch sonst versichert,
ein besonderer Schutz von Inves-
toren durch besondere private
Schiedsgerichte sei nicht notwen-
dig, sie wolle das nicht, ist er im
CETA-Abkommen drin. Die Süd-
deutsche Zeitung zitiert aus einem
internen Gesprächsprotokoll aus
Brüssel. Danach haben die Vertre-
ter Deutschlands erklärt, dass
Deutschland die Kapitel zum In-

vestitionsschutz in der vorliegen-
den Textfassung nicht für zustim-
mungsfähig hält.

Meine Damen und Herren, das
scheint die EU aber nicht beson-
ders zu interessieren. Schlagen Sie
heute einmal die Süddeutsche Zei-
tung auf und schauen Sie nach,
was De Gucht da sagt! Er sagt
letztendlich, dass ihn überhaupt
nicht interessiert, welche Position
wir hier haben. Er erklärt: Wenn
wir die Verhandlungen über CETA
wieder neu öffnen, ist das Abkom-
men tot. – Er lehnt jede Verände-
rung an dem Abkommen ab – je-
de Veränderung!

Im Gegensatz zum Investoren-
schutz, der enthalten ist, sind
nicht einmal die ILO-Kernarbeits-
normen als Grundlage zur Rege-
lung der Arbeitsbeziehungen auf-
genommen. Kanada hat nämlich
die ILO-Bestimmungen nicht voll-
ständig übernommen. Aber es soll
ja nicht zum Abbau von Standards
im Bereich der Arbeitsregelungen
kommen. – Die Liste ließe sich
noch lange fortsetzen.

Übrigens ist nach wie vor auch
die Frage offen, ob wir hier zu-
stimmen müssen, dürfen, können,
wenn solche Abkommen abge-
schlossen werden. Die Europäi-
sche Union hat hier eine ganz an-
dere Position als die Bundesregie-
rung.

Auch in den Reihen der SPD
wird der Widerstand immer grö-
ßer; das ist schön. Es freut mich
natürlich, dass deshalb ein Partei-
konvent der SPD beschlossen hat,
dass diesen Abkommen einige
Giftzähne gezogen werden sollen.
Ich halte es für vollkommen rich-
tig, dass man diese Giftzähne
zieht. Dieser Beschluss Ihres Par-
teikonvents nützt aber nichts,
wenn er ein Parteibeschluss bleibt.
Wenn er wirklich Wirksamkeit
entfalten soll, muss das Beschluss-
lage in diesem Parlament werden.
Meine sehr geehrten Damen und
Herren, wenn das gelingt, dann
haben Sie etwas Vernünftiges hin-
gekriegt.

Meine Damen und Herren, was
haben Sie in Ihrem Beschluss fest-
gelegt? Sie haben festgelegt: kein
Investorenschutz und keine priva-
ten Schiedsgerichte in diesen Ab-
kommen. Sie haben festgelegt:
Die ILO-Arbeitsnormen müssen
Grundlage sein. Sie haben festge-
legt: öffentliche Daseinsvorsorge,
parlamentarische Hoheit über die

Regelung von Standards usw. Ge-
nau diesen Beschluss müssen wir
hier fassen, wenn man das
Schlimmste verhindern will. Ich
bin gespannt – das sage ich, weil
ich gerade Ihre Zwischenrufe höre
–, ob Sie Ihren Parteibeschluss
wirklich ernst nehmen oder ob
das, was Sie auf Ihrem Parteikon-
vent beschlossen haben, eine Luft-
nummer war. Wenn
Sie das wirklich
ernst meinen, dann
beschließen Sie es
hier und nicht nur
auf einem Partei-
konvent!

Ihr Beschluss
heißt in aller Klar-
heit, dass das CE-
TA-Abkommen in
der jetzigen Form
abgelehnt werden muss. Ihre An-
forderungen und Ihre Haltelinien
sind genau nicht enthalten.

Wenn De Gucht sagt: „Das ist
nicht mehr veränderbar“, das aber
nicht enthalten ist, dann bleibt
doch von der Logik her gar nichts
anderes übrig, als diese Geschich-
ten abzulehnen.

Morgen schon soll auf dem EU-
Kanada-Gipfel das Ende der CE-
TA-Verhandlungen verkündet wer-
den. CETA hat Präjudizwirkung;
ich habe es bereits gesagt. Glau-
ben Sie wirklich, dass sich die
Amerikaner mit weniger abspeisen
lassen, als Sie mit Kanada verein-
bart haben? Wenn Sie das, was Sie
selber der Öffentlichkeit verkün-
den in der Frage, was Sie wollen,
und auf einem Parteikonvent be-
schließen, hier ablehnen, dann
machen Sie sich so vollständig un-
glaubwürdig; schlimmer kann
man es sich eigentlich gar nicht
vorstellen.

Ich möchte noch eine kurze Be-
merkung zu dem Gutachten ma-

chen, Sigmar Gabriel, das von Ih-
rem Hause veröffentlicht wurde,
nämlich zu der Wirksamkeit und
Notwendigkeit dieser Schiedsver-
fahren. Wir haben das einmal re-
cherchiert. Es ist schon merkwür-
dig, dass der Gutachter, der dieses
Gutachten gemacht hat, selbst
Schiedsrichter bei internationalen
Schiedsverfahren ist. Wenn je-

mand als Gutachter
sozusagen vor der
Frage steht: „Führe
ich mich selber ad
absurdum, oder sa-
ge ich, dass ich not-
wendig bin?“, dann
weiß man doch,
was herauskommt.

Was das soll, das
versteht doch kein
Mensch.

Jetzt möchte ich Ihnen noch ein
Zitat des Gutachters mitgeben und
von Ihnen wissen, ob Sie das tei-
len. Der Gutachter sagt: Bedenken
gegen die Investitionsschutzrechte
gibt es nicht.

Weiter sagt er: Schiedsgerichte
sprechen Recht im Namen der
Parteien und nicht im Namen der
Völker und Bürger. – Das sei der
Vorteil.

Weiter sagt er: Schiedsgerichte
setzen Recht, indem sie normative
Erwartungen generieren und stabi-
lisieren. Damit üben sie ebenso
wie internationale und nationale
Gerichte öffentliche Gewalt aus.

Meine Damen und Herren, ich
möchte, dass öffentliche Gewalt
von öffentlichen Gremien ausge-
übt wird, aber nicht privatisiert
wird, was offensichtlich Ihr Gut-
achter will. Lehnen Sie diese Ge-
schichte ab. Dann machen Sie et-
was Vernünftiges.

(Beifall bei der LINKEN)
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Lehnen Sie
diese Geschichte

ab. Dann
machen Sie

etwas
Vernünftiges.

Warum werden
die Verhand-
lungen hinter

dem Rücken der
Menschen
geführt?

Die Freihandelsabkommen CETA und TTIP sind umstritten.
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Sigmar Gabriel, SPD, Bundesminister für Wirtschaft und Energie:

Wir brauchen Freihandel,
aber nicht um jeden Preis

Sigmar Gabriel (*1959)
Bundesminister

125 detaillierte Fragen hat
die Fraktion Die Linke ge-
stellt. Diese haben wir nach

bestem Wissen und Gewissen be-
antwortet. Ich frage mich aller-
dings – das will ich gleich am An-
fang meiner Rede an einigen Bei-
spielen aus Ihrer Rede nachweisen
–, ob Sie wirklich ein Interesse an
der Sache haben oder ob das alles
nur eine Showveranstaltung ist.

Herr Kollege Ernst, Sie fragen,
an welchem Tag denn nun die
Bundesregierung ihr prinzipielles
Problem mit dem Investor-Staat-
Schiedsverfahren deutlich ge-
macht habe und wann wir für die
Veröffentlichung des Mandats ein-
getreten seien. Sie haben gesagt,
wir würden von Transparenz re-
den, aber gar nicht dafür Sorge
tragen.

Ich sage Ihnen das. In der Sit-
zung des Ausschusses der Ständi-
gen Vertreter am 15. Mai hat die
Bundesrepublik
Deutschland die
Veröffentlichung
des Mandats bean-
tragt. Im Übrigen
wäre es albern, es
nicht zu veröffent-
lichen; denn es
steht längst im In-
ternet. Warum man
das vorher nicht ge-
macht hat, hat uns nicht über-
zeugt. Wir haben das aber nicht
hinbekommen, weil dies eines
einstimmigen Beschlusses bedarf
und elf Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union dagegen ge-
stimmt haben.

Tun Sie doch bitte nicht so. Sie
versuchen, uns in die Ecke zu
drängen, wir redeten öffentlich
anders, als wir tatsächlich handel-
ten.

Ich werde nachher nachweisen,
warum jeder hier im Saal guten
Gewissens Ihren Antrag ablehnen
kann. Bereiten Sie sich schon ein-
mal auf eine schwierige Lage vor;
denn das, was Sie fordern, haben

wir längst getan. Auch das werde
ich Ihnen nachher vorlesen.

Meine Damen und Herren,
nach meinem Eindruck ist die Op-
positionsfraktion Die Linke an ei-
nem transatlantischen Freihan-
delsabkommen ohnehin nicht in-
teressiert. Dabei ist es vollkom-
men egal, was wir aushandeln.

Das Ganze passt Ihnen weder in
Bezug auf die Freiheit des Han-
dels, noch passt es Ihnen in Rich-
tung eines transatlantischen Bünd-
nisses. Es ist ganz egal, was wir
verhandeln. Am Ende werden Sie
gegen jedes Abkommen sein;
denn Sie wollen weder das eine
noch das andere.

Im Grunde heißt Ihre Parole:
Schotten dicht. – Das ist aber kei-
ne Parole, die wir für unser Land,
für Europa und für den Welthan-
del als sinnvoll erachten. Im Ge-
genteil, das wäre ein Schritt zu-
rück in Richtung Nationalismus
und Provinzialismus.

Sie behaupten doch, Arbeitneh-
merinteressen zu vertreten. In un-
serem Land und in Europa arbei-
ten Millionen Menschen in der In-
dustrie und im Dienstleistungsbe-
reich, die auf Freihandel angewie-
sen sind.Hunderttausende von
Menschen arbeiten in mittelstän-
dischen Unternehmen, für die es
heute sehr schwer ist, zum Bei-
spiel auf dem nordamerikani-
schen Markt Fuß zu fassen und
die dort kaum eine Chance haben.

Sie sind natürlich dagegen, weil
sie den Leuten den Eindruck ver-

mitteln, dass es bes-
ser ist, national ge-
schützt zu bleiben.
Übrigens: Wer sich
noch einmal daran
erinnert, wie Ihre
Fraktion über
Europa hergezogen
ist, hat eine Vorstel-
lung vom national-
staatlichen Denken,

dem Protektionismus, der bei Ih-
nen zu Hause ist.

Sie sind mit dieser Position eine
richtige Jobkillerpartei in Deutsch-
land.

Aus Ihrer Partei wurde ein Pro-
grammentwurf für die Europa-
wahl vorgelegt, in dem Sie sich
massiv gegen Europa gestellt ha-
ben. Als die Europäische Union
den Friedensnobelpreis bekom-
men hat, kam aus Ihrer Partei die
Behauptung, die Europäische Uni-
on sei ein Kriegstreiber. Aus Ihrer
Partei kamen Vorschläge, den Euro
aufzulösen und ganz Südeuropa
damit in die Katastrophe zu schi-
cken.

Es liegt auf einer Linie, dass Sie
den Menschen etwas über die
Notwendigkeit von Europäisie-
rung und Internationalität vorma-
chen. Hinter dem Vorhang treffen
Sie sich bei dieser Frage mit der
AfD. So läuft das bei Ihnen.

Dann halten sie Sonntagsreden:
Wir brauchen Regeln für die Glo-
balisierung! – Beim ersten Ver-
such, mit dem Mutterland der
Globalisierung Regeln zu verhan-
deln, fordern Sie gleich den Ab-
bruch der Verhandlungen. Wenn
wir dem folgen, wäre nur meine
Bitte: Nie wieder eine Rede über
Globalisierungsregeln. Sie haben
doch gar nicht den Mut, sich auf
Verhandlungen einzulassen. Sie
wollen sie lieber vorher abbre-
chen, damit Sie nicht in öffentli-
che Erklärungsnot kommen. Das
ist die Politik, die Sie betreiben.

Klar ist auch: Nichts ist unter-
schrieben, nicht einmal das kana-
dische Abkommen. Deswegen ist
es auch richtig, dass wir darüber
reden. Weil die Verhandlungen of-
fen sind, haben der DGB und das
Wirtschaftsministerium etwas
ganz Einfaches getan. Wir haben
Anforderungen an die Freihan-
delsgespräche zwischen der EU
und den USA definiert. Natürlich
sind das auch Anforderungen, die
für CETA gelten müssen. Hier ist
es nur deshalb schwerer – da hatte
der Kollege Ernst recht –, weil ers-
tens die Verhandlungen weit fort-
geschritten sind und zweitens bei
CETA – anders als bei TTIP – der
Investi-tionsschutz im Mandat oh-
ne Einschränkungen enthalten ist.
Das ist bei TTIP nicht der Fall.
Dort ist es optional, deswegen ist
es dort schwieriger.

Trotzdem sage ich Ihnen: Ich
bin dagegen, dass Sie immer
Herrn De Gucht zitieren. Der ist
auf dem Weg in die Rente. Der
scheidet aus der Kommission aus.
Ich würde das lesen, was der neue
Kommissionspräsident zu diesem
Verfahren sagt. Das gibt Ihnen
vielleicht ein bisschen Hoffnung.
Jean-Claude Juncker sagte am 15.
Juli in seiner Erklärung gegenüber
dem Europäischen Parlament: Das
Abkommen wird nicht zu jedem
Preis -geschlossen. Wir können
nicht unsere Standards im Ge-
sundheitsbereich senken. Wir
können nicht unsere Standards im
Sozialbereich senken. Wir können
nicht unsere Datenschutzstan-
dards senken. Ich möchte nicht,
dass der Datenschutz überhaupt
Teil der Verhandlungen wird. Ich
will nicht, dass wir eine parallele
Geheimgerichtsbarkeit schaffen.

Die Vereinigten Staaten wie
Europa sind Rechtsstaaten. Wir
wenden das Recht an. Wir werden
die Verhandlungen mit maximaler
Transparenz führen. –

Das sagt derjenige, der jetzt ins
Amt kommt. Sie zitieren denjeni-
gen, der aus dem Amt geht. Wir
wollen lieber mit dem reden, der
jetzt etwas zu sagen hat, und nicht
mit dem, der in der Tat nichts
mehr zu sagen hat. Da sage ich: Es
ist auch gut so, dass er nichts
mehr zu sagen hat.

(Beifall bei der SPD)
Ich zitiere noch

einmal Jean-Claude
Juncker:

Ebenso wenig
werde ich akzeptie-
ren, dass die Recht-
sprechung der Ge-
richte in den EU-
Mitgliedstaaten
durch Sonderrege-
lungen für Investo-
renklagen eingeschränkt wird.
Rechtsstaatlichkeit und Gleichheit
vor dem Gesetz müssen auch in
diesem Kontext gelten.

Das ist die Verhandlungspositi-
on des neuen Kommis-sionspräsi-
denten. Ich finde, es ist die richti-
ge Verhandlungsposition; ihr wol-
len wir uns anschließen. Insofern
sind die Dinge, die wir mit dem
DGB verabredet haben, für mich
in der Tat verbindliche Leitlinien
für die Gespräche mit der Kom-
mission.

Gemeinsam haben BMWi und
DGB zuerst die Chancen dieses
Freihandelsabkommens beschrie-
ben. Das ist ganz interessant: Sie
beziehen sich in Ihrem Antrag am
Ende darauf, wenn Sie sinngemäß
sagen, wir sollten mit den Ver-
handlungen neu beginnen. Ich sa-
ge Ihnen: Erstens finde ich es doch
ein bisschen komisch, dass, un-
mittelbar nachdem wir das mit
dem DGB vereinbart haben, Fol-
gendes veröffentlicht wird – und
zwar wird Klaus Ernst persönlich
zitiert –:

Linkspartei enttäuscht vom
DGB

Fraktionsvize findet Gewerk-
schafts-Offenheit für das TTIP-Ab-
kommen „unverständlich“

Und dann kommen Sie hierher
und sagen zu uns, Sie fänden es
doch wunderbar, was der DGB
mit uns verabschiedet hat; wir
sollten doch mal dazu stehen.

Erstens. Ich stelle fest: Sie möch-
ten gerne, dass der Deutsche Bun-
destag und die SPD-Fraktion ei-
nem Papier zustimmen, das ich
mit den deutschen Gewerkschaf-
ten erarbeitet habe und das Sie
selber ablehnen und kritisieren.

Zweitens. Ich weiß nicht, ob Sie
Ihren Antrag kennen; ich lese ihn
zur Sicherheit vor.

Darin steht – Drucksache 18/
2611 –:

Der Deutsche Bundestag fordert
die Bundesregierung auf, das CE-

TA-Verhandlungsergebnis zurück-
zuweisen und darauf hinzuwir-
ken, dass die Verhandlungsman-
date der EU-Kommission für TTIP
und CETA im Sinne der Mindest-
bedingungen geändert werden.

Das ist doch Ihr Antrag, dem
wir zustimmen sollen, oder?
Dann sind wir glaubwürdig, oder?
Einverstanden? Passen Sie mal auf:
Am 12. September 2014 hat die
Bundesregierung über das Bundes-
wirtschaftsministerium folgende
Erklärung zum Entwurf des CETA-
Vertrags abgegeben, im Drahtbe-

richt dokumentiert:
Deutschland unter-
streicht, dass aus
Sicht der Bundes-re-
gierung Investiti-
onsschutz in CETA
nicht erforderlich
ist. Zwischen entwi-
ckelten Rechtssyste-
men wie Kanada
und EU braucht

man keinen völkerrechtlichen In-
vestitionsschutz. Jedenfalls müs-
sen die Bedingungen aus deut-
scher Sicht an wichtigen Stellen
nachgebessert werden. Das Kapitel
Investitionsschutz ist in der vorlie-
genden Fassung der EU für
Deutschland nicht zustimmungs-
fähig.

Sie fordern uns in Ihrem Antrag
auf, etwas zurückzuweisen. Aber
das haben wir schon getan. Wis-
sen Sie, warum wir Ihren Antrag
ablehnen werden? Wir werden ihn
aus zwei Gründen ablehnen. Ers-
tens, weil er unehrlich ist, da Sie
das DGB-Abkommen kritisieren,
und zweitens, weil er erledigt ist,
weil wir das, was Sie fordern,
längst getan haben.

Wenn Sie uns wirklich in
Schwierigkeiten hätten bringen
wollen – ein Tipp für die nächste
Sitzung, dann hätten Sie den
Mumm haben müssen, den ge-
samten mit dem DGB vereinbar-
ten Text zur Abstimmung zu stel-
len. Aber den Mut hatten Sie
nicht, weil darin steht, dass die
Gewerkschaften das Freihandels-
abkommen prinzipiell für eine
gute Sache halten. Der Unter-
schied ist: Die wissen, dass das
Millionen von Jobs sichern kann,
und Sie wissen das nicht.

Es ist völlig klar, dass wir das In-
vestor-Staat-Schiedsverfahren ab-
lehnen. Bei CETA haben wir das
Problem, dass die Verfahren Teil
des Verhandlungsmandats sind.
Trotzdem bemühen wir uns, auch
hier Veränderungen herbeizufüh-
ren. Das ist schwieriger als bei
TTIP. Aber ich bin sicher, dass die
Debatte längst nicht zu Ende ist.

Im Übrigen empfehle ich tat-
sächlich, das Mandat nachzulesen,
auch TTIP; denn darin werden
Sach-verhalte aufgegriffen, die in
der öffentlichen Debatte immer
infrage gestellt werden. Es steht
zum Beispiel darin, dass das Ab-
kommen auch Mechanismen zur
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Ich bin dagegen,
dass Sie immer
Herrn De Gucht
zitieren. Der ist
auf dem Weg in

die Rente.

Die Vereinigten
Staaten wie
Europa sind

Rechtsstaaten.
Wir wenden das

Recht an.
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Unterstützung der Förderung
menschenwürdiger Arbeit durch
die wirksame interne Umsetzung
der Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
umfassen wird. – Warum haben
Sie das vorhin eigentlich nicht zi-
tiert? Für TTIP gibt es doch gar
keinen Verhandlungstext. Es ist
das Mandat, in dem steht: Ihr
müsst die Kernarbeitsnormen
durchsetzen.

Man merkt bei Ihnen relativ
schnell, worum es geht. Sie nutzen
Ängste – die in Teilen im Übrigen
durchaus berechtigt sind; ich kriti-
siere überhaupt nicht, dass Fragen
gestellt werden – für Ihre ziemlich
populistische und platte Strategie,
um Ihren Nationalismus und Ih-
ren Provinzialismus voranzubrin-
gen. Sie finden in der Antwort der
Bundesregierung viele Beispiele
dafür, dass die Bundesregierung
und die Europäische Kommission
schon jetzt mehr Transparenz
schaffen, unter der neuen Kom-
missarin hoffentlich noch mehr.
Die EU-Kommission informiert
regelmäßig Zivilgesellschaft und
Verbände, auch der Deutsche Bun-
destag wird regelmäßig informiert.
Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie hat im Mai au-
ßerdem einen Beirat für TTIP be-
rufen – das gilt sicher auch für CE-
TA –, dem Vertreter von Wirt-
schaft, Gewerkschaften, Sozial
, Umwelt- und Verbraucherschutz-
verbänden sowie des Kulturbe-
reichs angehören. Ich hoffe, dass
das in der Europäischen Union
Beispiel macht.

Der Investitionsschutz ist schon
von der alten Bundesregierung in
der Art, wie er jetzt geplant ist,
nicht für erforderlich gehalten
worden. Daran hat sich nichts ge-
ändert. Übrigens gibt es inzwi-
schen auch in den USA und Kana-
da Freihandelsabkommen ohne
solche Bestimmungen, zum Bei-
spiel zwischen den USA und Aust-
ralien, Singapur oder Israel. In je-
dem Fall muss der
Handlungsspiel-
raum des Gesetzge-
bers gewahrt blei-
ben. Darauf wer-
den wir nicht nur
bei den Verhand-
lungen mit den
Vereinigten Staaten
achten, sondern
jetzt auch in der
Debatte über das
kanadische Abkommen, dessen
Ausarbeitung leider viel weiter vo-
rangeschritten ist. Es darf keine
doppelten Standards geben. Es
darf nicht sein, dass internationale
Investoren vor Schiedsgerichten
Rechte und Einflussmöglichkeiten
erhalten, die nationale Unterneh-
men im eigenen Land nicht ha-
ben. Das macht deutlich, dass
auch die Wettbewerbsgleichheit
notwendig ist.

Im Verhandlungsmandat für

TTIP ist kein Automatismus zur
Einrichtung von Investor-Staat-
Schiedsver-fahren vorgesehen.
Deswegen ist es gut, dass die EU-
Kommission die Verhandlungen
darüber ausgesetzt hat und ein
Konsultationsverfahren durch-
führt. Allerdings haben die Kom-
mission und der Europäische Rat
bei CETA – ich glaube, im Jahr
2011 – das Europäische Parlament
ignoriert und Investor-Staat-
Schiedsverfahren im Mandat vor-
gesehen. Ich bin der Überzeu-
gung: Auch bei CETA ist diese
Form von Investor-Staat-Schieds-
verfahren überflüssig. Deswegen
habe ich Ihnen eben noch einmal
die Stellungnahme des Bundes-
wirtschaftsministeriums im han-
delspolitischen Ausschuss der EU
am 12. September 2014 vorgetra-
gen. Darin steht, was Sie vom Par-
lament verlangen, nämlich dass
die Bundesregierung das Schieds-
verfahren zurückweisen soll. Das
ist erfolgt. Ihr Antrag hat sich des-
halb erledigt, sehr geehrter Herr
Ernst.

Das Kapitel zum Investitions-
schutz ist laut Protokoll – ich zi-
tiere – „in der vorliegenden Text-
fassung für DEU nicht zustim-
mungsfähig“. – Wir haben also
klar Stellung bezogen. Ich bin der
Auffassung, dass es im deutschen
Interesse ist, CETA an dieser Stelle
zu verändern und auch zum Er-
folg zu bringen. Wir haben für
Europa viel erreicht. Wir haben
Zugang für öffentliche Beschaf-
fung bis hinab zur Ebene der Pro-
vinzen erreicht. Produkt- und Her-
kunftsbezeichnungen sind gesi-
chert. CETA ist ein gutes Abkom-
men. Es wäre falsch, es jetzt
grundsätzlich infrage zu stellen
oder sich bereits jetzt dagegen zu
positionieren. Wir müssen viel-
mehr versuchen, diesen kritischen
Punkt mit der EU und mit Kanada
weiterzuverhandeln. Er ist viel zu
unbedeutend – das sagt der Gut-
achter aus –, als dass wir deshalb

das gesamte Abkom-
men jetzt schon so-
zusagen in den Or-
kus schicken sollten.
Ich glaube, dass das
letzte Wort noch
nicht gesprochen ist.

Morgen wird die
EU erklären, dass
die Verhandlungen
abgeschlossen sind.
Das kann ich verste-

hen. Die Kommission geht aus
dem Amt und will noch etwas -ab-
liefern. Das ist aber am 18. Okto-
ber 2013 schon einmal passiert,
und danach ist trotzdem kräftig
weiterverhandelt worden. Wir wer-
den vermutlich mindestens acht
Monate brauchen, bis die Überset-
zungen und die Voraussetzungen
für eine Unterzeichnung über-
haupt vorliegen. Wir sollten drin-
gend alles dafür tun, in dieser Zeit
Mehrheiten für die deutsche Posi-

tion, auch im Hinblick auf CETA
und das Investitionsschutzverfah-
ren, zu bekommen.

Viel einfacher wäre es, wenn es
Staat-zu-Staat-Schiedsverfahren
gäbe. Somit würde man verhin-
dern, dass Unternehmen einfach
loslaufen und versuchen, ihren In-
teressen Geltung zu verschaffen.
Ich weise aber auch darauf hin,
dass der Gutachter vom Max-
Planck-Institut der Überzeugung
ist, dass das jetzige Abkommen für
die Investoren eigentlich zu
schlechte Bedingungen schafft.

So wichtig und notwendig es ist,
die deutschen Positionen zu be-
schreiben, so wichtig ist es auch,
bei dieser Debatte auf Folgendes
hinzuweisen: Wir reden hier über
ein europäisches Projekt. Man
muss ein bisschen aufpassen, dass
man nicht glaubt, ausländische
Investoren hätten den Eindruck,
überall in Europa seien ihre Inves-

titionen so sicher wie in unserem
Land. Es gibt ein paar Mitglied-
staaten, in denen wir Verfahren
führen und Hermesbürgschaften
für die Zukunft
sperren, weil dort
der Investoren-
schutz nicht gege-
ben ist. Das heißt:
Wenn man beim
Thema Investoren-
schutz den Blick
nur auf Deutsch-
land richtet, dann
ist dieser natürlich
verkürzt.

Wir alle wissen: Es gibt Mit-
gliedstaaten der Europäischen
Union, in denen die Unterneh-
men nicht immer vor Willkür ge-
schützt sind und es eine politische
Einflussnahme gibt, die es ihnen
wirklich schwer macht. Deswegen
ist der Weg zum Freihandelsab-
kommen nicht so einfach, wie das

hier einige Kolleginnen und Kolle-
gen in der Öffentlichkeit immer
wieder gerne darstellen.

Ich bin der festen Überzeugung,
dass wir Freihandel
brauchen. Wir
brauchen Freihan-
del aber nicht um
jeden Preis. Ich bin
der festen Überzeu-
gung, dass wir kei-
ne Investor-Staat-
Schiedsverfahren,
wie sie hier vorge-
schlagen werden,
brauchen. Ich bin

auch der Überzeugung, dass wir
reden und verhandeln müssen. Es
macht keinen Sinn, die Verhand-
lungen jetzt abzubrechen, somit
Risiken für gegeben anzunehmen
und Chancen auf Arbeitsplätze in
Europa zu zerstören.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Auch bei CETA
ist diese Form
von Investor-

Staat-Schiedsver-
fahren

überflüssig.

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Schiedsverfahren steht
zu Recht in der Kritik

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Man kann vom ameri-
kanischen Chlorhuhn hal-

ten, was man will. Das antibioti-
kaverseuchte Hühnchen aus
Europa ist sicher nicht besser.
Aber eines hat das Chlorhühn-
chen erreicht: Es hat es geschafft,
dass der Scheinwerfer auf die Ver-
handlungen zu TTIP und CETA ge-
richtet ist. Wir führen eine schöne,
breite und öffentliche Debatte da-
rüber. Aber man hat den Ein-
druck, dass das vielen nicht ge-
fällt. Die EU-Kommission scheut
die öffentliche Auseinander-set-
zung darüber offensichtlich so
sehr, dass sie eine Europäische
Bürgerinitiative dazu ablehnt, sie
verhindert bzw. ausbremst.

Haben die Befürworter von TTIP
und CETA so wenig überzeugende
Argumente? Müssen sie die offene
Debatte so sehr scheuen? Im Fall
der Schiedsverfahren für Konzerne
stelle ich eindeutig fest: Ja.

Diese Schiedsverfahren stehen

völlig zu Recht in der Kritik. Hin-
terzimmergerichte urteilen, ob de-
mokratisch verfasste Gesetze den
Gewinninteressen der Unterneh-
men entgegenstehen. In der Kon-
sequenz droht, dass Bürgerinnen
und Bürger mit ihren Steuergel-
dern Millionen und Milliarden als
Schadensersatz zahlen müssen.

Das ist keine rein theoretische
Sache. Wir kennen solche Fälle be-
reits. Philip Morris zum Beispiel
verklagt Uruguay wegen Gesund-
heitsschutzmaßnahmen im -Be-
reich der Zigarettenindustrie auf
Schadensersatz in Millionenhöhe.
Oder Vattenfall: Vattenfall hat
Hamburg und die Bundesrepublik
Deutschland verklagt – im Fall der
Klage gegen die Bundesrepublik
Deutschlang wegen des Atomaus-
stiegs. Dabei geht es um Milliar-
densummen. Und diese Klage-
möglichkeit wollen Sie jetzt noch
ausweiten? Herr Gabriel erzählt
uns hier – das ist ja schön –, er
wolle sie nicht wirklich ausweiten.
Mir fällt da eine in einem ganz an-
deren Zusammenhang geäußerte
Formulierung ein: Verbale Aufge-
schlossenheit bei weitgehender
Verhaltensstarre.

Ich meine damit: Es ist ja schön,
was Sie uns hier alles erzählen.
Entscheidend ist aber nicht, was
Sie uns hier erzählen, sondern die
entscheidende Frage ist: Stimmt
die Bundesrepublik Deutschland
am Ende einem Abkommen zu, in
dem genau diese Klagemöglich-
keit enthalten ist? Das ist die ent-
scheidende Frage, und das ist das,
was wir von Ihnen wissen wollen.

Für Sie, Herr Gabriel, und für
die SPD müsste es doch eigentlich
eine klare Sache sein, auf welcher
Seite Sie stehen. Aber einge-
klemmt zwischen Frau Merkel
und dem BDI auf der einen Seite
und dem Widerstand der Bürge-
rinnen und Bürger, der Umwelt-
schutzbewegung, der Verbraucher-
schutzbewegung, der Kulturschaf-
fenden und der mittelständischen
Industrie haben Sie sich offen-
sichtlich für so eine Art Eiertanz
entschieden. Schauen wir uns an,
was am Wochenende passiert ist:
Am -Wochenende konnten wir ein
schönes Schauspiel beobachten.
Wir konnten wunderschön beob-
achten, wie sich die SPD auf ih-
rem Parteikonvent unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit, hinter
verschlossenen Türen darüber auf-
geregt hat, dass diese Verhandlun-
gen im Rahmen der Geheimdiplo-
matie stattfinden, dass es bei die-
sen Verhandlungen an Transpa-
renz mangelt. Ist Ihnen das nicht
selbst total absurd vorgekommen?

Am Ende haben Sie sich ent-
schieden – damit sind Sie ganz
zufrieden und glücklich –, gegen
diese Investitionsschutzverfahren
zu sein. Aber was war 48 Stunden
-später, Herr Gabriel? 48 Stunden
später haben Sie ein Gutachten
veröffentlicht, nach dem diese In-
vestitionsschutzklauseln gar nicht
so schlimm sein sollen. Das steht
in einem von Ihnen bestellten
Gutachten. Sie haben zu dem Gut-

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de
©

DB
T/

Ac
hi

m
M

el
de

Fortsetzung auf nächster Seite

Sie nutzen
Ängste für Ihre

ziemlich
populistische

und platte
Strategie.



10 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 40-41 - 29. September 2014

D10

achter schon einiges gesagt. Wis-
sen Sie, auch wenn dieser Gutach-
ter Wissenschaftler am Max-
Planck-Institut ist und wir diesem
Gutachter als Person nichts
Schlechtes nachsagen wollen, soll-
ten Sie sich einmal Folgendes
überlegen: Der Gutachter arbeitet
für diese Schiedsgerichte. Er ist
nominiert für diese Schiedsgerich-
te. Und Sie erwarten von ihm,
dass er diese Schiedsgerichte neu-
tral beurteilt? Das ist doch nicht
wirklich Ihr Ernst?

Ich habe den Eindruck, dass Sie
schlichtweg Ihr Einknicken vorbe-
reiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CDU, Sie haben eine ganz

schöne Kampagne mit vielen bun-
ten Bildern für TTIP gestartet. Rauf
und runter loben Sie die Chancen,
die dadurch für den Mittelstand
entstehen. -Hören wir uns doch
einmal gemeinsam an, was der
Mittelstand selbst dazu sagt. Ich
meine nicht das, was der Mittel-
stand nach Meinung der CDU zu
denken hat, sondern das, was der
Mittelstand selbst sagt. Eine gute
Quelle ist der Bundesverband der
mittelständischen Wirtschaft. Er
hat eine sehr klare Stellungnahme
abgegeben – ich darf zitieren –:

Der Investor-Staat-Streitbeile-
gungsmechanismus … ist in dem
geplanten TTIP-Abkommen zwi-
schen der Europäischen Union

und den USA überflüssig und
strikt abzulehnen. Die geplanten
Regelungen benachteiligen die
mittelständische Wirtschaft, he-
beln die Rechtsstaatlichkeit aus
und gehen so zu Lasten der Mit-
gliedsstaaten der EU.

Der Mittelstand fürchtet zu
Recht, dass diese Verfahren nur
den Großkonzernen nutzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CDU/CSU, -hören Sie
doch einfach auf den Mittelstand,
anstatt ihm zu sagen, was er zu
denken hat, und lehnen Sie diese
Verfahren doch einfach einmal
ab! Mich persönlich würde auch
interessieren: Was ist eigentlich
die Meinung der Bundesregie-

rung? Die Meinungen der einzel-
nen Teile haben wir inzwischen
gehört, aber es wäre doch schön,
bei dieser wichtigen
Frage zu hören, was
die gemeinsame Mei-
nung der Bundesregie-
rung ist. Es ist doch
vollkommen absurd,
wie gespalten Sie hier
auftreten.

Zum Abschluss. Ja,
wir wollen ein gutes
Abkommen. Wir wol-
len ein Abkommen,
das den Unternehmen und den
Menschen nutzt. Wir wollen ein
Abkommen, das unnötige Büro-
kratie und Zölle abbaut. Wir wol-

len ein Abkommen, das zu höchs-
ten Standards führt und diese
höchstens Standards zur Regel

werden lässt. Da-
zu sagen wir Ja.
Aber wir sagen
klar Nein zu ei-
nem Abkommen
voller Privilegien
für die Konzerne
und Nachteile
für die mittel-
ständische Wirt-
schaft, voller Ri-
siken für Ver-

braucher und Umwelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Dr. Peter Tauber, CDU/CSU:

Angewiesen auf Abbau von
Handelshemmnissen

Peter Tauber (*1974)
Wahlkreis Main-Kinzig – Wetterau ll –
Schotten

Es wird Sie nicht verwun-
dern: CDU und CSU sind
für die Freihandelsabkom-

men mit den USA und mit Kana-
da. Wir sind fest davon überzeugt,
dass nicht nur die Wirtschaft, son-
dern auch die Menschen in unse-
rem Land, die Menschen in

Europa und auch die Menschen in
den USA und Kanada von solchen
Abkommen profitieren können.
So gerne ich mit Ihnen, auch mit
Ihnen, lieber Herr Hofreiter, in
den kleinteiligen Disput eintrete,
tut es not, dass wir uns noch ein-
mal vergewissern, warum wir über
Freihandelsabkommen reden. Es
geht im Kern um die Frage, ob wir
als Europäer gemeinsam mit unse-
ren transatlantischen Partnern bis
weit in das 21. Jahrhundert hinein
weltweit Standards setzen oder ob
wir das nicht tun und anderen
überlassen. Das ist die zentrale
Frage dabei, warum wir für oder
gegen ein Freihandelsabkommen
sind. Sie haben sich entschieden,
dagegen zu sein. Das muss man
an dieser Stelle einmal festhalten.
Das bedeutet also: Sie sind bereit,
darauf zu verzichten, dass die Eu-
ropäer, die Amerikaner und Kana-

dier gemeinsam darüber reden,
welche Standards wir weltweit set-
zen wollen. Das kann man zu-
nächst einmal festhalten, bevor
wir uns den Details nähern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Linkspartei, zunächst ein-
mal beglückwünsche ich Sie zu Ih-
rem Mut. Fragen zu stellen, ist ja
nicht verkehrt; denn meistens
dient es der Bewusstseinserweite-
rung und auch der Bildung. Das
Ganze wird nur dann schwierig,
wenn Sie Fragen stellen, bei denen
man davon ausgehen kann, dass
sie Ihnen weiterhelfen, Sie dann
aber komplett die Antworten, die
die Bundesregierung Ihnen gege-
ben hat, ignorieren. Das hat man
an der Debatte und an Ihrem Bei-
trag, lieber Herr Ernst, sehr deut-
lich gemerkt.

Was haben Sie in der Vergan-
genheit getan, wenn über die Frei-
handelsabkommen geredet wur-
de? Sie haben jeweils nach Sym-
bolen gesucht, mit denen die
Ängste und auch die kritischen
Fragen von Menschen verstärkt
worden sind. Sie haben sich an
keiner Stelle in der Debatte darum
bemüht, Ängste und Sorgen auf-
zugreifen und ihnen positiv zu be-
gegnen, indem Sie sagen: Wir ver-
suchen, dies im Sinne der Men-
schen umzusetzen, Sorgen aufzu-
greifen und eine Antwort zu ge-
ben. – Das Erste war das Chlor-
hühnchen. Nachdem klar war,
dass das Chlorhühnchen mit dem
Freihandelsabkommen nicht
kommt, haben Sie sich etwas Neu-
es gesucht. Dann war es Fracking.
Sie sagten, dass Fracking durch die
Hintertür mit dem Freihandelsab-
kommen bei uns eingeführt wird.
Als klar war, dass auch Fracking
nicht durch die Hintertür mit dem
Freihandelsabkommen kommt,

haben Sie als Nächstes gesagt: Es
wird ja alles so geheim und in-
transparent verhandelt; man weiß
gar nicht, was wirklich kommt.

Nachdem jetzt klar ist, dass sehr
wohl für alle nachvollziehbar ist,
worüber wir da eigentlich reden,
rudern Sie ein bisschen herum.

Am Ende kommen Sie zu einer
grundlegenden Haltung. Bei den
Linken ist diese noch durch einen
tief verwurzelten Antiamerikanis-
mus gespeist. Bei den Grünen, bei
Ihnen, Herr Hofreiter, höre ich
jetzt eine leichte Wendung heraus:
Grundsätzlich ist man nicht dage-
gen.

Schauen Sie sich einmal selber
an, wie Sie sich dazu äußern.

An die Adresse der Linkspartei
gerichtet muss man sagen: Sie ha-
ben klar gesagt, Sie wollen ein
Freihandelsabkommen nicht posi-
tiv begleiten. Ich kann mich, ehr-
lich gesagt, an keine
politische Debatte
in diesem Hohen
Hause erinnern, in
der die Linkspartei
irgendein Projekt,
das in die Zukunft
weist, positiv beglei-
tet hätte; insofern
ist diese Haltung
nicht verwunder-
lich.

An die Adresse der Grünen:
Vielleicht haben Sie gelesen, was
Ihr grüner Ministerpräsident, Herr
Kretschmann, heute im Zeit-Inter-
view gesagt hat, an Ihre eigene
Adresse gerichtet.

Er sagt in dem Interview: Wa-
rum geht meine Partei so defensiv
ran, mit so einer Abwehrhaltung?
Da muss man doch offensiv rein-
gehen und das gestalten. – Das
sagt Ihr Ministerpräsident an Ihre
Adresse gerichtet. Vielleicht neh-
men Sie sich daran für die Zu-
kunft mal ein Beispiel. Genau da-
rum geht es bei dem Freihandels-
abkommen.

Warum ist so ein Abkommen
per se erst einmal eine gute Sache?
Wir müssen uns natürlich die In-
halte anschauen und dann ent-
scheiden – wobei Sie diese Ent-

scheidung durch Ihre ablehnende
Haltung schon vorwegnehmen. Es
kommt doch darauf an, dass wir
die richtigen Dinge hineinschrei-
ben. Aber wenn wir uns dem posi-
tiv nähern, dann ist ja die span-
nende Frage: „Warum wollen wir
dieses Abkommen?“, und es gibt
viele, viele gute Gründe:

Weltweit steht Deutschland auf
Platz eins der Länder mit der dich-
testen Vernetzung der Volkswirt-
schaften. Das heißt, wir sind ganz
besonders darauf angewiesen, dass
Handelshemmnisse abgebaut wer-
den, für unsere Wirtschaft, und
zwar nicht nur, wie Sie suggerie-
ren, für die großen Konzerne, son-
dern auch für die kleinen Unter-
nehmen, für den Mittelstand, für
viele KMU. Ich will Ihnen da
nachher gerne noch ein Beispiel
näherbringen.
Die University of Chicago hat in

einer aktuellen Stu-
die errechnet, dass
der reale Wohl-
stand in Deutsch-
land ohne diese
zahlreichen Han-
delsbeziehungen
nur halb so hoch
wäre. Und da stel-
len Sie ernsthaft
die grundsätzlichen
Vorteile eines sol-

chen Abkommens infrage? Das ist
in der Tat nur schwer nachvoll-
ziehbar.

Jetzt geht es um die Frage: Was
sind denn die auch von der Bun-
desregierung an vielen Stellen
schon formulierten roten Linien,
was ist denn unsere Position in
diesen Verhandlungen? Natürlich
haben wir klar gesagt, dass wir bei
der Nachhaltigkeit, beim Gesund-
heits-, Verbraucher- und auch Ar-
beitnehmerschutz, beim Waren-
handel positive Impulse setzen
wollen. Natürlich wollen wir kei-
ne Standards preisgeben. Sie sug-
gerieren das immer; aber in der
Antwort der Bundesregierung auf
die Große Anfrage der Linken
wird deutlich, dass wir die positi-
ven Impulse eines solchen Ab-
kommens stärken wollen. Dort
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heißt es – ich darf zitieren –:
Der Verzicht auf ein solches

Freihandelsabkommen zwischen
den beiden größten Wirtschafts-
räumen der Welt – Europa und
USA – würde zugleich den Ver-
zicht auf Einflussnahme für inter-
nationale Standards in den globa-
lisierten Wirtschaftsbeziehungen
bedeuten.
Das heißt, es geht nicht nur um
die wirtschaftlichen
Beziehungen zu
den USA, sondern
wir greifen weit da-
rüber hinaus, wenn
es darum geht, un-
seren Standards bei
den genannten
Punkten Verbrau-
cherschutz, Um-
weltschutz weltweit
zur Durchsetzung
zu verhelfen.

Dann gibt es eine zweite Legen-
de, die Sie immer wieder bemü-
hen: Nur die großen Konzerne
würden von solchen Abkommen
profitieren. – Das ist nicht so. Es
gibt dazu eine aktuelle Studie. Sie
haben die Zahlen des ifo-Instituts
erwähnt. Wir haben darauf zu-
rückgegriffen bei unserer Kampa-
gne für ein Freihandelsabkom-
men; denn diese Zahlen zeigen ge-
nau das Gegenteil: dass, wenn wir
das Abkommen gut verhandeln,

die normalen Bürgerinnen und
Bürger die Chance haben, davon
zu profitieren.

Das ist, glaube ich, ein ganz
wichtiger Punkt, der in der Debat-
te von Ihnen völlig negiert wird.

Sie behaupten ferner, das werde
alles geheim verhandelt und kei-
ner wisse, was in dem Abkommen
stehe. Ich frage mich ernsthaft,
was Sie für ein Selbstverständnis

als Abgeordnete ha-
ben und was für ei-
ne Kollegialität Sie
hier zum Ausdruck
bringen. Glauben
Sie ernsthaft, dass
die Kollegen in un-
serer Fraktion, dass
die Kollegen im Eu-
ropäischen Parla-
ment – egal wel-
cher Fraktion sie

angehören – so ein Abkommen
abnicken, ohne es sich anzuschau-
en, ohne eigene Vorstellungen ein-
zubringen?

– Es lässt tief blicken, was Ihr ei-
genes parlamentarisches Selbstver-
ständnis angeht, wenn Sie Kolle-
ginnen und Kollegen so etwas un-
terstellen. Das ist zutiefst unkolle-
gial und einfach nur billige Pole-
mik für den kurzen Effekt; mehr
ist es nicht.

Was sind die Vorteile, auch für
den Mittelstand? Wenn wir dieses

Abkommen gut verhandeln, dann
können in Europa mehr als 1 Mil-
lion zusätzliche Arbeitsplätze ent-
stehen. Sie appellieren doch im-
mer, dass wir Impulse setzen für
die Staaten in Süd-, Ost- und Mit-
teleuropa. Selbst in Deutschland,
das sagen Prognosen, könnten bei
den richtigen Rahmenbedingun-
gen 200 000 zusätzliche Arbeits-
plätze entstehen.

Der deutsche Export in die USA
könnte sich um 94 Prozent stei-
gern.

Das alles sind positive Chancen,
die nicht von vornherein gegeben
sind und die wir ergreifen müssen.
Es kommt auf das Ergebnis an.
Wenn wir immer nur darauf
schauen, dass es nicht klappt,
dann werden wir die Zukunft
nicht gewinnen. Deswegen ist es
so enorm wichtig, dass wir die
richtigen Leitplanken einziehen
und positiv in diese Debatte ge-
hen.

Dasselbe gilt in Bezug auf die
Steigerung der realen Löhne.
Wenn das Abkommen richtig ver-
handelt ist, dann kann jedem
Haushalt mit vier Personen am
Ende ein zusätzliches Einkommen
von bis zu 545 Euro zur Verfü-
gung stehen, ohne dass die Stan-
dards abgesenkt werden. Das ist
eine gute und wichtige Botschaft.

Es gibt einen schönen Satz der

Präsidentin des Gesamtverbandes
der deutschen Textil- und Modein-
dustrie, in dem viele kleine und
mittelständische
Unternehmen zu-
sammengeschlossen
sind. Sie hat gesagt,
es wäre ganz schön,
wenn man dieses
Thema „mal ohne
German Angst“ dis-
kutieren würde. Ge-
nau das müssen wir
tun, und dazu sind
Sie leider nicht in
der Lage.

Sie erinnert uns daran, dass die
deutsche Textil- und Modeindus-
trie einen Jahresumsatz von 28
Milliarden Euro hat, und sie ist
Weltmarktführer bei hochinnova-
tiven technischen Textilien für Me-
dizintechnik, Bautechnik, Luft-
und Verkehrstechnik. Aber: Für
diese Branche gibt es Handels-
schranken. Die Kosten für Ein-
fuhrabfertigung und Einhaltung
aller Vorschriften führen dazu,
dass sich die Produkte um bis zu
20 Prozent verteuern. Es gibt in
diesem Bereich eine Bürokratie,
die wir dringend abbauen müs-
sen, weil sie für kleine und mittel-
ständische Unternehmen schlicht-
weg nicht zu leisten ist.

Wenn Sie einen Männeranorak,
wesentlich aus Baumwolle, in die

USA exportieren wollen, dann
zahlen Sie dafür einen Zollsatz
von 9,4 Prozent.

Wenn derselbe
Anorak hauptsäch-
lich aus Chemiefa-
sern hergestellt ist,
dann liegt der Zoll-
satz bei 27 Prozent.
Das ist ein gutes
und ganz lebensna-
hes Beispiel, weg
von Ihren Angst-
szenarien, die Sie
aufbauen. Dieses

Beispiel zeigt, warum wir ein sol-
ches Freihandelsabkommen wol-
len. Davon profitieren nämlich
auch die Bürgerinnen und Bürger
und nicht nur die Industrie, und
es gilt, unseren Standards und
Werten auch im Wirtschaftsbe-
reich zur Durchsetzung zu verhel-
fen. Es wäre schön, wenn Sie sich
dem nicht weiter verschließen,
sondern einen Beitrag dafür leis-
ten würden, dass unser Land dort
eine Perspektive bekommt und
wir die transatlantische Partner-
schaft auch in diesem Bereich stär-
ken. Das wollen und das können
Sie aus ideologischen Gründen
nicht, und das ist sehr bedauer-
lich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)

Wolfgang Tiefensee, SPD:

Wir nehmen die
öffentliche Diskussion ernst

Wolfgang Tiefensee (*1955)
Landesliste Sachsen

Wir diskutieren einmal
mehr über TTIP und
über CETA. Diese De-

batte ist gut, weil wir das, was in
der Öffentlichkeit diskutiert wird,
sehr ernst nehmen. Ich will aus-
drücklich unterstreichen, dass wir
diese öffent-liche Debatte brau-
chen und all denjenigen, die sich
kritisch äußern, zurufen: Meldet
euch! Wir wollen mit euch disku-
tieren.

Was schlecht ist, ist die Grund-
lage der heutigen Debatte, näm-
lich die drei uns vorliegenden An-

träge. Einer ist von der Fraktion
Die Linke. Er zeichnet sich da-
durch aus, dass man das, was auf
dem Parteikonvent gesagt wurde,
als Steinbruch genommen hat,
sich genau die Passagen herausge-
sucht hat, die einem passen, sie
zusammengeschrieben und zu ei-
nem Antrag formuliert hat. Das,
liebe Fraktion der Linken, ist Kin-
dergarten, große Gruppe.

Etwas einfach nur abzuschrei-
ben, keine eigenen Ideen vorzutra-
gen und vor allen Dingen dann
auch noch den eigentlich ent-
scheidenden Punkt wegzulassen,
ist für ein solches
Haus eigentlich
nicht akzeptabel.
Das sollten Sie in
der Zukunft unter-
lassen.

Was meine ich
damit? In der öf-
fentlichen Debatte
kommt es zualler-
erst darauf an, zu
berichten, warum
wir ein solches Abkommen über-
haupt abschließen wollen, warum
es diese Verhandlungen gibt. Wir

müssen -zunächst deutlich ma-
chen, dass wir die Handelsräume
zusammenführen, die sogenann-
ten nichttarifären Handelshemm-
nisse, diese unsäglichen unter-
schiedlichen Normen und Stan-
dards, abbauen und die Verfahren
für Mittelstand und Großindustrie
erleichtern wollen. Wenn wir das
kommuniziert haben, dann soll-
ten wir auch -sagen, wo die roten
Linien sind. Genau das tun Sie
nicht. Sie suchen immer wieder
Gelegenheiten und Sie suchen –
wie in einem Steinbruch – Text-
bausteine, um deutlich zu ma-

chen: An dieser Stelle
mit uns nicht. – Ich
bitte Sie, irgendwann
ausdrücklich zu er-
klären: Wir wollen
keine Freihandelsab-
kommen. Wir wol-
len TTIP nicht. Wir
wollen CETA nicht.

In diesem Fall
würde Ihr Antrag aus
einem Satz bestehen.

Dann könnte man ihn viel einfa-
cher verstehen und natürlich viel
einfacher ablehnen.

Das Gleiche gilt im Übrigen
aber auch für den Antrag der Grü-
nen. Ich habe in den Gesprächen,
die wir nicht zuletzt auch im Aus-
schuss miteinander geführt haben,
gelernt, dass Sie offensichtlich
nicht zu der Fraktion gehören, die
Freihandelsabkommen grundsätz-
lich ablehnt.

Willkommen im
Klub! Das ist gut.
Sie machen das Ge-
genteil von dem,
was die Linke tut.
Aus den roten Lini-
en, also dem, was
wir in den Ver-
handlungen ver-
hindern wollen,
greifen Sie sich nur
einen Teil heraus – wahrscheinlich
den, der ganz besonders populär
ist.

Sie sprechen nicht davon, dass
wir verhandeln wollen, dass die
ILO-Kernarbeitsnormen in einem
Kapitel ihren Widerhall finden
müssen. Sie sprechen nicht davon,
dass es uns um öffentliche Da-
seinsvorsorge geht. Sie sprechen
nicht davon, dass wir die Stan-
dards nicht absenken wollen, son-
dern dass wir die US-Standards
und die europäischen Standards
auf das jeweils höchste Niveau he-
ben wollen. Sie sprechen nicht da-
von, dass wir bei Kultur und Me-
dien aufpassen wollen, dass bei-
spielsweise die Buchpreisbindung
nicht unter die Räder gerät.

Das alles spielt keine Rolle, weil
es in der Diskussion kein so
schlagkräftiges Argument ist. Sie
beziehen sich nur auf einen Teil.
Deshalb also meine Bitte: Reden
Sie Klartext. Stehen Sie zu den Ver-
handlungen. Stehen Sie dazu, dass
wir die Vorteile für den Mittel-

stand, für die Indus-
trie, für die Arbeit-
nehmerinnen und
Arbeitnehmer nut-
zen und dass wir al-
les Erdenkliche tun
wollen, dass diese
Abkommen zum
Abschluss kommen.
Oder stellen Sie sich
auf die andere Seite,
die alles grundsätz-

lich -ablehnt.
Ich will es hier noch einmal

ganz deutlich sagen:Die sozialde-
mokratische Fraktion wird alles
dafür tun, dass sowohl CETA als
auch TTIP keinen Investoren-
schutz und keine Schiedsgerichts-
klausel enthalten, dass die ILO-
Kernarbeitsnormen ihre Veranke-
rung finden, dass die Standards
nicht abgesenkt werden, dass der
öffentliche Dienst nicht gefährdet
wird, dass es keine genmanipulier-
ten Nahrungsmittel gibt. Das sind
unsere Ziele. Diese werden wir
durchsetzen, und zwar auf unse-
rem Wege.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)
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Das,
liebe Fraktion

der Linken,
ist

Kindergarten,
große Gruppe.

Glauben Sie, dass
die Kollegen so
ein Abkommen

abnicken,
ohne es sich

anzuschauen?

Das alles
sind positive

Chancen,
die wir

ergreifen
müssen.

Sie sprechen
nicht davon, dass

es uns um
öffentliche

Daseinsvorsorge
geht.
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Alexander Ulrich, DIE LINKE:

Abbruch der TTIP-Verhandlungen
– ohne Wenn und Aber

Alexander Ulrich (*1971)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Die Linken lehnen CETA
ab, und wir wollen, dass
die Verhandlungen zu

TTIP abgebrochen werden – ohne
Wenn und Aber. Wir lassen da kei-
ne Zweifel. Wir wollen Ihnen nur
die Chance geben, zu erklären, ob

Sie bereit sind, auch parlamenta-
risch für die roten Linien zu
kämpfen, die Sie am Wochenende
beschlossen haben. Die heutige
Debatte zeigt, dass Sie das nicht
wollen.

Wir haben einen Wirtschaftsmi-
nister, der uns heute erklärt, dass
alle diejenigen, die Kritik an die-
sen Verfahren, an diesen Inhalten
äußern, offensichtlich die Jobkil-
ler Deutschlands sind.Ich frage
Sie, Herr Wirtschaftsminister: Ha-
ben Sie schon einmal bemerkt,
dass wir auch ohne diese Verträge
sehr erfolgreich im Export sind?

Sie legen ja großen Wert auf das,
was Sie scheinbar mit dem DGB
beschlossen haben.

Ich möchte dazu einmal Herrn
Wetzel von der IG Metall zitieren,
der Folgendes gesagt hat – am
gleichen Tag, als Sie das Papier

veröffentlicht haben. Er sagt: Die-
ses Papier steht unter einem Vor-
behalt. Wortwörtlich:

Die IG Metall erwartet, dass die
Bundesregierung den aktuellen
Entwurf zum Handelsabkommen
CETA mit Kanada ablehnt und
dies auch auf EU-Ebene durch-
setzt. Das ist die Nagelprobe für
die Glaubwürdigkeit der Vereinba-
rung.

Sie bleiben hier auch die Ant-
worten schuldig. Sie erklären uns,
man bräuchte dem Antrag ja nicht
zuzustimmen, denn das wäre ja
schon umgesetzt. Dann frage ich
Sie in Ihrer Eigenschaft als SPD-
Parteivorsitzender: Wenn das
schon alles umgesetzt ist, warum
haben Sie dann am Wochenende
so viel Mühe gehabt, das bei Ihren
Leuten überhaupt durchzukrie-
gen?

Offensichtlich ist ja noch nichts
durchgesetzt.

Herr Tiefensee erklärt uns hier:
Investorenschutz soll aus TTIP he-
raus bzw. ist nicht Bestandteil. Gu-
cken Sie sich den Vertrag an, da
steht drin: „soll“ und „kann“. Na-
türlich: Jeder weiß doch, dass das,
was morgen veröffentlicht wird,
die Blaupause für TTIP ist. Oder
glauben Sie ernsthaft, dass die
Amerikaner mit der Europäischen
Union eine schlechtere Vereinba-
rung schließen als die Kanadier?

Wenn Sie sich hier hinstellen
und uns vorwerfen, wir würden
Arbeitsplätze gefährden, muss ich
sagen: Dann finden wir uns in ei-
ner richtig großen Runde von
-Umweltverbänden, von Verbrau-
cherschützern, kirchlichen Orga-
nisationen, mittelständischen Un-
ternehmen wieder. Auch viele
Kommunalpolitiker mit CDU-,
CSU- und mit SPD-Parteibuch ge-
hören dazu. Das geht bis zu den
Bierbrauern, Herr Kauder. Sie alle
haben Angst vor dem, was hier ge-
macht wird. Wenn diese ganzen
Organisationen quasi Jobs gefähr-
den, ja, dann muss ja etwas daran
sein, dass das wohl nicht so ist,

wie Sie sagen. Oder glauben Sie
wirklich, die IG Metall oder mit-
telständische Unternehmen wür-
den Kritik äußern, weil sie Jobs
vernichten wollen? Offensichtlich
ist die Bundesregierung nicht be-
reit, diese große Anzahl von Ver-
bänden, Organisationen ernst zu
nehmen. Sie will sie in eine Ecke
stellen. So kann man zwar Politik
betreiben, aber die SPD wird des-
halb nie mehr einen Kanzler stel-
len.

Gucken Sie sich einmal an, wie
viele Jobs durch das Abkommen
NAFTA „entstanden“ sind. In den
USA sind 1,2 Millionen Jobs ver-
loren gegangen, in Mexiko über 1
Million allein in der Landwirt-
schaft. Es gibt kein -Abkommen in
der Welt, das nicht Sozial- und die
Umweltstandards gefährdet und
nicht Jobs vernichtet hat. Sie füh-
ren hier eine Debatte ums Golde-
ne Kalb, nur um die Interessen der
Verbraucher und der Arbeitneh-
mer der Wirtschaft zu opfern. Sie
sind der verlängerte Arm der Kapi-
talisten und Großkonzerne.

(Beifall bei der LINKEN)
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Andreas G. Lämmel, CDU/CSU:

Freihandel hilft kleinen und
mittleren Unternehmen

Andreas G. Lämmel (*1959)
Wahlkreis Helmstedt – Wolfsburg

Das ist schon ein Trauer-
spiel, was sich heute hier
abspielt.

Nachdem ich die Beiträge vor
allem von der Linksfraktion ver-
folgt habe, muss ich klarstellen: Es
geht hier nicht um ein Beistands-
und Freundschaftsabkommen
zwischen sozialistischen Bruder-
ländern, bei dem einer bestimmt,
was zu tun ist, und den anderen
ausplündert. Vielmehr diskutieren
wir über Freihandelsabkommen,
die für die Welt sehr wichtig sind.

Herr Ernst, Sie haben sich hier
aufgeplustert. Ich kann Ihnen nur
raten: Bleiben Sie ruhig! Als vor
zwei Jahren das letzte Freihandels-
abkommen zwischen der Europäi-
schen Union und Südkorea ge-

schlossen wurde, ist das an Ihnen
wahrscheinlich völlig vorbeige-
gangen. Das Thema Welthandel
hat Sie damals überhaupt nicht
interessiert. Auf jeden Fall ist
schon zwei Jahre nach Abschluss
dieses Freihandelsabkommens
sichtbar, welche positiven Effekte
es für beide Seiten hat, sowohl für
die südkoreanische Wirtschaft als
auch in überproportionalem Ma-
ße für die deutsche Wirtschaft.

Dass nun die zwei wirtschafts-
stärksten Räume der Welt, die Eu-
ropäische Union und die Vereinig-
ten Staaten, begonnen haben,
über ein Freihandelsabkommen
zu verhandeln, ist doch das Beste,
was uns passieren kann. Es mag
sein, dass Ihnen das nicht passt.
Aber dass Sie Ihre Versuche, die
Sie in den letzten Monaten unter-
nommen haben, um dieses Ab-
kommen zu diskreditieren, nun
als Willen der Bürger darstellen,
ist schlimm. Herr Hofreiter, hier
kann ich Sie nicht herauslassen,
auch wenn Sie nun sagen, dass Ihr
Hinweis auf das Chlorhühnchen
nicht so ernst gemeint gewesen
sei. Tatsächlich haben Sie das
Chlorhühnchen als Beispiel ge-
nutzt, um von Anfang an die Ver-
handlungen zwischen den Verei-
nigten Staaten und Europa zu dis-
kreditieren. Nun bekommen Sie

es mit der Angst zu tun, weil Sie
offensichtlich die Geister, die Sie
riefen, nicht mehr einfangen
können.Die Grünen positionieren
sich wieder einmal ganz klar als
eine Partei, die sich gegen alles
stellt. Das ist nach wie vor Ihre
Position. Ich warte ab, was Ihr
heutiges „Ja, aber“ tatsächlich be-
deuten wird.

Nun zu den Schiedsgerichten.
Es wird so getan, als ob Schiedsge-
richte das Schlimmste auf der Welt
wären. Schiedsgerichte sind aber
keine neue Erfindung. Sie legen
beispielsweise Nachbarschafts-
streitigkeiten über Knallerbsen-
sträucher bei. Auch bei der Welt-
handelsorganisation und der
Weltschifffahrtsorganisation gibt
es Schiedsgerichte und Schiedsver-
fahren. Bei einem Schiedsgericht
ist es doch erstens wichtig, dass
man klar definiert, was denn über-
haupt Gegenstand eines Schieds-
verfahrens sein darf, zweitens, wie
man die Schiedsrichter beruft,
und drittens, wie öffentlich so ein
Verfahren ist. Deswegen kann man
aus meiner Sicht nicht von vorn-
herein sagen, Schiedsgerichte sei-
en definitiv abzulehnen. Darauf
hatte der Minister hingewiesen.
Sie von der linken Seite stellen es
so dar, als ob Deutschland Ver-
handlungsführer wäre. Das

stimmt nicht. Da müssen Sie ein-
mal die europäischen Verträge le-
sen. Sie lesen aber nur die Passa-
gen, die Ihnen irgendwie nützlich
sein könnten. In den europäi-
schen Verträgen steht ganz klar,
dass die Mitgliedstaaten das Recht
der Verhandlungen an die Euro-
päische Kommission abgetreten
haben. Die Bedingungen, über die
wir hier diskutieren, sind natür-
lich nicht in allen europäischen
Ländern gleich. Rumänien und
Bulgarien zum Beispiel sind Län-
der, bei denen man nicht davon
ausgehen kann, dass das rechtli-
che System so gestaltet ist wie in
Deutschland. Man muss bei die-
sen Verhandlungen natürlich
schon die Situation in allen euro-
päischen Ländern im Auge haben.

Die Freihandelsabkommen, die
bisher geschlossen worden sind,
sind ganz klar Abkommen zum
Vorteil von kleinen und mittleren
Unternehmen. Das Hauptfeind-
bild der Linken und der Grünen
sind die großen Konzerne, und es
wird behauptet, diese würden den
Staat und die Demokratie aushe-
beln. Der Hauptadressat von Frei-
handelsabkommen ist aber der
Mittelstand, weil genau der es sich
oftmals nicht leisten kann, zweite
Prüfverfahren durchzuführen oder
sich neuen Normen zu unterwer-
fen. Das heißt, wir müssen diese
Hemmnisse abbauen, damit sich
auch kleine und mittlere Unter-
nehmen frei auf den Märkten be-
wegen können. Darum geht es im
Wesentlichen.

Ich habe auch noch nie gehört,
dass Sie dagegen -wären, dass wir
zum Beispiel mit Japan ein weite-

res Freihandelsabkommen aus-
handeln wollen oder dass wir mit
den Mercosur-Ländern in Gesprä-
chen über ein Freihandelsabkom-
men sind. Sie sind in Ihrem Anti-
amerikanismus ausschließlich ge-
gen ein Abkommen mit den Verei-
nigten Staaten.

Eines dürfte sehr wichtig sein:
Wenn es gelingt, zwischen Europa
und Amerika ein Freihandelsab-
kommen zu schließen, das höchs-
te Standards hat – Sie behaupten
immer, in Amerika sei alles
schlecht und die Standards wür-
den den europäischen Standards
nicht entsprechen; das ist natür-
lich nur die halbe Wahrheit , glau-
ben Sie, dass dann in anderen Tei-
len der Welt Freihandelsabkom-
men geschlossen werden könnten,
die unter diesem -Niveau liegen?
Das heißt also, dass wir hier die
Trendsetter sind. Genau deswegen
ist es auch sehr wichtig, dass die
zwei größten Wirtschaftsräume
der Welt Handlungs-fähigkeit be-
weisen. Wir als CDU/CSU-Frakti-
on stehen zu den Verhandlungen
über das Freihandelsabkommen.
Wir sind dafür, dass diese Ver-
handlungen in absehbarer Zeit
zum Abschluss kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürze Version der De-
batte. Außerdem sprachen: Katharina
Dröge (Bündnis 90/Die Grünen), Dirk
Wiese (SPD), Hans-Peter Friedrich
(CDU/CSU), Sascha Raabe (SPD),
Matthias Heider (CDU/CSU) und Pe-
ter Beyer (CDU/CSU)
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Nachrichten

Der Ebola-Virus • Kommt die Hilfe zu spät?

Deutschland hilft
Deutschland hat bisher schon 
geholfen.
Es hat Geld nach Afrika geschickt.

Dieses Geld soll den Ländern helfen.
Und das im Kampf gegen Ebola.
Nun wurde aber beschlossen:
Es soll noch mehr geschickt werden.
Nämlich Dinge, die man für die 
Versorgung braucht.

Schon bald gibt es noch mehr Hilfe:
Freiwillige Helfer reisen nach Afrika.
Sie sind aus der Bundes-Wehr.
Das ist die Armee von Deutschland.

Die freiwilligen Helfer werden vorher 
noch ausgebildet.
Und das für den Einsatz in Afrika.
Und es wird geschaut:
Sind sie dafür geeignet?
Das kann noch etwas dauern.
Wahrscheinlich einige Wochen lang.
In dieser Zeit stecken sich aber immer 
mehr Menschen mit Ebola an.

Vorher hat es einen Aufruf gegeben. 
Und zwar von Ursula von der Leyen.
Sie ist die Verteidigungs-Ministerin 
von Deutschland.

Auch andere haben zur Hilfe 
aufgerufen.
Zum Beispiel der Chef vom Roten 
Kreuz.

Das Rote Kreuz ist eine Organisation.
Sie hilft Menschen, denen es schlecht 
geht.
Und das auf der ganzen Welt.

Der Chef vom Roten Kreuz sagt:
Es werden vor allem Ärzte und 
Pfleger gebraucht.

Aber auch Hebammen. 
Sie helfen dabei, ein Kind zur Welt 
zur bringen.
Und Menschen, die sich gut mit 
einem Labor auskennen.

Diese Menschen prüfen:
Wer hat das Ebola-Virus im Körper?

Kommt die Hilfe zu spät?
Viele Menschen finden aber:
Die Hilfe kommt viel zu spät.
Das sagen vor allem viele Ärzte. 
Ärzte, die sich um die Ebola-Kranken 
kümmern.

Und auch einige Politiker geben 
Fehler zu:
Sie sagen:
Am Anfang war noch unklar.
Und zwar, wie schlimm sich die 
Krankheit ausbreitet.
Für viele ist jetzt aber klar:
Man muss nun schnell helfen.

Viele sagen:
Das Geld ist wichtig für die Länder.
Aber man muss sich auch um andere 
Sachen kümmern.
Zum Beispiel:
Wie kann das Geld gut verteilt 
werden?
Und:
Wie kann es gut eingesetzt werden?
Zum Beispiel für Medizin und 
Impfungen.

Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter:
www.bundestag.de/leichte_sprache
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Das Ebola-Virus
Kommt die Hilfe zu spät?

Eine gefährliche Krankheit
Was ist ein Virus?
Ein Virus ist extrem klein.
Er kann so gut in den Körper von 
Menschen eindringen.
Der Körper reagiert dann darauf:
Er wird krank.

Verschiedene Viren lösen 
verschiedene Krankheiten aus.
Zum Beispiel:
• Herpes,
• Grippe
• oder auch Ebola.

Was ist Ebola?
Ebola ist ein Virus.
Es löst eine sehr gefährliche 
Krankheit aus.
Diese Krankheit heißt:
Ebola-Fieber.

Viele Menschen sind schon daran 
gestorben.
Denn:
Das Ebola-Fieber greift den Körper 
sehr stark an.

Was macht das Ebola mit dem 
Körper?
Meistens merkt man nach 8 bis 10 
Tagen:
Der Mensch ist krank.

Er bekommt Symptome.
Diese Symptome fühlen sich 
ungefähr so an:
Der Mensch glaubt, er bekommt eine 
Grippe.

Dann wird es aber immer schlimmer:
1. 
Der Kranke bekommt sehr starkes 
Fieber.
Er hat also eine sehr hohe 
Temperatur im Körper.
Etwa 39 Grad Celsius.
Oder auch höher.
Die normale Temperatur liegt bei 36 
Grad Celsius.

2.
Der Kranke hat Blut im Kot.
Und auch Blut im Urin.

leicht 
erklärt!
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3.
Der Kranke bekommt Krämpfe.
Und er ist an manchen Stellen 
gelähmt.

4.
Der Kranke bekommt schlimmen 
Durchfall.

5. 
Der Kranke blutet an der Haut.
Und auch an der Schleim-Haut.
Sie befindet sich zum Beispiel im 
Mund und in der Nase.

Das Virus breitet sich auf den ganzen 
Körper aus.
Dort zerstört es Adern.
Adern sind kleine Kanäle.
Adern gibt es im ganzen Körper.
Sie transportieren das Blut.
Der Körper besteht aus vielen kleinen 
Zellen.
Das Blut sorgt dafür, dass die Zellen 
gut versorgt werden.
Nur so können sie gut funktionieren.

Was passiert, wenn die Adern 
zerstört werden?
Organe fangen an zu bluten.
Zum Beispiel:
• der Magen,
• der Darm,
• die Milz
• oder die Lunge.
Daran stirbt der Kranke dann.

Wie bekommt man Ebola?
Das Ebola-Virus ist sehr ansteckend.
Das bedeutet:
Es kann sich schnell auf einen 
Menschen übertragen.
Und das von: 
1.
einem anderen Menschen.
Das geht durch Körper-Flüssigkeiten. 
Zum Beispiel durch: 
• Blut, 
• Urin, 
• Erbrochenes 
• oder Schweiß. 

Das passiert oft so:
Die Toten in Afrika werden von vielen 
Menschen umarmt.
Sie nehmen so Abschied.
Dabei stecken sich viele Menschen 
an.

2.
einem Gegenstand.
Und das, wenn sich 
• Blut, 
• Urin, 
• Erbrochenes 
• oder Schweiß 
von einem Ebola-Kranken daran 
befindet.

3.
oder einem Tier.
Viele Menschen essen Fleisch von 
wilden Tieren.
Die Tiere können das Ebola-Virus 
haben.

Die meisten Menschen sterben dann 
an dem Ebola-Fieber.

Wie kann man eine Ansteckung 
vermeiden?
1. 
Gegenstände müssen desinfiziert 
werden.
Das bedeutet, sie müssen von allen 
Viren befreit werden.

2.
Man soll kein „Busch-Fleisch“ essen.
„Busch-Fleisch“ ist Fleisch von wilden 
Tieren. 
Hier ist nämlich unklar:
Ist das Tier gesund?

3. 
Ebola-Kranke müssen von anderen 
fern gehalten werden.
Sie werden von Ärzten und Pflegern 
versorgt.
Diese müssen sich sehr gut schützen.
Und das mit Schutz-Kleidung.

4.
Gibt es eine Impfung gegen Ebola?
Eine Impfung, die auch wirklich 
wirkt?
Nein!
Einige Forscher arbeiten aber daran.
Es sind Forscher von einer 
Universität.
Es ist die Universität in Oxford.
Das ist eine Stadt in England.
Was ist eine Impfung?
Eine Impfung ist ein Mittel.
Es kann vermeiden, dass man einen 
Virus bekommt.

Wie werden Kranke behandelt?
Gibt es Medikamente gegen Ebola?
Nein!
Aber Forscher arbeiten daran.
Sie haben nun auch schon Stoffe 
getestet.
Und das an Ebola-Kranken.
Es ist aber noch unklar:
Wirken diese Stoffe?
Und:
Wie wirken die Stoffe genau?

Wie kann man den Kranken dann 
helfen?
Sie bekommen Medikamente.
Und das gegen die Symptome.
Zum Beispiel gegen das Fieber.
Das hilft dem kranken Körper.
Er hat so mehr Kraft.
Und zwar, um das Ebola-Virus zu 
bekämpfen.

Ebola-Krise in Afrika
In Afrika gibt es große Probleme.
Und das mit dem Ebola-Virus.
Sehr viele Menschen haben sich dort 
schon mit dem Virus angesteckt.

Es sind fast 6 Tausend Menschen.
Fast 3 Tausend Menschen sind schon 
daran gestorben.
Auch 181 Ärzte und Kranken-Pfleger. 
Viele Menschen kämpfen noch gegen 
die Krankheit an.

Wo ist es besonders schlimm?
In den Ländern:
• Guinea,
• Liberia,
• und Sierra Leone.

Es gibt schon sehr viele Helfer.
Und das in diesen Ländern.

Aber:
Die Helfer können sich nur an 
manchen Stellen um die Kranken 
kümmern.
Das sind sehr wenige Stellen.
Viele Ebola-Kranke müssen vor der 
Tür warten.
Manche Kranke sterben dort.

Kranke finden
Die Helfer haben viele Aufgaben.
Und das beim Kampf gegen das 
Virus.
Manche müssen die Kranken pflegen 
und versorgen.
Andere Helfer müssen Kranke finden.

Das ist oft sehr schwer.
Denn:
Viele Kranke schämen sich für die 
Krankheit.
Sie denken:
Gott möchte mich damit bestrafen.

Und viele Kranke haben Angst.
Und zwar vor den Helfern.
Das hat viele Gründe.
Zum Beispiel:
Sie sprechen eine andere Sprache.
Sie tragen Schutz-Anzüge.
Sie bringen die Toten weg.

Und:
Die meisten Menschen kommen 
nicht mehr zurück.
Und das von den Hilfe-Stellen.
Viele denken deshalb:
Wir verstecken unsere Kranken lieber.
Ihnen ist unklar:
Die Menschen sterben an dem Virus.
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3.
Der Kranke bekommt Krämpfe.
Und er ist an manchen Stellen 
gelähmt.

4.
Der Kranke bekommt schlimmen 
Durchfall.

5. 
Der Kranke blutet an der Haut.
Und auch an der Schleim-Haut.
Sie befindet sich zum Beispiel im 
Mund und in der Nase.

Das Virus breitet sich auf den ganzen 
Körper aus.
Dort zerstört es Adern.
Adern sind kleine Kanäle.
Adern gibt es im ganzen Körper.
Sie transportieren das Blut.
Der Körper besteht aus vielen kleinen 
Zellen.
Das Blut sorgt dafür, dass die Zellen 
gut versorgt werden.
Nur so können sie gut funktionieren.

Was passiert, wenn die Adern 
zerstört werden?
Organe fangen an zu bluten.
Zum Beispiel:
• der Magen,
• der Darm,
• die Milz
• oder die Lunge.
Daran stirbt der Kranke dann.

Wie bekommt man Ebola?
Das Ebola-Virus ist sehr ansteckend.
Das bedeutet:
Es kann sich schnell auf einen 
Menschen übertragen.
Und das von: 
1.
einem anderen Menschen.
Das geht durch Körper-Flüssigkeiten. 
Zum Beispiel durch: 
• Blut, 
• Urin, 
• Erbrochenes 
• oder Schweiß. 

Das passiert oft so:
Die Toten in Afrika werden von vielen 
Menschen umarmt.
Sie nehmen so Abschied.
Dabei stecken sich viele Menschen 
an.

2.
einem Gegenstand.
Und das, wenn sich 
• Blut, 
• Urin, 
• Erbrochenes 
• oder Schweiß 
von einem Ebola-Kranken daran 
befindet.

3.
oder einem Tier.
Viele Menschen essen Fleisch von 
wilden Tieren.
Die Tiere können das Ebola-Virus 
haben.

Die meisten Menschen sterben dann 
an dem Ebola-Fieber.

Wie kann man eine Ansteckung 
vermeiden?
1. 
Gegenstände müssen desinfiziert 
werden.
Das bedeutet, sie müssen von allen 
Viren befreit werden.

2.
Man soll kein „Busch-Fleisch“ essen.
„Busch-Fleisch“ ist Fleisch von wilden 
Tieren. 
Hier ist nämlich unklar:
Ist das Tier gesund?

3. 
Ebola-Kranke müssen von anderen 
fern gehalten werden.
Sie werden von Ärzten und Pflegern 
versorgt.
Diese müssen sich sehr gut schützen.
Und das mit Schutz-Kleidung.

4.
Gibt es eine Impfung gegen Ebola?
Eine Impfung, die auch wirklich 
wirkt?
Nein!
Einige Forscher arbeiten aber daran.
Es sind Forscher von einer 
Universität.
Es ist die Universität in Oxford.
Das ist eine Stadt in England.
Was ist eine Impfung?
Eine Impfung ist ein Mittel.
Es kann vermeiden, dass man einen 
Virus bekommt.

Wie werden Kranke behandelt?
Gibt es Medikamente gegen Ebola?
Nein!
Aber Forscher arbeiten daran.
Sie haben nun auch schon Stoffe 
getestet.
Und das an Ebola-Kranken.
Es ist aber noch unklar:
Wirken diese Stoffe?
Und:
Wie wirken die Stoffe genau?

Wie kann man den Kranken dann 
helfen?
Sie bekommen Medikamente.
Und das gegen die Symptome.
Zum Beispiel gegen das Fieber.
Das hilft dem kranken Körper.
Er hat so mehr Kraft.
Und zwar, um das Ebola-Virus zu 
bekämpfen.

Ebola-Krise in Afrika
In Afrika gibt es große Probleme.
Und das mit dem Ebola-Virus.
Sehr viele Menschen haben sich dort 
schon mit dem Virus angesteckt.

Es sind fast 6 Tausend Menschen.
Fast 3 Tausend Menschen sind schon 
daran gestorben.
Auch 181 Ärzte und Kranken-Pfleger. 
Viele Menschen kämpfen noch gegen 
die Krankheit an.

Wo ist es besonders schlimm?
In den Ländern:
• Guinea,
• Liberia,
• und Sierra Leone.

Es gibt schon sehr viele Helfer.
Und das in diesen Ländern.

Aber:
Die Helfer können sich nur an 
manchen Stellen um die Kranken 
kümmern.
Das sind sehr wenige Stellen.
Viele Ebola-Kranke müssen vor der 
Tür warten.
Manche Kranke sterben dort.

Kranke finden
Die Helfer haben viele Aufgaben.
Und das beim Kampf gegen das 
Virus.
Manche müssen die Kranken pflegen 
und versorgen.
Andere Helfer müssen Kranke finden.

Das ist oft sehr schwer.
Denn:
Viele Kranke schämen sich für die 
Krankheit.
Sie denken:
Gott möchte mich damit bestrafen.

Und viele Kranke haben Angst.
Und zwar vor den Helfern.
Das hat viele Gründe.
Zum Beispiel:
Sie sprechen eine andere Sprache.
Sie tragen Schutz-Anzüge.
Sie bringen die Toten weg.

Und:
Die meisten Menschen kommen 
nicht mehr zurück.
Und das von den Hilfe-Stellen.
Viele denken deshalb:
Wir verstecken unsere Kranken lieber.
Ihnen ist unklar:
Die Menschen sterben an dem Virus.
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Nachrichten

Der Ebola-Virus • Kommt die Hilfe zu spät?

Deutschland hilft
Deutschland hat bisher schon 
geholfen.
Es hat Geld nach Afrika geschickt.

Dieses Geld soll den Ländern helfen.
Und das im Kampf gegen Ebola.
Nun wurde aber beschlossen:
Es soll noch mehr geschickt werden.
Nämlich Dinge, die man für die 
Versorgung braucht.

Schon bald gibt es noch mehr Hilfe:
Freiwillige Helfer reisen nach Afrika.
Sie sind aus der Bundes-Wehr.
Das ist die Armee von Deutschland.

Die freiwilligen Helfer werden vorher 
noch ausgebildet.
Und das für den Einsatz in Afrika.
Und es wird geschaut:
Sind sie dafür geeignet?
Das kann noch etwas dauern.
Wahrscheinlich einige Wochen lang.
In dieser Zeit stecken sich aber immer 
mehr Menschen mit Ebola an.

Vorher hat es einen Aufruf gegeben. 
Und zwar von Ursula von der Leyen.
Sie ist die Verteidigungs-Ministerin 
von Deutschland.

Auch andere haben zur Hilfe 
aufgerufen.
Zum Beispiel der Chef vom Roten 
Kreuz.

Das Rote Kreuz ist eine Organisation.
Sie hilft Menschen, denen es schlecht 
geht.
Und das auf der ganzen Welt.

Der Chef vom Roten Kreuz sagt:
Es werden vor allem Ärzte und 
Pfleger gebraucht.

Aber auch Hebammen. 
Sie helfen dabei, ein Kind zur Welt 
zur bringen.
Und Menschen, die sich gut mit 
einem Labor auskennen.

Diese Menschen prüfen:
Wer hat das Ebola-Virus im Körper?

Kommt die Hilfe zu spät?
Viele Menschen finden aber:
Die Hilfe kommt viel zu spät.
Das sagen vor allem viele Ärzte. 
Ärzte, die sich um die Ebola-Kranken 
kümmern.

Und auch einige Politiker geben 
Fehler zu:
Sie sagen:
Am Anfang war noch unklar.
Und zwar, wie schlimm sich die 
Krankheit ausbreitet.
Für viele ist jetzt aber klar:
Man muss nun schnell helfen.

Viele sagen:
Das Geld ist wichtig für die Länder.
Aber man muss sich auch um andere 
Sachen kümmern.
Zum Beispiel:
Wie kann das Geld gut verteilt 
werden?
Und:
Wie kann es gut eingesetzt werden?
Zum Beispiel für Medizin und 
Impfungen.

Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter:
www.bundestag.de/leichte_sprache
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Das Ebola-Virus
Kommt die Hilfe zu spät?

Eine gefährliche Krankheit
Was ist ein Virus?
Ein Virus ist extrem klein.
Er kann so gut in den Körper von 
Menschen eindringen.
Der Körper reagiert dann darauf:
Er wird krank.

Verschiedene Viren lösen 
verschiedene Krankheiten aus.
Zum Beispiel:
• Herpes,
• Grippe
• oder auch Ebola.

Was ist Ebola?
Ebola ist ein Virus.
Es löst eine sehr gefährliche 
Krankheit aus.
Diese Krankheit heißt:
Ebola-Fieber.

Viele Menschen sind schon daran 
gestorben.
Denn:
Das Ebola-Fieber greift den Körper 
sehr stark an.

Was macht das Ebola mit dem 
Körper?
Meistens merkt man nach 8 bis 10 
Tagen:
Der Mensch ist krank.

Er bekommt Symptome.
Diese Symptome fühlen sich 
ungefähr so an:
Der Mensch glaubt, er bekommt eine 
Grippe.

Dann wird es aber immer schlimmer:
1. 
Der Kranke bekommt sehr starkes 
Fieber.
Er hat also eine sehr hohe 
Temperatur im Körper.
Etwa 39 Grad Celsius.
Oder auch höher.
Die normale Temperatur liegt bei 36 
Grad Celsius.

2.
Der Kranke hat Blut im Kot.
Und auch Blut im Urin.

leicht 
erklärt!


